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Art. 37	 Botschaft von Papst Franziskus  
	 zur österlichen Bußzeit 2018

»Weil die Gesetzlosigkeit überhandnimmt, wird die 
Liebe bei vielen erkalten« (Mt 24,12) 

Liebe Brüder und Schwestern, 

wieder kommt das Osterfest auf uns zu! Zur Vorbe-
reitung darauf schenkt uns die göttliche Vorsehung 
jedes Jahr die Fastenzeit als »eine Zeit der Umkehr 
und der Buße«1, welche die Möglichkeit der Rück-
kehr zum Herrn aus ganzem Herzen und mit dem 
gesamten Leben verkündet und bewirkt. 
1	 Römisches Messbuch, 1. Fastensonntag, Tagesgebet. 

Auch dieses Jahr möchte ich mit der vorliegenden 
Botschaft der ganzen Kirche helfen, diese Zeit der 
Gnade in Freude und Wahrheit zu leben; dabei lasse 
ich mich von einem Wort Jesu im Matthäusevan-
gelium leiten: »Weil die Gesetzlosigkeit überhand-
nimmt, wird die Liebe bei vielen erkalten« (24,12). 

Dieser Satz findet sich in der Rede über die End-
zeit auf dem Ölberg bei Jerusalem, genau dort, wo 
die Passion des Herrn beginnen wird. Jesus antwor-
tet auf eine Frage der Jünger und kündigt eine gro-
ße Bedrängnis an. Er beschreibt die Situation, in der 
sich die Gemeinschaft der Glaubenden wiederfinden 
könnte: Angesichts schmerzlicher Ereignisse werden 
einige falsche Propheten viele in die Irre führen, so 
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dass sie in den Herzen die Liebe auszulöschen dro-
hen, welche die Mitte des ganzen Evangeliums ist.  

Die falschen Propheten 

Schenken wir dieser Bibelstelle Gehör, fragen wir 
uns: Welche Gestalt nehmen die falschen Propheten 
an?

Sie sind wie „Schlangenbeschwörer“: Sie nut-
zen menschliche Gefühle aus, um die Menschen zu 
Sklaven zu machen und dann dahin zu führen, wo-
hin sie wollen. Wie viele Kinder Gottes sind von der 
Verlockung einer momentanen Befriedigung, die 
mit Glück verwechselt wird, geblendet! Wie viele 
Männer und Frauen leben wie betört vom trügeri-
schen Schein des Geldes, das sie in Wirklichkeit zu 
Sklaven des Profits und niederer Interessen macht! 
Wie viele leben in der Meinung, sich selbst zu genü-
gen, und werden zum Opfer der Einsamkeit! 

Weitere falsche Propheten sind die „Scharlatane“, 
die einfache und schnelle Lösungen für das Leid 
anbieten; Abhilfen, die sich dann als völlig unwirk-
sam erweisen: Wie vielen Jugendlichen werden als 
falsche Heilmittel Drogen, „Wegwerfbeziehungen“, 
oder schnelle, aber unredliche Verdienstmöglichkei-
ten angeboten! Und wie viele sind in einem geradezu 
virtuellen Leben gefangen, in dem die Beziehungen 
einfacher und schneller scheinen, um sich dann auf 
dramatische Weise als sinnlos zu entpuppen! Diese 
Betrüger, die wertlose Dinge anbieten, nehmen hin-
gegen das weg, was am kostbarsten ist: Würde, Frei-
heit und die Fähigkeit zu lieben. Die Verlockung der 
Eitelkeit bringt uns dazu, uns wie Pfaue aufzuplus-
tern … um dann der Lächerlichkeit anheim zu fallen; 
und aus der Lächerlichkeit kommt man nicht mehr 
heraus. Das ist kein Wunder: Seit jeher spiegelt uns 
der Teufel – »er ist ein Lügner und ist der Vater der 
Lüge« (Joh 8,44) – das Böse als gut und das Falsche 
als wahr vor, um das Herz des Menschen zu verwir-
ren. Jeder von uns ist daher aufgerufen, in seinem 
Herzen zu unterscheiden und zu prüfen, ob er von den 
Lügen dieser falschen Propheten bedroht wird. Wir 
müssen lernen, nicht an der unmittelbaren Oberfläche 
zu bleiben, sondern das zu erkennen, was in uns gute 
und dauerhafte Spuren hinterlässt, weil es von Gott 
kommt und wahrhaft unserem Wohl dient. 

Ein kaltes Herz 

In seiner Beschreibung der Hölle stellt sich Dan-
te Alighieri den Teufel auf einem Eisthron sitzend 
vor;2 er wohnt in der Eiseskälte der erstickten Liebe. 
Fragen wir uns also: Wie erkaltet in uns die Liebe? 
2	 »Der Kaiser in den wehevollen Reichen / hob halben Leibs sich aus 

dem eisgen Glas« (Lo ’mperador del doloroso regno / da mezzo ’l 
petto uscia fuor de la ghiaccia: Die Hölle, XXXIV. Gesang). 

Welches sind die Zeichen dafür, dass die Liebe in 
uns zu erlöschen droht? 

Was die Liebe auslöscht, ist vor allem die Hab-
sucht, »die Wurzel aller Übel« (1 Tim 6,10); auf sie 
folgt die Ablehnung Gottes, nämlich dass wir nicht 
bei ihm Trost suchen, sondern der Tröstung durch 
sein Wort und seine Sakramente unsere Verzweif-
lung vorziehen.3 All dies verwandelt sich in Gewalt 
gegenüber denen, die wir als Bedrohung unserer 
„Sicherheiten“ empfinden: das ungeborene Leben, 
der kranke alte Mensch, der Gast auf der Durchrei-
se, der Fremde, aber auch der Mitmensch, der unse-
ren Erwartungen nicht entspricht. 

Auch die Schöpfung ist stiller Zeuge dieser Erkal-
tung der Liebe: Die Erde ist vergiftet durch nachläs-
sig oder bewusst weggeworfene Abfälle; die Mee-
re, die ebenso verschmutzt sind, müssen leider die 
Überreste so vieler Schiffbrüchiger von erzwunge-
nen Migrationen bergen; die Himmel – die im Plan 
Gottes seine Herrlichkeit besingen – werden von 
Maschinen durchpflügt, die Werkzeuge des Todes 
herabregnen lassen. 

Die Liebe erkaltet auch in unseren Gemeinschaf-
ten: Im Apostolischen Schreiben Evangelii gaudium 
habe ich versucht, die deutlichsten Zeichen dieses 
Mangels an Liebe zu beschreiben. Dies sind die ego-
istische Trägheit, der sterile Pessimismus, die Versu-
chung, sich zu isolieren und ständige Bruderkriege 
zu führen, eine weltliche Mentalität, die dazu verlei-
tet, sich nur um den Schein zu kümmern, und so den 
missionarischen Eifer eindämmt.4 

Was ist zu tun? 

Wenn wir in unserem Innersten und um uns herum 
die eben beschriebenen Zeichen sehen, bietet uns 
die Kirche, unsere Mutter und Lehrmeisterin, in die-
ser Fastenzeit neben der zuweilen bitteren Medizin 
der Wahrheit das süße Heilmittel des Gebets, des 
Almosengebens und des Fastens an. 

Wenn wir dem Gebet mehr Zeit widmen, machen 
wir es unserem Herzen möglich, die stillen Lügen 
aufzudecken, mit denen wir uns selbst betrügen;5 

dann können wir endlich den Trost Gottes suchen. Er 
ist unser Vater und will, dass wir das Leben haben. 

Das Almosengeben befreit uns von der Habsucht 
und hilft uns zu entdecken, dass der andere mein 
Bruder ist: Was ich besitze, gehört niemals nur mir. 
3	 »Es ist schon seltsam, doch viele Male haben wir Angst vor der Trös-

tung, getröstet zu werden. Mehr noch: Wir fühlen uns sicherer in der 
Traurigkeit und Verzweiflung. Wisst ihr, warum? Weil wir uns in der 
Traurigkeit fast als Hauptpersonen empfinden. In der Tröstung dage-
gen ist der Heilige Geist die Hauptperson« (Angelus, 7. Dezember 
2014). 

4	 Nrn. 76-109. 
5	 Vgl. BENEDIKT XVI., Enzyklika Spe salvi, 33.
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Wie sehr wünschte ich mir, dass das Almosengeben 
für alle zu einer regelrechten Lebenshaltung wür-
de! Wie sehr wünschte ich mir, dass wir als Chris-
ten dem Beispiel der Apostel folgten und die Mög-
lichkeit, mit den anderen unsere Güter zu teilen, 
als konkretes Zeugnis für die in der Kirche geleb-
te Gemeinschaft betrachteten. Hier mache ich mir 
den Aufruf des heiligen Paulus zu eigen, mit dem 
er die Korinther zur Sammlung für die Jerusalemer 
Gemeinde einlud: Es ist ein Rat, »der euch helfen 
soll« (2 Kor 8,10). Dies gilt auf besondere Weise in 
der Fastenzeit, in der viele Einrichtungen Sammlun-
gen zugunsten von Kirchen und Menschen in Not 
durchführen. Aber wie sehr wünschte ich mir auch 
für unsere täglichen Begegnungen, dass wir bei je-
dem hilfesuchendem Bruder daran denken würden, 
dass er ein Aufruf der göttlichen Vorsehung ist: Je-
des Almosen ist eine Gelegenheit, an der Fürsorge 
Gottes für seine Kinder mitzuwirken. Wenn er sich 
heute meiner bedient, um einem Bruder oder einer 
Schwester zu helfen, wird er da morgen nicht auch 
für meine Bedürfnisse Sorge tragen, er, der sich an 
Großzügigkeit nicht überbieten lässt?6 

Das Fasten schließlich nimmt unserer Gewaltsam-
keit die Kraft, es entwaffnet uns und ist eine wich-
tige Gelegenheit zur Reifung. Einerseits können wir 
dabei die Erfahrung teilen, die jene erleben, denen 
auch das Notwendigste fehlt und die den täglichen 
Hunger kennen; andererseits ist es Ausdruck des 
Geistes, der nach dem Guten hungert und nach dem 
Leben Gottes dürstet. Das Fasten rüttelt uns auf, es 
macht uns aufmerksamer für Gott und den Nächs-
ten, es erneuert unseren Willen zum Gehorsam ge-
genüber Gott, der allein unseren Hunger stillt. 

Ich möchte, dass meine Stimme über die Grenzen 
der katholischen Kirche hinaus dringe, um euch alle 
zu erreichen, Männer und Frauen guten Willens, die 
ihr offen seid, auf Gott zu hören. Wenn ihr wie wir 
darüber betrübt seid, dass die Gesetzlosigkeit in der 
Welt überhandnimmt; wenn ihr besorgt seid über die 
Kälte, welche die Herzen und die Taten lähmt; wenn 
ihr seht, wie der Sinn des gemeinsamen Mensch-
seins verloren geht, dann verbindet euch mit uns, 
um gemeinsam Gott anzurufen, um gemeinsam zu 
fasten und gemeinsam mit uns das zu geben, was ihr 
könnt, um den Brüdern und Schwestern zu helfen! 

Das Osterfeuer 

Ich lade vor allem die Mitglieder der Kirche ein, 
mit Eifer den Weg der Fastenzeit durch Almosenge-
ben, Fasten und Gebet zu beschreiten. Wenn manch-
mal die Liebe in den Herzen vieler zu erlöschen 
scheint, so ist dies nie im Herzen Gottes der Fall! 
6	 Vgl. PIUS XII., Enzyklika Fidei donum, III. 

Er schenkt uns immer von neuem die Möglichkeit, 
wieder neu zu lieben. 

Eine gute Gelegenheit dazu ist auch dieses Jahr 
die Initiative „24 Stunden für den Herrn“, die uns 
einlädt, das Sakrament der Versöhnung im Rah-
men der eucharistischen Anbetung zu feiern. Im 
Jahr 2018 wird sie Freitag und Samstag, den 9. und 
10. März, stattfinden und unter dem Wort des Psalms 
130,4 stehen: »Bei dir ist Vergebung«. In jeder Diö-
zese wird mindestens eine Kirche 24 Stunden lang 
durchgehend geöffnet sein und die Möglichkeit für 
Anbetung und sakramentale Beichte bieten. 

In der Osternacht erleben wir wieder den ein-
drucksvollen Ritus der Entzündung der Osterkerze: 
Aus dem „neuen Feuer“ gespeist vertreibt das Licht 
allmählich die Dunkelheit und erhellt die liturgische 
Versammlung. »Christus ist glorreich auferstanden 
vom Tod. Sein Licht vertreibe das Dunkel der Her-
zen«,7 damit wir alle die Erfahrung der Emmaus-
jünger machen: Wenn wir das Wort des Herrn hören 
und uns vom eucharistischen Brot nähren, wird es 
unserem Herzen möglich, wieder in Glaube, Hoff-
nung und Liebe zu brennen. 

Ich segne euch von Herzen und bete für euch. Ver-
gesst nicht, für mich zu beten. 

Aus dem Vatikan, am 1. November 2017 
Hochfest Allerheiligen

Art. 38	 Botschaft von Papst Franziskus  
	 zum 26. Welttag der Kranken 2018

Mater Ecclesiae: »Siehe dein Sohn… Siehe deine 
Mutter. Und von jener Stunde an nahm sie der Jün-
ger zu sich« (Joh 19,26-27).

Liebe Brüder und Schwestern,

der Dienst der Kirche an den Kranken und den-
jenigen, die für sie Sorge tragen, muss mit immer 
neuer Kraft in Treue zum Auftrag des Herrn (vgl. 
Lk 9,2-6; Mt 10,1-8; Mk 6,7-13) und dem überaus 
bedeutenden Beispiel ihres Gründers und Meisters 
folgend weitergeführt werden.

7	 Römisches Messbuch, Osternacht, Lichtfeier.
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Dieses Jahr kommt das Thema des Welttags der 
Kranken von den Worten, die Jesus, am Kreuz er-
höht, an seine Mutter Maria und an Johannes richtet: 
»Siehe, dein Sohn! … Siehe, deine Mutter! Und von 
jener Stunde an nahm sie der Jünger zu sich« (Joh 
19,26-27).

1.	 Diese Worte des Herrn erhellen das Geheimnis 
des Kreuzes in seiner Tiefe. Dieses stellt nicht 
eine hoffnungslose Tragödie dar, sondern den 
Ort, an dem Jesus seine Herrlichkeit zeigt und 
seinen letzten Willen der Liebe hinterlässt, der 
zur bestimmenden Regel der christlichen Ge-
meinschaft und des Lebens jedes Jüngers wird.

	 Die Worte Jesu begründen vor allem die mütter-
liche Berufung Marias im Hinblick auf die gan-
ze Menschheit. Sie wird insbesondere die Mutter 
der Jünger ihres Sohnes werden und für sie und 
ihren Weg Sorge tragen. Und wir wissen, dass 
die mütterliche Sorge um einen Sohn oder eine 
Tochter sowohl die materiellen wie auch die 
geistigen Aspekte ihrer Erziehung umfasst.

	 Der unaussprechliche Schmerz des Kreuzes 
durchdringt die Seele Marias (vgl. Lk 2,35), 
lähmt sie aber nicht. Im Gegenteil, als Mutter 
des Herrn beginnt für sie ein neuer Weg der Hin-
gabe. Am Kreuz sorgt sich Jesus um die Kirche 
und die gesamte Menschheit, und Maria ist geru-
fen, genau diese Sorge zu teilen. Die Apostelge-
schichte zeigt uns in der Schilderung der großen 
Ausgießung des Heiligen Geistes an Pfingsten, 
dass Maria begonnen hat, ihre Aufgabe in der 
ersten Gemeinde der Kirche zu erfüllen. Eine 
Aufgabe, die niemals endet.

2. 	Der Lieblingsjünger Johannes verkörpert die 
Kirche, das messianische Volk. Er muss Maria 
als eigene Mutter anerkennen. Und in dieser An-
erkennung ist er gerufen, sie zu sich zu nehmen, 
in ihr das Vorbild der Jüngerschaft und auch die 
mütterliche Berufung zu betrachten, die Jesus 
ihr anvertraut hat, mit den Sorgen und Plänen, 
die dies mit sich bringt: die Mutter, die liebt 
und Kinder hervorbringt, die fähig sind, gemäß 
dem Gebot des Herrn zu lieben. Deshalb geht 
die mütterliche Berufung Marias, die Berufung, 
für ihre Kinder zu sorgen, auf Johannes und die 
ganze Kirche über. Die ganze Gemeinschaft der 
Jünger ist in die mütterliche Berufung Marias hi-
neingenommen.

3. 	Johannes weiß als Jünger, der mit Jesus alles 
geteilt hat, dass der Meister alle Menschen zur 

Begegnung mit dem Vater führen will. Er kann 
bezeugen, dass Jesus vielen begegnet ist, die 
im Geiste krank waren, weil sie voll von Hoch-
mut waren (vgl. Joh 8,31-39), ebenso aber auch 
körperlich Kranken (vgl. Joh 5,6). Allen hat er 
Barmherzigkeit und Vergebung geschenkt und 
den Kranken auch körperliche Heilung als Zei-
chen für das Leben in Fülle im Reich Gottes, wo 
jede Träne getrocknet wird. Wie Maria sind die 
Jünger gerufen, füreinander zu sorgen, aber nicht 
nur das. Sie wissen, dass das Herz Jesu für alle 
offen ist, ohne jemanden auszuschließen. Allen 
muss das Evangelium vom Reich Gottes verkün-
det werden, und die Nächstenliebe der Christen 
muss sich allen Bedürftigen zuwenden, einfach, 
weil sie Personen, Kinder Gottes sind. 

4. 	Diese mütterliche Berufung der Kirche gegen-
über den bedürftigen Menschen und den Kran-
ken hat in ihrer zweitausendjährigen Geschichte 
in einer langen Reihe von Initiativen zuguns-
ten der Kranken konkret Gestalt angenommen. 
Diese Geschichte der Hingabe darf nicht in 
Vergessenheit geraten. Sie wird heute noch auf 
der ganzen Welt fortgesetzt. In den Ländern mit 
einem ausreichenden Gesundheitswesen ver-
sucht die Arbeit der katholischen Kongregatio-
nen, der Diözesen und ihrer Krankenhäuser über 
die Versorgung mit qualitativen medizinischen 
Behandlungen hinaus, die menschliche Person 
in den Mittelpunkt des therapeutischen Prozes-
ses zu stellen, und betreibt wissenschaftliche 
Forschung unter Achtung des Lebens und der 
christlichen moralischen Werte. In den Ländern, 
wo die Gesundheitssysteme unzureichend oder 
inexistent sind, arbeitet die Kirche daran, den 
Menschen das Möglichste für die Gesundheits-
fürsorge anzubieten, um die Kindersterblichkeit 
zu beseitigen und einige weitverbreitete Krank-
heiten zu bekämpfen. Überall versucht sie zu be-
handeln, auch wenn sie nicht imstande ist zu hei-
len. Das Bild der Kirche als ›Feldlazarett‹, das 
alle aufnimmt, die vom Leben verwundet wur-
den, ist eine ganz konkrete Wirklichkeit, weil es 
in einigen Teilen der Welt nur die Krankenhäu-
ser der Missionare und der Diözesen sind, die 
die Bevölkerung mit den notwendigen Behand-
lungen versorgen.

5. 	Das Gedächtnis der langen Geschichte des 
Dienstes an den Kranken ist für die christliche 
Gemeinschaft Grund zur Freude und insbesonde-
re für diejenigen, die gegenwärtig diesen Dienst 
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versehen. Aber man muss auf die Vergangenheit 
schauen, vor allem um sich davon bereichern zu 
lassen. Von ihr müssen wir lernen: die Großzü-
gigkeit bis zur völligen Selbstaufopferung vieler 
Gründer von Instituten im Dienst der Kranken; 
die aus der Liebe erweckte Kreativität vieler im 
Lauf der Jahrhunderte unternommener Initiati-
ven; den Einsatz in der wissenschaftlichen For-
schung, um den Kranken innovative und zuver-
lässige Behandlungen anzubieten. Dieses Erbe 
der Vergangenheit hilft dabei, die Zukunft gut 
zu planen: zum Beispiel, um die katholischen 
Krankenhäuser vor der Gefahr eines rein unter-
nehmerischen Denkens zu bewahren, das auf der 
ganzen Welt darauf aus ist, die Gesundheitsfür-
sorge im Bereich des Marktes anzusiedeln, und 
so am Ende die Armen ausschließt. Die weise 
Organisation und die Liebe verlangen vielmehr, 
dass die Person des Kranken in ihrer Würde ge-
achtet wird und immer im Mittelpunkt des Be-
handlungsprozesses bleibt. Diese Einstellungen 
müssen auch den Christen zu eigen sein, die in 
den öffentlichen Strukturen tätig sind und mit ih-
rem Dienst das Evangelium authentisch bezeu-
gen sollen. 

6. 	Jesus hat der Kirche seine heilende Macht als 
Gabe hinterlassen: »Und durch die, die zum 
Glauben gekommen sind, werden folgende Zei-
chen geschehen: […] Die Kranken, denen sie 
die Hände auflegen, werden gesund werden« 
(Mk 16,17-18). In der Apostelgeschichte lesen 
wir die Schilderung der von Petrus (vgl. Apg 
3,4-8) und Paulus (vgl. Apg 14,8-11) gewirkten 
Heilungen. Der Gabe Jesu entspricht die Aufga-
be der Kirche, die weiß, dass sie für die Kran-
ken den gleichen von Zärtlichkeit und Erbarmen 
erfüllten Blick wie ihr Herr haben muss. Die 
Gesundheitspastoral ist und wird auch in Zu-
kunft eine notwendige und wesentliche Aufgabe 
bleiben, die mit neuem Schwung gelebt werden 
muss, angefangen von den Pfarrgemeinden bis 
hin zu den herausragenden Behandlungszent-

ren. Wir können hier nicht die Zärtlichkeit und 
die Beharrlichkeit außer Acht lassen, mit denen 
sich viele Familien um ihre eigenen Kinder, El-
tern oder Verwandten, die chronisch krank oder 
schwerbehindert sind, kümmern. Die in der Fa-
milie geleistete Pflege ist ein außerordentliches 
Zeugnis der Liebe für die menschliche Person 
und muss durch entsprechende Anerkennung 
und durch eine angemessene Politik unterstützt 
werden. Deshalb nehmen Ärzte und Kranken-
pfleger, Priester, Gottgeweihte und Ehrenamtli-
che, Familienangehörige und alle, die sich in der 
Krankenpflege engagieren, an dieser kirchlichen 
Sendung teil. Es ist eine geteilte Verantwortlich-
keit, die den Wert des täglichen Dienstes eines 
jeden bereichert. 

7. 	Maria, der Mutter der Zärtlichkeit, wollen wir 
alle an Körper und Geist Kranken anvertrauen, 
damit sie sie in der Hoffnung stütze. Sie bitten 
wir auch, uns zu helfen, gegenüber den kranken 
Brüdern und Schwestern Aufnahmebereitschaft 
zu zeigen. Die Kirche weiß, dass sie einer be-
sonderen Gnade bedarf, um ihrem evangeliums-
gemäßen Dienst der Krankenpflege gerecht zu 
werden. Daher möge uns das Gebet zur Mut-
ter des Herrn alle in einem inständigen Flehen 
vereinen, damit jedes Glied der Kirche in Liebe 
die Berufung zum Dienst am Leben und der Ge-
sundheit lebe. Die Jungfrau Maria möge diesen 
26. Welttag der Kranken mit ihrer Fürsprache 
begleiten; sie möge den kranken Menschen hel-
fen, ihr Leiden in Gemeinschaft mit dem Herrn 
Jesus zu leben, und möge denen beistehen, die 
für sie Sorge tragen. Allen, den Kranken, den im 
Gesundheitswesen Tätigen und den Ehrenamtli-
chen erteile ich von Herzen den Apostolischen 
Segen. 

Aus dem Vatikan, am 26. November 2017, 
Christkönigssonntag
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Erlasse des Bischofs

Sperrfrist für alle Veröffentlichungen:  
17. Februar 2018

Art. 39	 Bischofswort zur  
	 österlichen Bußzeit 2018

Liebe Schwestern und Brüder im Glauben!

Das Jahr 2018, das schon mit einigen Wochen ins 
Land gegangen ist, wird für unser Bistum ganz be-
sonders geprägt werden durch den Katholikentag, der 
vom 9. bis 13. Mai in unserer Bischofsstadt Müns-
ter stattfinden wird. Diese Tage stehen unter dem 
Leitwort „Suche Frieden“. Im Jahre 1648, also vor 
370 Jahren, wurde in den Städten Münster und Osna-
brück ein Friedensvertrag geschlossen, mit dem ein 
blutiger 30-jähriger Krieg in Europa zu Ende ging. 
Ausgelöst worden war er durch die Streitigkeiten in-
nerhalb der christlichen Konfessionen, verbunden mit 
der Gier nach Macht der verschiedenen Herrscher. 
Der Abschluss im Jahre 1648 hat den beiden Städten 
den Titel „Friedensstadt“ eingebracht. 

„Der Friede ist das Beste aller Dinge“, so können 
wir es im so genannten Friedenssaal des Münsteraner 
Rathauses, in dem die Verträge unterzeichnet wur-
den, lesen. Das Jahr 2018 erinnert auch an das Ende 
eines furchtbaren Krieges vor genau 100 Jahren, der 
zum ersten Mal nicht nur zwischen einzelnen euro-
päischen Völkern, sondern auch auf Weltebene aus-
getragen wurde, und der unzählige Todesopfer und 
Zerstörungen gebracht hat. Der Friedensabschluss, 
der diesem Ende folgte, war so brüchig, dass schon 
21 Jahre später ein neuer Weltkrieg ausbrach. Mit 
Dankbarkeit dürfen wir in unseren Breiten sehen, 
dass wir weitgehend im Frieden leben. Allerdings 
zeigt uns der Blick in die gesamte Weltsituation, 
dass dies für einen Großteil anderer Länder und Re-
gionen nicht gilt. Aber auch bei uns ist aller Friede 
brüchig, wenn wir nur an die Ausbrüche von Terror 
und Gewalt auch in unseren Städten und in den eu-
ropäischen Ländern denken. Den Frieden zu suchen 
ist eine ständige Aufgabe, die freilich nicht nur den 
Verantwortlichen in der Politik gestellt ist, sondern 
jedem Einzelnen von uns. Dazu möchten die Begeg-
nungen, Gespräche, Diskussionen und Gottesdiens-
te beim Katholikentag im Mai beitragen. 

Noch sehr klingen in meinem Herzen zwei Er-
eignisse des vergangenen Jahres nach: Einmal den-
ke ich an das Weltfriedenstreffen im September in 
Münster und Osnabrück. Es hat Menschen aus allen 
Religionen und vielen unterschiedlichen Völkern in 
unsere Städte geführt. Es konnte eindringlich de-

monstrieren, dass auch zwischen sonst verfeindeten 
Gruppen und Völkern Friede auf der Ebene des Ge-
spräches und des Gebetes möglich wird. Diese Tage 
standen unter dem Leitwort: „Wege des Friedens“.

Das andere Ereignis war der Auftakt zum Katholi-
kentag, den wir, unter der Teilnahme von vielen von 
Ihnen, am Samstag, dem 13. Mai 2017 in Münster 
gefeiert haben. Es war ein schönes und gelunge-
nes Fest. Am Ende dieses Tages wurden in einem 
Gottesdienst im Dom an viele Einzelpersonen und 
Gruppen, auch über die Grenzen unserer Religion 
und Konfession hinaus, unbeschriebene Blätter ver-
teilt. Wir haben sie „Friedensverträge“ genannt. Die-
ses schöne Motiv greife ich gerne auf, um zu Beginn 
der österlichen Bußzeit mit Ihnen, liebe Schwestern 
und Brüder, die Wirkweisen solcher Friedensverträ-
ge zu bedenken. Ich lade Sie ein, in Ihren Familien, 
Kreisen und Gruppen, über diese Friedensverträge 
nachzudenken: 

a.	 Ein erster Vorschlag betrifft den Friedensver-
trag mit Menschen, zu denen die Verbindung 
abgerissen oder unterbrochen worden ist, ja, 
die vielleicht sogar unsere Feinde sind. Mög-
licherweise hat jeder von uns schon öfters dar-
über nachgedacht, wie gut es wäre, unter einen 
Streit, eine jahrelange Auseinandersetzung, 
einen Schlussstrich zu ziehen und damit den 
Konflikt durch gute Vereinbarungen und durch 
Verzeihung zu beenden. Das könnte gut zur 
österlichen Bußzeit passen, auf diese Wunde 
in unserem Leben zu schauen und einen neu-
en Anfang zu wagen. Ich kann mir allerdings 
auch vorstellen, dass mancher von Ihnen schon 
oft Versuche unternommen hat, aber jedes Mal 
auch an der Gegenseite gescheitert ist, weil die 
Bereitschaft zur Versöhnung nicht gegeben war. 
Daher kann sich das Bemühen um einen Frie-
densvertrag schon von vornherein als unsinnig 
erweisen. Dennoch möchte ich Sie ermutigen, 
wenigstens darüber nachzudenken, ob nicht auf 
diesem Vertrag ein Gebet stehen könnte. Sie 
wenden sich an Jesus und bitten IHN, alles aus 
Ihrem Herzen wegzuräumen, was Ihrerseits ei-
ner Versöhnung im Wege stehen kann. Gleich-
zeitig bitten Sie darum, dass im Herzen des 
anderen überwunden wird, was es ihm schwer 
macht, den Schritt zur Versöhnung zu tun. 

b.	 Es gibt auch die Möglichkeit, mit sich selbst 
einen Friedensvertrag zu schließen. Vielleicht 
hört sich das zunächst etwas ungewöhnlich an. 
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Gerade die österliche Bußzeit ist eine Einla-
dung, achtsam auf sich selber zu sein und zu 
schauen, was mich unzufrieden macht, vor al-
lem, wenn ich auf mich selber blicke. Es gibt 
wohl in jedem menschlichen Leben Wirklich-
keiten, mit denen wir uns nur schwer aussöhnen 
können. Das kann vieles beinhalten, zum Bei-
spiel bestimmte Ziele nicht erreicht zu haben, 
die man sich gesteckt hat; oder sich nicht da-
mit zu versöhnen, einen Fehltritt begangen zu 
haben, der immer noch über Jahre weiterwirkt, 
den ich mir selber nicht verzeihen kann. Manch 
einer ist auch nicht versöhnt mit der Grenze, 
die seiner Gesundheit, seinen Fähigkeiten, sei-
nen Begabungen gesetzt ist, weil er sich immer 
wieder mit anderen vergleicht und diese für viel 
besser, klüger und vollkommener hält. Kann es 
nicht in der österlichen Bußzeit eine Möglich-
keit geben, auch einmal Frieden mit sich selbst 
zu schließen? Das kann im Gebet geschehen, 
das kann auch in einem guten Gespräch statt-
finden, und schließlich bietet die Kirche das 
großartige Geschenk des Auferstandenen an, 
sich in einer Beichte das Wort der Vergebung 
und Versöhnung zusprechen zu lassen. Aber 
möglicherweise ist das schon ein zu großer 
Schritt, und es würde einfach helfen, auf das 
leere Formular des Friedensvertrages ein Gebet 
zu schreiben, Schritte gehen zu können, um mit 
sich selber versöhnt zu sein. 

	 Das Buch der Psalmen kennt dieses schöne Ge-
bet, das genau auf diesen Friedensvertrag passt: 
„Erforsche mich, Gott, und erkenne mein Herz, 
prüfe mich, und erkenne mein Denken! Sieh 
her, ob ich auf dem Weg bin, der dich kränkt, 
und leite mich auf dem altbewährten Weg!“ 
(Ps 139, 23 – 24). 

c.	 Schließlich könnte ich einen Friedensvertrag 
schreiben, indem ich genauer hinschaue, ob ich 
achtsam genug mit den Gütern der Erde umgehe 
und sie so achte, dass man die Spur Gottes auf 
ihr erkennen kann. Die österliche Bußzeit bietet 
die Möglichkeit des Verzichts und heißt nicht 
umsonst auch „Fastenzeit“. Es ist nicht damit 
getan, am Ende dieser 40 Tage ein paar Pfun-
de weniger zu wiegen, sondern es könnte auch 
eine Herausforderung sein genauer zu prüfen, 
wo in meinem Leben und Umfeld gegen die 
Natur und gegen die Schöpfung gefehlt wird. 
Es ist gut zu sehen, dass viele Menschen für die-
se Fragen immer sensibler werden, bewusster 
kaufen, nicht bloß konsumieren, sondern aus-
wählen, was man isst, was man einkauft. Nach-
haltigkeit und soziale Gerechtigkeit beginnen 

bei jedem Einzelnen und setzen sich in unserer 
globalisierten Gesellschaft fort. Den Preis un-
seres Lebens sollten nicht andere zahlen müs-
sen. Viele achten darauf, dass Produkte unse-
res alltäglichen Bedarfes nicht durch den Preis 
der Ausbeutung von Kindern und Menschen 
aus ärmeren Ländern hergestellt werden. Ich 
bin überzeugt davon, dass das Formular dieses 
Friedensvertrages manche Anregung enthalten 
kann und dazu beiträgt, die Liedstrophe wahr-
zumachen, die sich in unserem Gotteslob findet  
(464, 8): „Gott liebt diese Welt, und wir sind 
sein Eigen. Wohin er uns stellt, sollen wir es 
zeigen: Gott liebt diese Welt!“

Liebe Schwestern und Brüder, an diesem ersten 
Sonntag der österlichen Bußzeit wird in der ersten 
Lesung vom Bund Gottes mit Noah und der ge-
samten Schöpfung berichtet. Als Zeichen für diese 
Verbundenheit gilt der Regenbogen, von dem Gott 
selber sagt: „Er soll das Zeichen des Bundes werden 
zwischen mir und der Erde“ (Gen 9, 13), und er fügt 
ausdrücklich hinzu: „Dieses Zeichen zeigt, dass er 
nicht die Erde vernichten will“. 

Ich wünsche Ihnen allen im Zugehen auf den  
Katholikentag und in der gemeinsamen Feier dieses 
Großereignisses, zunächst aber einmal für die öster-
liche Feier: Lassen Sie sich berühren von der Bot-
schaft des auferstandenen Herrn. In Ihm verbindet 
sich Gott mit uns Menschen, schlägt einen Bogen 
von sich aus zu uns hin. Er will uns damit zeigen, 
dass Er mit uns Frieden schließen möchte. Er gibt 
uns die Verheißung, in der Verbindung mit Ihm un-
zerstörbares Leben zu empfangen.

In diesem Sinne freue ich mich mit Ihnen auf die 
gemeinsame Feier des Osterfestes und die vielen 
Begegnungen in Münster während des Katholiken-
tages und wünsche Ihnen dazu allen Segen: Den 
Segen des allmächtigen Gottes, des Vaters und des 
Sohnes und des Heiligen Geistes!

Münster, am Fest der Erscheinung des Herrn,  
dem 6. Januar 2018

Ihr Bischof

Dieses Bischofswort ist am 1. Fastensonntag, dem 
18.  Februar in allen Gottesdiensten, einschließlich der 
Vorabendmesse, zu verlesen.
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Das Wort des Bischofs zur österlichen Bußzeit wird 
auch 2018 als Video-DVD und Audio-CD verfügbar sein, 
gesprochen von Bischof Dr. Felix Genn. So besteht die 
Möglichkeit, das Video in den Gottesdiensten am ersten 
Fastensonntag, 17./18. Februar 2018, einzuspielen. Der 
Brief mit Video-DVD und Audio-CD kann noch bis zum 
2. Februar 2018 (wie bereits in Amtsblatt Nr. 2 angekün-
digt) kostenfrei bestellt werden im Bischöflichen Gene-
ralvikariat, Abteilung Medien- und Öffentlichkeitsar-
beit, Tanja Schröder, Domplatz 31, 48143 Münster, Tel.: 
0251/495-1191, E-Mail: medien@bistum-muenster.de. 
Der Versand der Datenträger erfolgt so, dass sie spätes-
tens zum 16. Februar 2018 eintreffen.

Außerdem gibt es ab dem 12. Februar 2018 eine Down-
loadmöglichkeit: Die Video- und Audiodateien können 
aus der Mediendatenbank des Bistums Münster (Link: 
medien.bistum-muenster.de) heruntergeladen werden 
kann. Die DVD bzw. das Video sind frei zur Verbreitung 
ab Beginn der Vorabendmessen am 17. Februar 2018.

Art. 40	 Urkunde über die Errichtung  
	 der Katholischen Kirchengemeinde  
	 St. Franziskus in Duisburg

I.	 Mit Wirkung vom 4. Februar 2018 lege ich 
die katholischen Kirchengemeinden St. Johan-
nes Baptist, Duisburg (Homberg), Liebfrauen, 
Duisburg (Homberg) und St. Peter in Duisburg 
(Homberg) zu einer neuen Kirchengemeinde 
unter dem Namen 

	 Katholische Kirchengemeinde  
St. Franziskus 

	 in Duisburg zusammen. Sitz der Kirchenge-
meinde ist Duisburg (Homberg).

	 Der Priesterrat wurde gem. can. 515 § 2 des 
CIC dazu angehört.

II.	 Mit dem Zeitpunkt des Zusammenlegens der 
Kirchengemeinden hören die Kirchengemein-
den St. Johannes Baptist, Liebfrauen und St. 
Peter zu existieren auf. Das Gebiet der neuen 
Kirchengemeinde wird aus dem der zusammen-
gelegten Kirchengemeinden gebildet, ebenso 
wie deren Mitglieder die Mitglieder der neuen 
Kirchengemeinde St. Franziskus sind.

III.	 Die Kirchen St. Johannes, Liebfrauen und St. 
Peter behalten ihre bisherigen Patrozinien. 
Pfarrkirche der neuen Kirchengemeinde wird 
die Kirche St. Johannes. Die Kirchen Liebfrau-
en und St. Peter werden Filialkirchen. 

IV.	 Zur Verwaltung und Vertretung des Vermögens 
in der Kirchengemeinde St. Franziskus wird 
durch besondere bischöfliche Urkunde ein Ver-

waltungsausschuss bestellt, der bis zur Konsti-
tuierung des neu gewählten Kirchenvorstandes 
im Amt bleibt. Für ihn gelten die Vorschriften 
des Gesetzes über die Verwaltung des katholi-
schen Kirchenvermögens vom 24. Juli 1924.

V.	 Mit dem Zeitpunkt des Zusammenlegens der 
Kirchengemeinden geht deren Vermögen, näm-
lich der Grundbesitz, das bewegliche Vermögen 
sowie alle Forderungen und Verbindlichkeiten 
auf die Katholische Kirchengemeinde St. Fran-
ziskus über. Die Eigentümerbezeichnungen der 
auf die Namen der bisherigen Katholischen 
Kirchengemeinden lautenden Grundbücher 
werden berichtigt in Katholische Kirchenge-
meinde St. Franziskus. Kirchliche Institutionen 
mit eigener Rechtspersönlichkeit (sog. Fonds) 
bleiben bestehen.

	 Den bisherigen Fondsbezeichnungen werden 
als Unterscheidungszusatz das Patrozinium 
der bisherigen verwaltenden Kirchengemeinde 
hinzugefügt. 

Im Einzelnen:

1. 	 Die Eigentümerbezeichnungen der bisher auf 
den Namen der Katholische Kirchengemeinde 
St. Johannes Baptist in Homberg/Niederrhein, 
die Katholische Liebfrauenpfarrgemeinde, zu 
Homberg-Hochheide und der Katholische Kir-
chengemeinde St. Peter zu Homberg werden 
berichtigt in Katholische Kirchengemeinde St. 
Franziskus.

2. 	 Der bisher in der Katholischen Kirchengemein-
de St. Johannes Baptist in Homberg verwaltete 
Fonds erhält folgende Bezeichnung:

	 „Katholische Pfarrkirche zum heiligen Johannes 
Baptist zu Homberg“ bzw. „Katholische Pfarr-
kirche zum hl. Johannes-Baptist in Homberg/
Niederrhein“ bzw. „Katholische Pfarrkirche 
zum hl. Johannes-Baptist in Homberg/Ndrh.“ ist 
künftig Kirchenfonds St. Johannes Baptist.

	 Der unter Ziffer 2 genannte Fonds ist eine kirch-
liche Institution mit eigener Rechtspersönlich-
keit. Er wird in der Katholischen Kirchenge-
meinde St. Franziskus vom Kirchenvorstand 
– bis zu dessen Wahl vom Verwaltungsaus-
schuss – verwaltet.

Die Grundbücher sind entsprechend zu berichtigen.

Münster, 4. Dezember 2017

L. S.	 Dr. Felix Genn
	 Bischof von Münster
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Urkunde über die staatliche Anerkennung  
der Errichtung der Katholischen Kirchengemeinde 

St. Franziskus in Duisburg

Die durch Urkunde des Bischofs von Münster 
festgelegte Errichtung der katholischen Kirchenge-
meinde St. Franziskus in Duisburg, zusammen ge-
legt durch die katholischen Kirchengemeinden aus 
Duisburg St. Johannes Baptist (Homberg), Liebfrau-
en (Homberg) und St. Peter (Homberg) wird hiermit 
für den staatlichen Bereich, aufgrund der Verein-
barung zwischen dem Land Nordrhein-Westfalen 
und den Diözesen im Land Nordrhein-Westfalen 
vom 08., 20., 22., 25. Oktober 1960 (GV NW 1960, 
S. 426), anerkannt.   

Düsseldorf, 12. Dezember 2017

48.03.11.02	 Bezirksregierung Düsseldorf 

	 Im Auftrag 

L. S. 	 Oliver Limberg 

Art. 41	 Urkunde über die Errichtung der  
	 Katholischen Kirchengemeinde St. Peter  
	 in Rheinberg

I.	 Mit Wirkung vom 4. Februar 2018 lege ich die 
katholischen Kirchengemeinden St. Peter in 
Rheinberg und St. Evermarus in Borth und Os-
senberg zu einer neuen Kirchengemeinde unter 
dem Namen 

Katholische Kirchengemeinde  
St. Peter 

	 in Rheinberg zusammen. Sitz der Kirchenge-
meinde ist Rheinberg. Der Priesterrat wurde   
gem. can. 515 § 2 des CIC dazu angehört.

II.	 Mit dem Zeitpunkt des Zusammenlegens der 
Kirchengemeinden hören die Kirchengemein-
den St. Peter und St. Evermarus in Borth und 
Ossenberg zu existieren auf. Das Gebiet der 
neuen Kirchengemeinde wird aus dem der zu-
sammengelegten Kirchengemeinden gebildet, 
ebenso wie deren Mitglieder die Mitglieder der 
neuen Kirchengemeinde St. Peter sind.

III.	 Die Kirchen St. Peter, Rheinberg, St. Anna, 
Rheinberg, St. Nikolaus, Rheinberg (Orsoy), 
St. Hermann Josef, Rheinberg (Orsoy), St. 
Marien, Rheinberg (Budberg), St. Evermarus, 
Rheinberg (Borth) und St. Mariä Himmelfahrt, 
Rheinberg (Ossenberg) behalten ihre bishe-
rigen Patrozinien. Pfarrkirche der neuen Kir-
chengemeinde wird die Kirche St. Peter. Die 

Kirche St. Evermarus, Rheinberg (Borth) wird 
Filialkirche. Die Kirchen St. Anna, Rheinberg, 
St. Nikolaus, Rheinberg (Orsoy), St. Hermann 
Josef, Rheinberg (Orsoy), St. Marien, Rhein-
berg (Budberg), und St. Mariä Himmelfahrt, 
Rheinberg (Ossenberg) bleiben Filialkirchen.

IV.	 Zur Verwaltung und Vertretung des Vermögens 
in der Kirchengemeinde St. Peter wird durch 
besondere bischöfliche Urkunde ein Verwal-
tungsausschuss bestellt, der bis zur Konstituie-
rung des neu gewählten Kirchenvorstandes im 
Amt bleibt. Für ihn gelten die Vorschriften des 
Gesetzes über die Verwaltung des katholischen 
Kirchenvermögens vom 24. Juli 1924.

V.	 Mit dem Zeitpunkt des Zusammenlegens der 
Kirchengemeinden geht deren Vermögen, näm-
lich der Grundbesitz, das bewegliche Vermö-
gen sowie alle Forderungen und Verbindlich-
keiten auf die Katholische Kirchengemeinde 
St. Peter über. Die Eigentümerbezeichnungen 
der auf die Namen der bisherigen Katholischen 
Kirchengemeinden lautenden Grundbücher 
werden berichtigt in Katholische Kirchenge-
meinde St. Peter. Kirchliche Institutionen mit 
eigener Rechtspersönlichkeit (sog. Fonds) blei-
ben bestehen.

	 Den bisherigen Fondsbezeichnungen werden 
als Unterscheidungszusatz das Patrozinium 
der bisherigen verwaltenden Kirchengemeinde 
hinzugefügt. 

Im Einzelnen:

1.	 Die Eigentümerbezeichnungen der bisher auf 
den Namen der „Katholische Kirchengemeinde 
St. Peter (Gasthausstiftung), Rheinberg“ und 
„Katholische Kirchengemeinde St. Peter, – Ka-
tholische Gasthausstiftung, – Rheinberg/Rhld“ 
und „Katholische Kirchengemeinde St. Peter 
– Katholische Gasthausstiftung – Rheinberg/
Rhld“ und „Katholische Kirchengemeinde St. 
Peter – Katholische Gasthausstiftung – Rhein-
berg“ und „Katholische Kirchengemeinde St. 
Peter – Kath. Gasthausstiftung – Rheinberg“ 
und „Katholische Kirchengemeinde St. Pe-
ter, Katholische Gasthausstiftung, Rheinberg/
Rhld“ lautenden Grundbücher werden berich-
tigt in „Katholische Kirchengemeinde St. Pe-
ter“. 

2.	 Die bisher in der Katholischen Kirchengemein-
de St. Peter, Rheinberg verwalteten Fonds er-
halten folgende  Bezeichnung:

a)	 „Katholische Kirchengemeinde St. Peter 
(Kirchenfonds St. Peter), Rheinberg“ und 
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„Katholische Kirchengemeinde St. Peter 
in Rheinberg – Kirchenfonds St. Peter –, 
Rheinberg“ ist künftig „Kirchenfonds St. 
Peter“. 

b)	 „Katholische Kirchengemeinde St. Peter 
in Rheinberg – Pfarrfonds –“ ist künftig 
„Pfarrfonds St. Peter“.

c)	 „Katholischen Kirchengemeinde St. Peter 
in Rheinberg – Kirchenfonds St. Nikolaus 
–“ ist künftig „Kirchenfonds St. Nikolaus“.

d)	 „Katholischen Kirchengemeinde St. Peter 
in Rheinberg – Kirchenfonds St. Anna –“ 
ist künftig „Kirchenfonds St. Anna“.

3. 	 Der bisher in der Katholischen Kirchengemein-
de St. Evermarus in Borth und Ossenberg  ver-
waltete Fonds erhalten folgende Bezeichnung:

a)	 „Katholischen Kirchengemeinde St. Ever-
marus in Borth und Ossenberg (Kirchen-
fonds)“ ist künftig „Kirchenfonds St. Ever-
marus“.

b)	 „Katholischen Kirchengemeinde St. Ever-
marus in Borth und Ossenberg (Pfarrfonds)“ 
ist künftig „Pfarrfonds St. Evermarus“.

c)	 Betreffend der Grundbuchblätter 176 und 
185, Amtsgericht Rheinberg, Gemarkung 
Ossenberg, gilt folgendes: „Katholischen 
Kirchengemeinde St. Evermarus in Borth 
und Ossenberg (Pfarrfonds)“ ist künftig 
„Pfarrfonds St. Mariä Himmelfahrt“.

Die unter Ziff. 2 a)-d) und Ziff. 3 a)-c) genann-
ten Fonds sind kirchliche Institutionen mit eigener 
Rechtspersönlichkeit. Sie werden in der Katholi-
schen Kirchengemeinde St. Peter vom Kirchenvor-
stand – bis zu dessen Wahl vom Verwaltungsaus-
schuss  verwaltet.

Die Grundbücher sind entsprechend zu berichti-
gen.

Münster, 5. Dezember 2017

L. S.	 † Dr. Felix Genn
	 Bischof von Münster

Urkunde über die staatliche Anerkennung  
der Errichtung der Katholischen Kirchengemeinde 

St. Peter in Rheinberg

Die durch Urkunde des Bischofs von Münster 
festgelegte Errichtung der katholischen Kirchen-
gemeinde St. Peter in Rheinberg, zusammen ge-
legt durch die katholischen Kirchengemeinden aus 
Rheinberg St. Peter und St. Evermarus in Borth und 
Ossenberg wird hiermit für den staatlichen Bereich, 

aufgrund der Vereinbarung zwischen dem Land 
Nordrhein-Westfalen und den Diözesen im Land 
Nordrhein-Westfalen vom 08., 20., 22., 25. Oktober 
1960 (GV NW 1960, S. 426), anerkannt.   

Düsseldorf, 14. Dezember 2017

48.03.11.02	 Bezirksregierung Düsseldorf 

L. S.	 Im Auftrag 

	 Oliver Limberg 

Art. 42	 Beschluss über die  
	 Genehmigung der Haushaltsrechnung 2016  
	 für das Bistum Münster, nrw-Teil,  
	 und die Erteilung der Entlastung  
	 für den Leiter der Hauptabteilung Verwaltung  
	 im Bischöflichen Generalvikariat Münster

Der Kirchensteuerrat für den in Nordrhein-West-
falen gelegenen Teil der Diözese Münster hat fol-
genden Beschluss gefasst:

1.	 Die Haushaltsrechnung 2016 des nrw-Teils des 
Bistums Münster (KSTR 30/17) wird

	 im Verwaltungshaushalt
	 in der Einnahme mit	 468.537.629,56 €
	 in der Ausgabe mit	 468.537.629,56 €

	 im Vermögenshaushalt
	 in der Einnahme mit	 142.474.839,03 €
	 in der Ausgabe mit	 142.474.839,03 €

	 genehmigt.

2.	 Dem Leiter der Hauptabteilung Verwaltung im 
Bischöflichen Generalvikariat Münster wird 
für das Haushaltsjahr 2016 Entlastung erteilt.

Münster, den 14.12.2017

L. S.	 † Dr. Felix Genn
	 Bischof von Münster

Art. 43	 Beschluss über die Genehmigung  
	 der Haushaltsrechnung 2016 für  
	 den Bischöflichen Stuhl im Bistum Münster 
	 (Mandant 0100)

Der Kirchensteuerrat für den in Nordrhein-West-
falen gelegenen Teil der Diözese Münster hat fol-
genden Beschluss gefasst:

Die Haushaltsrechnung 2016 des Bischöflichen 
Stuhls im Bistum Münster (Mandant 0100) wird
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	 im Verwaltungshaushalt
	 in der Einnahme mit	 5.522.480,90  €
	 in der Ausgabe mit	 5.522.480,90  €

	 im Vermögenshaushalt
	 in der Einnahme mit	 498.052,61  €
	 in der Ausgabe mit	 498.052,61  €

genehmigt.

Münster, den 14.12.2017

L. S.	 † Dr. Felix Genn
	 Bischof von Münster

Art. 44	 Beschluss über die Feststellung  
	 der Eröffnungsbilanz zum 01.01.2017  
	für den Bischöflichen Stuhl im Bistum Münster 
	 (Mandant 0100)

Der Kirchensteuerrat für den in Nordrhein-West-
falen gelegenen Teil der Diözese Münster hat fol-
genden Beschluss gefasst:

Der Kirchensteuerrat für den nrw-Teil des Bistums 
Münster stellt die vom Rechnungsprüfungsaus-
schuss geprüfte Eröffnungsbilanz des Bischöflichen 
Stuhls zum 01.01.2017 mit einer Bilanzsumme von 
27.997.843,43 € fest.

Dem Leiter der Hauptabteilung Verwaltung wird 
zur Eröffnungsbilanz des B. Stuhls zum 01.01.2017 
Entlastung erteilt. 

Münster, den 14.12.2017

L. S.	 † Dr. Felix Genn
	 Bischof von Münster

Aktiva Passiva   

1. Anlagevermögen 1. Eigenkapital
1.1 Immaterielle Vermögensgegenstände 1.1 Allgemeine Rücklage 27.866.781,86
1.2 Sachanlagen 1.2 Deckungsrücklage 129.209,92

1.2.1 Unbebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 16.732.600,00 1.3 Versorgungsrücklage
1.2.2 Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 7.075.975,88 1.4 Schulbautilgungsrücklage
1.2.3 Infrastrukturvermögen 1.5 Rücklage für interdiözesane Kirchensteuerverrechnung
1.2.4 Bauten auf fremden Grund und Boden 1.6 Rücklage zur Unterstützung von Orden
1.2.5 Kunstgegenstände und Kulturdenkmäler 1.7 Sonderrücklage Strukturveränderungen
1.2.6 Maschinen und technische Anlagen, Fahrzeuge 1.8 Jahresabschluss / Jahresfehlbetrag
1.2.7 Betriebs- und Geschäftsausstattung 2. Sonderposten
1.2.8 Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau 3. Verbindlichkeiten

1.3 Finanzanlagen 3.1 Anleihen
1.3.1 Anteile an verbundenen Unternehmen 3.2 Verbindlichkeiten an kirchengemeindlichen Bereich
1.3.2 Beteiligungen 3.3 Verbindlichkeiten an öffentlichen Bereich
1.3.3 Sondervermögen 3.4 sonstige Verbindlichenkeiten (Grabpflege) 1.200,00
1.3.4 Wertpapiere des Anlagevermögens 3.790.509,74 4. Passive Rechnungsabgrenzungsposten 651,65

2. Umlaufvermögen
2.1 Vorräte
2.2 Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 558,15
2.3 Wertpapiere des Umlaufvermögens
2.4 Liquide Mittel 398.199,66

3. Aktive Rechnungsabgrenzungsposten

Summe: 27.997.843,43 Summe: 27.997.843,43   
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Art. 45	 Gesetz über den  
	 Kirchlichen Datenschutz (KDG)  
	 in der Fassung des einstimmigen Beschlusses  
	 der Vollversammlung des Verbandes  
	 der Diözesen Deutschlands  
	 vom 20. November 2017
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Präambel

Aufgabe des Datenschutzes ist es, die Grundrech-
te und Grundfreiheiten natürlicher Personen und 
insbesondere deren Recht auf Schutz personenbezo-
gener Daten bei der Verarbeitung dieser Daten zu 
schützen.

Dieses Gesetz über den Kirchlichen Datenschutz 
(KDG) wird erlassen aufgrund des verfassungs-
rechtlich garantierten Rechts der Katholischen Kir-
che, ihre Angelegenheiten selbstständig innerhalb 

der Schranken des für alle geltenden Gesetzes zu 
ordnen und zu verwalten. Dieses Recht ist auch eu-
roparechtlich geachtet und festgeschrieben in Art. 
91 und Erwägungsgrund 165 der Verordnung (EU) 
2016/679 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener 
Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung 
der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundver-
ordnung) – EU-DSGVO, Art. 17 des Vertrages über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV). 
In Wahrnehmung dieses Rechts stellt dieses Gesetz 
den Einklang mit der EU-DSGVO her.

Kapitel 1  
Allgemeine Bestimmungen

§ 1 
Schutzzweck

Zweck dieses Gesetzes ist es, den Einzelnen1 
davor zu schützen, dass er durch die Verarbeitung 
seiner personenbezogenen Daten in seinem Persön-
lichkeitsrecht beeinträchtigt wird, und den freien 
Verkehr solcher Daten zu ermöglichen.

§ 2 
Sachlicher Anwendungsbereich

(1)	 Dieses Gesetz gilt für die ganz oder teilweise 
automatisierte Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten sowie für die nichtautomatisierte 
Verarbeitung personenbezogener Daten, die in 
einem Dateisystem gespeichert sind oder ge-
speichert werden sollen.

(2)	 Soweit besondere kirchliche oder besondere 
staatliche Rechtsvorschriften auf personenbe-
zogene Daten einschließlich deren Veröffent-
lichung anzuwenden sind, gehen sie den Vor-
schriften dieses Gesetzes vor, sofern sie das 
Datenschutzniveau dieses Gesetzes nicht un-
terschreiten.

(3)	 Die Verpflichtung zur Wahrung des Beicht- und 
Seelsorgegeheimnisses, anderer gesetzlicher 
Geheimhaltungspflichten oder anderer Berufs- 
oder besonderer Amtsgeheimnisse, die nicht 
auf gesetzlichen Vorschriften beruhen, bleibt 
unberührt.

§ 3 
Organisatorischer Anwendungsbereich

(1)	 Dieses Gesetz gilt für die Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten durch folgende kirchliche 
Stellen:

1	 Im Interesse einer besseren Lesbarkeit wird nicht ausdrücklich in 
geschlechtsspezifischen Personenbezeichnungen differenziert. Die 
gewählte männliche Form schließt eine adäquate weibliche Form 
gleichberechtigt ein.
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a)	 die Diözese, die Kirchengemeinden, die 
Kirchenstiftungen und die Kirchengemein-
deverbände,

b)	 den Deutschen Caritasverband, die Diö-
zesan-Caritasverbände, ihre Untergliede-
rungen und ihre Fachverbände ohne Rück-
sicht auf ihre Rechtsform,

c)	 die kirchlichen Körperschaften, Stiftungen, 
Anstalten, Werke, Einrichtungen und die 
sonstigen kirchlichen Rechtsträger ohne 
Rücksicht auf ihre Rechtsform.

(2)	 Dieses Gesetz findet Anwendung auf die Verar-
beitung personenbezogener Daten, soweit diese 
im Rahmen der Tätigkeiten eines Verantwort-
lichen oder eines Auftragsverarbeiters erfolgt, 
unabhängig davon, wo die Verarbeitung statt-
findet, wenn diese im Rahmen oder im Auftrag 
einer kirchlichen Stelle erfolgt.

§ 4 
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Gesetzes bezeichnet der Aus-
druck:

1.	 „personenbezogene Daten“ alle Informationen, 
die sich auf eine identifizierte oder identifizier-
bare natürliche Person (im Folgenden „betrof-
fene Person“) beziehen; als identifizierbar wird 
eine natürliche Person angesehen, die direkt 
oder indirekt, insbesondere mittels Zuordnung 
zu einer Kennung wie einem Namen, zu einer 
Kennnummer, zu Standortdaten, zu einer On-
line-Kennung oder zu einem oder mehreren 
besonderen Merkmalen, die Ausdruck der phy-
sischen, physiologischen, genetischen, psychi-
schen, wirtschaftlichen, kulturellen oder sozi-
alen Identität dieser natürlichen Person sind, 
identifiziert werden kann;

2.	 „besondere Kategorien personenbezogener Da-
ten“ personenbezogene Daten, aus denen die 
rassische und ethnische Herkunft, politische 
Meinungen, religiöse oder weltanschauliche 
Überzeugungen oder die Gewerkschaftszuge-
hörigkeit hervorgehen, sowie genetische Daten, 
biometrische Daten zur eindeutigen Identifizie-
rung einer natürlichen Person, Gesundheitsda-
ten oder Daten zum Sexualleben oder der se-
xuellen Orientierung einer natürlichen Person. 
Die Zugehörigkeit zu einer Kirche oder Religi-
onsgemeinschaft ist keine besondere Kategorie 
personenbezogener Daten.

3.	 „Verarbeitung“ jeden mit oder ohne Hilfe au-
tomatisierter Verfahren ausgeführten Vorgang 
oder jede solche Vorgangsreihe im Zusammen-

hang mit personenbezogenen Daten wie das 
Erheben, das Erfassen, die Organisation, das 
Ordnen, die Speicherung, die Anpassung oder 
Veränderung, das Auslesen, das Abfragen, die 
Verwendung, die Offenlegung durch Übermitt-
lung, Verbreitung oder eine andere Form der 
Bereitstellung, den Abgleich oder die Verknüp-
fung, die Einschränkung, das Löschen oder die 
Vernichtung;

4.	 „Einschränkung der Verarbeitung“ die Markie-
rung gespeicherter personenbezogener Daten 
mit dem Ziel, ihre künftige Verarbeitung einzu-
schränken;

5.	 „Profiling“ jede Art der automatisierten Ver-
arbeitung personenbezogener Daten, die darin 
besteht, dass diese personenbezogenen Daten 
verwendet werden, um bestimmte persönliche 
Aspekte, die sich auf eine natürliche Person be-
ziehen, zu bewerten, insbesondere um Aspek-
te bezüglich Arbeitsleistung, wirtschaftliche 
Lage, Gesundheit, persönliche Vorlieben, Inte-
ressen, Zuverlässigkeit, Verhalten, Aufenthalts-
ort oder Ortswechsel dieser natürlichen Person 
zu analysieren oder vorherzusagen;

6.	 „Pseudonymisierung“ die Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten in einer Weise, dass die 
personenbezogenen Daten ohne Hinzuziehung 
zusätzlicher Informationen nicht mehr einer 
spezifischen betroffenen Person zugeordnet 
werden können, sofern diese zusätzlichen In-
formationen gesondert aufbewahrt werden und 
technischen und organisatorischen Maßnahmen 
unterliegen, die gewährleisten, dass die perso-
nenbezogenen Daten nicht einer identifizierten 
oder identifizierbaren natürlichen Person zuge-
wiesen werden;

7.	 „Anonymisierung“ die Verarbeitung personen-
bezogener Daten derart, dass die Einzelangaben 
über persönliche oder sachliche Verhältnisse 
nicht mehr oder nur mit einem unverhältnismä-
ßig großen Aufwand an Zeit, Kosten und Ar-
beitskraft einer bestimmten oder bestimmbaren 
natürlichen Person zugeordnet werden können;

8.	 „Dateisystem“ jede strukturierte Sammlung 
personenbezogener Daten, die nach bestimm-
ten Kriterien zugänglich sind, unabhängig 
davon, ob diese Sammlung zentral, dezentral 
oder nach funktionalen oder geografischen Ge-
sichtspunkten geordnet geführt wird;

9.	 „Verantwortlicher“ die natürliche oder juristi-
sche Person, Behörde, Einrichtung oder andere 
Stelle, die allein oder gemeinsam mit anderen 
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über die Zwecke und Mittel der Verarbeitung 
von personenbezogenen Daten entscheidet;

10.	 „Auftragsverarbeiter“ eine natürliche oder ju-
ristische Person, Behörde, Einrichtung oder 
andere Stelle, die personenbezogene Daten im 
Auftrag des Verantwortlichen verarbeitet;

11.	 „Empfänger“ eine natürliche oder juristische 
Person, Behörde, Einrichtung oder andere Stel-
le, der personenbezogene Daten offengelegt 
werden, unabhängig davon, ob es sich bei ihr 
um einen Dritten handelt oder nicht;

12.	 „Dritter“ eine natürliche oder juristische Per-
son, Behörde, Einrichtung oder andere Stelle, 
außer der betroffenen Person, dem Verantwort-
lichen, dem Auftragsverarbeiter und den Perso-
nen, die unter der unmittelbaren Verantwortung 
des Verantwortlichen oder des Auftragsverar-
beiters befugt sind, die personenbezogenen Da-
ten zu verarbeiten;

13.	 „Einwilligung“ der betroffenen Person jede 
freiwillig für den bestimmten Fall, in informier-
ter Weise und unmissverständlich abgegebene 
Willensbekundung in Form einer Erklärung 
oder einer sonstigen eindeutigen bestätigenden 
Handlung, mit der die betroffene Person zu ver-
stehen gibt, dass sie mit der Verarbeitung der 
sie betreffenden personenbezogenen Daten ein-
verstanden ist;

14.	 „Verletzung des Schutzes personenbezogener 
Daten“ eine Verletzung der Sicherheit, die, ob 
unbeabsichtigt oder unrechtmäßig, zur Vernich-
tung, zum Verlust, zur Veränderung, oder zur 
unbefugten Offenlegung von beziehungsweise 
zum unbefugten Zugang zu personenbezoge-
nen Daten führt, die übermittelt, gespeichert 
oder auf sonstige Weise verarbeitet wurden;

15.	 „genetische Daten“ personenbezogene Daten 
zu den ererbten oder erworbenen genetischen 
Eigenschaften einer natürlichen Person, die 
eindeutige Informationen über die Physiologie 
oder die Gesundheit dieser natürlichen Person 
liefern und insbesondere aus der Analyse einer 
biologischen Probe der betreffenden natürli-
chen Person gewonnen wurden;

16.	 „biometrische Daten“ mit speziellen techni-
schen Verfahren gewonnene personenbezogene 
Daten zu den physischen, physiologischen oder 
verhaltenstypischen Merkmalen einer natürli-
chen Person, die die eindeutige Identifizierung 
dieser natürlichen Person ermöglichen oder be-
stätigen, wie Gesichtsbilder oder daktyloskopi-
sche Daten;

17.	 „Gesundheitsdaten“ personenbezogene Daten, 
die sich auf die körperliche oder geistige Ge-
sundheit einer natürlichen Person, einschließ-
lich der Erbringung von Gesundheitsdienstleis-
tungen, beziehen und aus denen Informationen 
über deren Gesundheitszustand hervorgehen;

18.	 „Drittland“ ein Land außerhalb der Europä-
ischen Union oder des europäischen Wirt-
schaftsraums;

19.	 „Unternehmen“ eine natürliche oder juristi-
sche Person, die eine wirtschaftliche Tätigkeit 
ausübt, unabhängig von ihrer Rechtsform, ein-
schließlich Personengesellschaften oder Ver-
einigungen, die regelmäßig einer wirtschaftli-
chen Tätigkeit nachgehen;

20.	 „Unternehmensgruppe“ eine Gruppe, die aus 
einem herrschenden Unternehmen und den von 
diesem abhängigen Unternehmen besteht;

21.	 „Datenschutzaufsicht“ die von einem oder 
mehreren Diözesanbischöfen gemäß §§ 42 ff. 
errichtete unabhängige, mit der Datenschutz
aufsicht beauftragte kirchliche Behörde;

22.	 „Diözesandatenschutzbeauftragter“ den Leiter 
der Datenschutzaufsicht;

23.	 „Betrieblicher Datenschutzbeauftragter“ den 
vom Verantwortlichen oder vom Auftragsver-
arbeiter benannten Datenschutzbeauftragten;

24.	 „Beschäftigte“ insbesondere

a)	 Kleriker und Kandidaten für das Weiheamt,
b)	 Ordensangehörige, soweit sie auf einer 

Planstelle in einer Einrichtung der eigenen 
Ordensgemeinschaft oder aufgrund eines 
Gestellungsvertrages tätig sind,

c)	 in einem Beschäftigungsverhältnis oder in 
einem kirchlichen Beamtenverhältnis ste-
hende Personen,

d)	 zu ihrer Berufsbildung tätige Personen mit 
Ausnahme der Postulanten und Novizen,

e)	 Teilnehmende an Leistungen zur Teilhabe 
am Arbeitsleben sowie an Abklärungen der 
beruflichen Eignung oder Arbeitserprobun-
gen (Rehabilitanden),

f)	 in anerkannten Werkstätten für Menschen 
mit Behinderungen tätige Personen,

g)	 nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz 
oder dem Jugendfreiwilligendienstegesetz 
oder in vergleichbaren Diensten tätige Per-
sonen sowie Praktikanten,

h)	 Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen 
Unselbstständigkeit als arbeitnehmerähn- 
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liche Personen anzusehen sind; zu diesen 
gehören auch die in Heimarbeit Beschäftig-
ten und die ihnen Gleichgestellten,

i)	 sich für ein Beschäftigungsverhältnis Be-
werbende sowie Personen, deren Beschäf-
tigungsverhältnis beendet ist.

Kapitel 2 
Grundsätze

§ 5
Datengeheimnis

Den bei der Verarbeitung personenbezogener Da-
ten tätigen Personen ist untersagt, diese unbefugt 
zu verarbeiten (Datengeheimnis). Diese Personen 
sind bei der Aufnahme ihrer Tätigkeit auf das Da-
tengeheimnis und die Einhaltung der einschlägigen 
Datenschutzregelungen schriftlich zu verpflichten. 
Das Datengeheimnis besteht auch nach Beendigung 
ihrer Tätigkeit fort.

§ 6 
Rechtmäßigkeit der Verarbeitung  

personenbezogener Daten

(1)	 Die Verarbeitung personenbezogener Daten 
ist nur rechtmäßig, wenn mindestens eine der 
nachstehenden Bedingungen erfüllt ist:

a)	 Dieses Gesetz oder eine andere kirchliche 
oder eine staatliche Rechtsvorschrift er-
laubt sie oder ordnet sie an;

b)	 die betroffene Person hat in die Verarbei-
tung der sie betreffenden personenbezoge-
nen Daten für einen oder mehrere bestimm-
te Zwecke eingewilligt;

c)	 die Verarbeitung ist für die Erfüllung eines 
Vertrags, dessen Vertragspartei die betroffe-
ne Person ist, oder zur Durchführung vor-
vertraglicher Maßnahmen erforderlich, die 
auf Anfrage der betroffenen Person erfol-
gen;

d)	 die Verarbeitung ist zur Erfüllung einer 
rechtlichen Verpflichtung erforderlich, der 
der Verantwortliche unterliegt;

e)	 die Verarbeitung ist erforderlich, um lebens-
wichtige Interessen der betroffenen Person 
oder einer anderen natürlichen Person zu 
schützen;

f)	 die Verarbeitung ist für die Wahrnehmung 
einer Aufgabe erforderlich, die im kirchli-
chen Interesse liegt oder in Ausübung öf-
fentlicher Gewalt erfolgt, die dem Verant-
wortlichen übertragen wurde;

g)	 die Verarbeitung ist zur Wahrung der be-
rechtigten Interessen des Verantwortlichen 
oder eines Dritten erforderlich, sofern 
nicht die Interessen oder Grundrechte und 
Grundfreiheiten der betroffenen Person, die 
den Schutz personenbezogener Daten erfor-
dern, überwiegen, insbesondere dann, wenn 
es sich bei der betroffenen Person um einen 
Minderjährigen handelt. Lit. g) gilt nicht für 
die von öffentlich-rechtlich organisierten 
kirchlichen Stellen in Erfüllung ihrer Auf-
gaben vorgenommene Verarbeitung.

(2)	 Die Verarbeitung für einen anderen Zweck als 
zu demjenigen, zu dem die personenbezoge-
nen Daten erhoben wurden, ist nur rechtmäßig, 
wenn

a)	 eine Rechtsvorschrift dies vorsieht oder 
zwingend voraussetzt und kirchliche Inter-
essen nicht entgegenstehen,

b)	 die betroffene Person eingewilligt hat,
c)	 offensichtlich ist, dass es im Interesse der 

betroffenen Person liegt, und kein Grund zu 
der Annahme besteht, dass sie in Kenntnis 
des anderen Zwecks ihre Einwilligung ver-
weigern würde,

d)	 Angaben der betroffenen Person überprüft 
werden müssen, weil tatsächliche Anhalts-
punkte für deren Unrichtigkeit bestehen,

e)	 die Daten allgemein zugänglich sind oder 
der Verantwortliche sie veröffentlichen 
dürfte, es sei denn, dass das schutzwürdi-
ge Interesse der betroffenen Person an dem 
Ausschluss der Zweckänderung offensicht-
lich überwiegt,

f)	 es zur Abwehr einer Gefahr für die öffent-
liche Sicherheit oder erheblicher Nachteile 
für das Gemeinwohl oder zur Wahrung er-
heblicher Belange des Gemeinwohls erfor-
derlich ist,

g)	 es zur Verfolgung von Straftaten oder Ord-
nungswidrigkeiten, zur Vollstreckung oder 
zum Vollzug von Strafen oder Maßnahmen 
im Sinne des § 11 Absatz 1 Nr. 8 des Strafge-
setzbuches oder von Erziehungsmaßregeln 
oder Zuchtmitteln im Sinne des Jugendge-
richtsgesetzes oder zur Vollstreckung von 
Bußgeldentscheidungen erforderlich ist,

h)	 es zur Abwehr einer schwerwiegenden Be-
einträchtigung der Rechte eines Dritten er-
forderlich ist,

i)	 es zur Durchführung wissenschaftlicher 
Forschung erforderlich ist, das wissen-
schaftliche Interesse an der Durchführung 
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des Forschungsvorhabens das Interesse der 
betroffenen Person an dem Ausschluss der 
Zweckänderung erheblich überwiegt und 
der Zweck der Forschung auf andere Wei-
se nicht oder nur mit unverhältnismäßigem 
Aufwand erreicht werden kann oder

j)	 der Auftrag der Kirche oder die Glaubwür-
digkeit ihres Dienstes dies erfordert.

(3)	 Eine Verarbeitung für andere Zwecke liegt 
nicht vor, wenn sie der Wahrnehmung von 
Aufsichts- und Kontrollbefugnissen, der Rech-
nungsprüfung, der Revision, der Durchführung 
von Organisationsuntersuchungen für den Ver-
antwortlichen, im kirchlichen Interesse liegen-
den Archivzwecken, wissenschaftlichen oder 
historischen Forschungszwecken oder statis-
tischen Zwecken dient. Das gilt auch für die 
Verarbeitung zu Ausbildungs- und Prüfungs-
zwecken durch den Verantwortlichen, soweit 
nicht überwiegende schutzwürdige Interessen 
der betroffenen Person entgegenstehen.

(4)	 Beruht die Verarbeitung zu einem anderen 
Zweck als zu demjenigen, zu dem die perso-
nenbezogenen Daten erhoben wurden, nicht 
auf der Einwilligung der betroffenen Person 
oder auf einer kirchlichen oder staatlichen 
Rechtsvorschrift, so ist die Verarbeitung nur 
rechtmäßig, wenn die Verarbeitung zu einem 
anderen Zweck mit demjenigen Zweck, zu dem 
die personenbezogenen Daten ursprünglich er-
hoben wurden, vereinbar ist.

(5)	 Personenbezogene Daten, die ausschließlich 
zu Zwecken der Datenschutzkontrolle, der Da-
tensicherung oder zur Sicherstellung eines ord-
nungsgemäßen Betriebes einer Datenverarbei-
tungsanlage verarbeitet werden, dürfen nur für 
diese Zwecke verwendet werden.

(6)	 Die Verarbeitung von besonderen Kategorien 
personenbezogener Daten für andere Zwecke 
ist nur zulässig, wenn dies zur Durchführung 
wissenschaftlicher Forschung erforderlich 
ist, das kirchliche Interesse an der Durchfüh-
rung des Forschungsvorhabens das Interesse 
der betroffenen Person an dem Ausschluss der 
Zweckänderung erheblich überwiegt und der 
Zweck der Forschung auf andere Weise nicht 
oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand 
erreicht werden kann. Bei dieser Abwägung ist 
im Rahmen des kirchlichen Interesses das wis-
senschaftliche Interesse an dem Forschungs-
vorhaben besonders zu berücksichtigen.

(7)	 Die Verarbeitung von besonderen Kategorien 
personenbezogener Daten zu den in § 11 Ab-

satz 2 lit. h) und Absatz 3 genannten Zwecken 
richtet sich nach den für die in § 11 Absatz 2 lit. 
h) und Absatz 3 genannten Personen geltenden 
Geheimhaltungspflichten.

§ 7 
Grundsätze für die Verarbeitung  

personenbezogener Daten

(1)	 Personenbezogene Daten müssen

a)	 auf rechtmäßige und in einer für die betrof-
fene Person nachvollziehbaren Weise verar-
beitet werden;

b)	 für festgelegte, eindeutige und legitime Zwe-
cke erhoben werden und dürfen nicht in einer 
mit diesen Zwecken nicht zu vereinbarenden 
Weise weiterverarbeitet werden;

c)	 dem Zweck angemessen und erheblich sowie 
auf das für die Zwecke der Verarbeitung not-
wendige Maß beschränkt sein; insbesondere 
sind personenbezogene Daten zu anonymi-
sieren oder zu pseudonymisieren, soweit 
dies nach dem Verwendungszweck möglich 
ist und der Aufwand nicht außer Verhältnis 
zum angestrebten Schutzzweck steht;

d)	 sachlich richtig und erforderlichenfalls auf 
dem neuesten Stand sein; es sind alle an-
gemessenen Maßnahmen zu treffen, damit 
personenbezogene Daten, die im Hinblick 
auf die Zwecke ihrer Verarbeitung unrichtig 
sind, unverzüglich gelöscht oder berichtigt 
werden;

e)	 in einer Form gespeichert werden, die die 
Identifizierung der betroffenen Personen 
nur so lange ermöglicht, wie es für die Zwe-
cke, für die sie verarbeitet werden, erforder-
lich ist;

f)	 in einer Weise verarbeitet werden, die eine 
angemessene Sicherheit der personenbezo-
genen Daten gewährleistet, einschließlich 
Schutz vor unbefugter oder unrechtmäßi-
ger Verarbeitung und vor unbeabsichtigtem 
Verlust, unbeabsichtigter Zerstörung oder 
unbeabsichtigter Schädigung durch geeig-
nete technische und organisatorische Maß-
nahmen.

(2)	 Der Verantwortliche ist für die Einhaltung der 
Grundsätze des Absatz 1 verantwortlich und 
muss dies nachweisen können.

§ 8
Einwilligung

(1)	 Wird die Einwilligung bei der betroffenen Per-
son eingeholt, ist diese auf den Zweck der Ver-
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arbeitung sowie, soweit nach den Umständen 
des Einzelfalles erforderlich oder auf Verlan-
gen, auf die Folgen der Verweigerung der Ein-
willigung hinzuweisen. Die Einwilligung ist 
nur wirksam, wenn sie auf der freien Entschei-
dung der betroffenen Person beruht.

(2)	 Die Einwilligung bedarf der Schriftform, soweit 
nicht wegen besonderer Umstände eine andere 
Form angemessen ist. Erfolgt die Einwilligung 
der betroffenen Person durch eine schriftliche 
Erklärung, die noch andere Sachverhalte be-
trifft, so muss das Ersuchen um Einwilligung in 
verständlicher und leicht zugänglicher Form in 
einer klaren und einfachen Sprache so erfolgen, 
dass es von den anderen Sachverhalten klar zu 
unterscheiden ist. Teile der Erklärung sind dann 
nicht verbindlich, wenn sie einen Verstoß ge-
gen dieses Gesetz darstellen.

(3)	 Im Bereich der wissenschaftlichen Forschung 
liegt ein besonderer Umstand im Sinne von Ab-
satz 2 Satz 1 auch dann vor, wenn durch die 
Schriftform der bestimmte Forschungszweck 
erheblich beeinträchtigt würde. In diesem Fall 
sind der Hinweis nach Absatz 1 Satz 1 und die 
Gründe, aus denen sich die erhebliche Beein-
trächtigung des bestimmten Forschungszwe-
ckes ergibt, schriftlich festzuhalten.

(4)	 Soweit besondere Kategorien personenbezo-
gener Daten verarbeitet werden, muss sich die 
Einwilligung darüber hinaus ausdrücklich auf 
diese Daten beziehen.

(5)	 Beruht die Verarbeitung auf einer Einwilligung, 
muss der Verantwortliche nachweisen können, 
dass die betroffene Person in die Verarbeitung 
ihrer personenbezogenen Daten eingewilligt hat.

(6)	 Die betroffene Person hat das Recht, ihre Ein-
willigung jederzeit zu widerrufen. Durch den 
Widerruf der Einwilligung wird die Rechtmä-
ßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum 
Widerruf erfolgten Verarbeitung nicht berührt. 
Die betroffene Person wird vor Abgabe der 
Einwilligung hiervon in Kenntnis gesetzt. Der 
Widerruf der Einwilligung muss so einfach wie 
die Erteilung der Einwilligung sein.

(7)	 Bei der Beurteilung, ob die Einwilligung frei-
willig erteilt wurde, muss dem Umstand Rech-
nung getragen werden, ob unter anderem die 
Erfüllung eines Vertrags, einschließlich der 
Erbringung einer Dienstleistung, von der Ein-
willigung zu einer Verarbeitung von personen-
bezogenen Daten abhängig ist, die für die Er-
füllung des Vertrags nicht erforderlich sind.

(8)	 Personenbezogene Daten eines Minderjähri-
gen, dem elektronisch eine Dienstleistung oder 
ein vergleichbares anderes Angebot von einer 
kirchlichen Stelle gemacht wird, dürfen nur 
verarbeitet werden, wenn der Minderjährige 
das sechzehnte Lebensjahr vollendet hat. Hat 
der Minderjährige das sechzehnte Lebensjahr 
noch nicht vollendet, ist die Verarbeitung nur 
rechtmäßig, sofern und soweit diese Einwil-
ligung durch den Personensorgeberechtigten 
erteilt wird. Der für die Verarbeitung Verant-
wortliche unternimmt unter Berücksichtigung 
der verfügbaren Technik angemessene An-
strengungen, um sich in solchen Fällen zu ver-
gewissern, dass die Einwilligung durch den 
Personensorgeberechtigten oder mit dessen Zu-
stimmung erteilt wurde. Hat der Minderjährige 
das dreizehnte Lebensjahr vollendet und han-
delt es sich ausschließlich um ein kostenfreies 
Beratungsangebot einer kirchlichen Stelle, so 
ist für die Verarbeitung der personenbezogenen 
Daten des Minderjährigen eine Einwilligung 
durch den Personensorgeberechtigten oder des-
sen Zustimmung nicht erforderlich.

§ 9 
Offenlegung gegenüber kirchlichen  

und öffentlichen Stellen

(1)	 Die Offenlegung personenbezogener Daten im 
Sinne des § 4 Ziffer 3. gegenüber kirchlichen 
Stellen im Geltungsbereich des § 3 ist zulässig, 
wenn

a)	 sie zur Erfüllung der in der Zuständigkeit 
der offenlegenden oder der empfangenden 
kirchlichen Stelle liegenden Aufgaben er-
forderlich ist und

b)	 die Voraussetzungen des § 6 vorliegen.
(2)	 Die Offenlegung personenbezogener Daten auf 

Ersuchen der empfangenden kirchlichen Stelle 
ist darüber hinaus nur zulässig, wenn dieses Ver-
fahren unter Berücksichtigung der schutzwürdi-
gen Interessen der betroffenen Person und der 
Aufgaben oder Geschäftszwecke der beteiligten 
kirchlichen Stellen angemessen ist.

(3)	 Die Verantwortung für die Zulässigkeit der 
Offenlegung trägt die offenlegende kirchliche 
Stelle. Erfolgt die Offenlegung auf Ersuchen 
der empfangenden kirchlichen Stelle, trägt die-
se die Verantwortung. In diesem Falle prüft die 
offenlegende kirchliche Stelle nur, ob das Ersu-
chen im Rahmen der Aufgaben der empfangen-
den kirchlichen Stelle liegt, es sei denn, dass 
besonderer Anlass zur Prüfung der Zulässigkeit 
der Offenlegung besteht.
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(4)	 Die empfangende kirchliche Stelle darf die of-
fengelegten Daten für den Zweck verarbeiten, 
zu dessen Erfüllung sie ihr offengelegt werden. 
Eine Verarbeitung für andere Zwecke ist nur 
unter den Voraussetzungen des § 6 Absatz 2 zu-
lässig.

(5)	 Für die Offenlegung personenbezogener Daten 
gegenüber öffentlichen Stellen gelten die Ab-
sätze 1 bis 4 entsprechend, sofern sichergestellt 
ist, dass bei der empfangenden öffentlichen 
Stelle ausreichende Datenschutzmaßnahmen 
getroffen werden.

(6)	 Sind mit personenbezogenen Daten, die nach 
Absatz 1 und Absatz 2 offengelegt werden dür-
fen, weitere personenbezogene Daten der be-
troffenen Person oder eines Dritten in Akten so 
verbunden, dass eine Trennung nicht oder nur 
mit unvertretbarem Aufwand möglich ist, so 
ist die Offenlegung auch dieser Daten zulässig, 
soweit nicht berechtigte Interessen der betrof-
fenen Person oder eines Dritten an deren Ge-
heimhaltung offensichtlich überwiegen; eine 
Verarbeitung dieser Daten durch die empfan-
gende kirchliche Stelle ist unzulässig.

(7)	 Absatz 6 gilt entsprechend, wenn personenbe-
zogene Daten innerhalb einer kirchlichen Stelle 
offengelegt werden.

§ 10 
Offenlegung gegenüber nicht kirchlichen  

und nicht öffentlichen Stellen

(1)	 Die Offenlegung personenbezogener Daten ge-
genüber nicht kirchlichen Stellen, nicht öffent-
lichen Stellen oder sonstigen Empfängern ist 
zulässig, wenn

a)	 sie zur Erfüllung der in der Zuständigkeit 
der offenlegenden kirchlichen Stelle liegen-
den Aufgaben erforderlich ist und die Vor-
aussetzungen vorliegen, die eine Verarbei-
tung nach § 6 zulassen würden, oder

b)	 der Empfänger ein berechtigtes Interesse 
an der Kenntnis der offenzulegenden Daten 
glaubhaft darlegt und die betroffene Person 
kein schutzwürdiges Interesse an dem Aus-
schluss der Offenlegung hat, es sei denn, 
dass Grund zu der Annahme besteht, dass 
durch die Offenlegung die Wahrnehmung 
des Auftrags der Kirche gefährdet würde.

(2)	 Die Verantwortung für die Zulässigkeit der 
Offenlegung trägt die offenlegende kirchliche 
Stelle.

(3)	 In den Fällen der Offenlegung nach Absatz 1 
lit. b) unterrichtet die offenlegende kirchliche 
Stelle die betroffene Person von der Offenle-
gung ihrer Daten. Dies gilt nicht, wenn damit 
zu rechnen ist, dass sie davon auf andere Wei-
se Kenntnis erlangt, wenn die Unterrichtung 
wegen der Art der personenbezogenen Daten 
unter Berücksichtigung der schutzwürdigen In-
teressen der betroffenen Person nicht geboten 
erscheint, wenn die Unterrichtung die öffentli-
che Sicherheit gefährden oder dem kirchlichen 
Wohl Nachteile bereiten würde.

(4)	 Der Empfänger darf die offengelegten Daten 
nur für den Zweck verarbeiten, zu dessen Er-
füllung sie ihm gegenüber offengelegt werden. 
Die offenlegende kirchliche Stelle hat ihn dar-
auf hinzuweisen. Eine Verarbeitung für andere 
Zwecke ist zulässig, wenn eine Offenlegung 
nach Absatz 1 zulässig wäre und die offenle-
gende kirchliche Stelle zugestimmt hat.

§ 11 
Verarbeitung besonderer Kategorien  

personenbezogener Daten

(1)	 Die Verarbeitung besonderer Kategorien perso-
nenbezogener Daten ist untersagt.

(2)	 Absatz 1 gilt nicht in folgenden Fällen:

a)	 Die betroffene Person hat in die Verarbei-
tung der genannten personenbezogenen 
Daten für einen oder mehrere festgelegte 
Zwecke ausdrücklich eingewilligt,

b)	 die Verarbeitung ist erforderlich, damit der 
Verantwortliche oder die betroffene Person 
die ihm bzw. ihr aus dem Arbeitsrecht und 
dem Recht der sozialen Sicherheit und des 
Sozialschutzes erwachsenden Rechte aus-
üben und seinen bzw. ihren diesbezüglichen 
Pflichten nachkommen kann, soweit dies 
nach kirchlichem oder staatlichen Recht 
oder nach einer Dienstvereinbarung nach 
der Mitarbeitervertretungsordnung, die ge-
eignete Garantien für die Grundrechte und 
die Interessen der betroffenen Person vor-
sehen, zulässig ist,

c)	 die Verarbeitung ist zum Schutz lebens-
wichtiger Interessen der betroffenen Per-
son oder einer anderen natürlichen Person 
erforderlich und die betroffene Person ist 
aus körperlichen oder rechtlichen Gründen 
außerstande, ihre Einwilligung zu geben,

d)	 die Verarbeitung erfolgt durch eine kirchli-
che Stelle im Rahmen ihrer rechtmäßigen 
Tätigkeiten und unter der Voraussetzung, 
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dass sich die Verarbeitung ausschließlich 
auf die Mitglieder oder ehemalige Mitglie-
der der kirchlichen Einrichtung oder auf 
Personen, die im Zusammenhang mit deren 
Tätigkeitszweck regelmäßige Kontakte mit 
ihr unterhalten, bezieht und die personenbe-
zogenen Daten nicht ohne Einwilligung der 
betroffenen Personen nach außen offenge-
legt werden,

e)	 die Verarbeitung bezieht sich auf personen-
bezogene Daten, die die betroffene Person 
offensichtlich öffentlich gemacht hat,

f)	 die Verarbeitung ist zur Geltendmachung, 
Ausübung oder Verteidigung von Rechts-
ansprüchen oder bei Handlungen der kirch-
lichen Gerichte im Rahmen ihrer justiziel-
len Tätigkeit erforderlich,

g)	 die Verarbeitung ist auf der Grundlage 
kirchlichen Rechts, das in angemessenem 
Verhältnis zu dem verfolgten Ziel steht, den 
Wesensgehalt des Rechts auf Datenschutz 
wahrt und angemessene und spezifische 
Maßnahmen zur Wahrung der Grundrechte 
und Interessen der betroffenen Person vor-
sieht, aus Gründen eines erheblichen kirch-
lichen Interesses erforderlich,

h)	 die Verarbeitung ist für Zwecke der Ge-
sundheitsvorsorge oder der Arbeitsmedizin, 
für die Beurteilung der Arbeitsfähigkeit des 
Beschäftigten, für die medizinische Diag-
nostik, die Versorgung oder Behandlung im 
Gesundheits- oder Sozialbereich oder für 
die Verwaltung von Systemen und Diensten 
im Gesundheits- oder Sozialbereich auf der 
Grundlage des kirchlichen oder staatlichen 
Rechts oder aufgrund eines Vertrags mit 
einem Angehörigen eines Gesundheitsbe-
rufs und vorbehaltlich der in Absatz 3 ge-
nannten Bedingungen und Garantien erfor-
derlich,

i)	 die Verarbeitung ist aus Gründen des öf-
fentlichen Interesses im Bereich der öffent-
lichen Gesundheit oder zur Gewährleistung 
hoher Qualitäts- und Sicherheitsstandards 
bei der Gesundheitsversorgung und bei 
Arzneimitteln und Medizinprodukten, auf 
der Grundlage kirchlichen oder staatlichen 
Rechts, das angemessene und spezifische 
Maßnahmen zur Wahrung der Rechte und 
Freiheiten der betroffenen Person, insbe-
sondere des Berufsgeheimnisses, vorsieht, 
erforderlich, oder

j)	 die Verarbeitung ist auf der Grundlage des 
kirchlichen oder staatlichen Rechts, das in 
angemessenem Verhältnis zu dem verfolg-
ten Ziel steht, den Wesensgehalt des Rechts 
auf Datenschutz wahrt und angemessene 
und spezifische Maßnahmen zur Wahrung 
der Grundrechte und Interessen der betrof-
fenen Person vorsieht, für im kirchlichen 
Interesse liegende Archivzwecke, für wis-
senschaftliche oder historische Forschungs-
zwecke oder für statistische Zwecke erfor-
derlich.

(3)	 Die in Absatz 1 genannten personenbezogenen 
Daten dürfen zu den in Absatz 2 lit. h) genann-
ten Zwecken verarbeitet werden, wenn die-
se Daten von Fachpersonal oder unter dessen 
Verantwortung verarbeitet werden und dieses 
Fachpersonal nach dem kirchlichen oder staat-
lichen Recht dem Berufsgeheimnis unterliegt, 
oder wenn die Verarbeitung durch eine andere 
Person erfolgt, die ebenfalls nach kirchlichem 
oder staatlichem Recht einer Geheimhaltungs-
pflicht unterliegt.

(4)	 In den Fällen des Absatzes 2 sind unter Be-
rücksichtigung des Stands der Technik, der 
Implementierungskosten und der Art, des 
Umfangs, der Umstände und der Zwecke der 
Verarbeitung sowie der unterschiedlichen Ein-
trittswahrscheinlichkeit und Schwere der mit 
der Verarbeitung verbundenen Risiken für die 
Rechte und Freiheiten natürlicher Personen 
angemessene und spezifische Maßnahmen zur 
Wahrung der Interessen der betroffenen Person 
vorzusehen.

§ 12 
Verarbeitung von personenbezogenen Daten über 

strafrechtliche Verurteilungen und Straftaten

Die Verarbeitung personenbezogener Daten über 
strafrechtliche Verurteilungen und Straftaten oder 
damit zusammenhängende Sicherungsmaßregeln 
aufgrund von § 6 Absatz 1 ist nur zulässig, wenn 
dies nach kirchlichem oder staatlichem Recht zuläs-
sig ist.

§ 13 
Verarbeitung, für die eine Identifizierung der  

betroffenen Person nicht erforderlich ist

(1)	 Ist für die Zwecke, für die ein Verantwortli-
cher personenbezogene Daten verarbeitet, die 
Identifizierung der betroffenen Person durch 
den Verantwortlichen nicht oder nicht mehr er-
forderlich, so ist dieser nicht verpflichtet, zur 
bloßen Einhaltung dieses Gesetzes zusätzli-
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che Informationen aufzubewahren, einzuholen 
oder zu verarbeiten, um die betroffene Person 
zu identifizieren.

(2)	 Kann der Verantwortliche in Fällen gemäß Ab-
satz 1 nachweisen, dass er nicht in der Lage 
ist, die betroffene Person zu identifizieren, so 
unterrichtet er die betroffene Person hierüber, 
sofern möglich. In diesen Fällen finden die 
§§ 17 bis 22 keine Anwendung, es sei denn, die 
betroffene Person stellt zur Ausübung ihrer in 
diesen Bestimmungen niedergelegten Rechte 
zusätzliche Informationen bereit, die ihre Iden-
tifizierung ermöglichen.

Kapitel 3  
Informationspflichten des Verantwortlichen und 

Rechte der betroffenen Person

Abschnitt 1  
Informationspflichten des Verantwortlichen

§ 14 
Transparente Information, Kommunikation und 

Modalitäten für die Ausübung der Rechte der be-
troffenen Person

(1)	 Der Verantwortliche trifft geeignete Maßnah-
men, um der betroffenen Person innerhalb einer 
angemessenen Frist alle Informationen gemäß 
den §§ 15 und 16 und alle Mitteilungen gemäß 
den §§ 17 bis 24 und 34, die sich auf die Ver-
arbeitung beziehen, in präziser, transparenter, 
verständlicher und leicht zugänglicher Form in 
einer klaren und einfachen Sprache, ggf. auch 
mit standardisierten Bildsymbolen, zu übermit-
teln; dies gilt insbesondere für Informationen, 
die sich speziell an Minderjährige richten. Die 
Übermittlung der Informationen erfolgt schrift-
lich oder in anderer Form, gegebenenfalls auch 
elektronisch. Falls von der betroffenen Person 
verlangt, kann die Information mündlich erteilt 
werden, sofern die Identität der betroffenen 
Person in anderer Form nachgewiesen wurde.

(2)	 Der Verantwortliche erleichtert der betroffenen 
Person die Ausübung ihrer Rechte gemäß den 
§§ 17 bis 24. In den Fällen des § 13 Absatz 2 
darf sich der Verantwortliche nur dann weigern, 
aufgrund des Antrags der betroffenen Person 
auf Wahrnehmung ihrer Rechte gemäß den §§ 
17 bis 24 tätig zu werden, wenn er glaubhaft 
macht, dass er nicht in der Lage ist, die betrof-
fene Person zu identifizieren.

(3)	 Der Verantwortliche stellt der betroffenen Per-
son Informationen über die auf Antrag gemäß 
den §§ 17 bis 24 ergriffenen Maßnahmen un-

verzüglich, in jedem Fall aber innerhalb eines 
Monats nach Eingang des Antrags zur Verfü-
gung. Diese Frist kann um weitere zwei Mona-
te verlängert werden, wenn dies unter Berück-
sichtigung der Komplexität und der Anzahl von 
Anträgen erforderlich ist. Der Verantwortliche 
unterrichtet die betroffene Person innerhalb 
eines Monats nach Eingang des Antrags über 
eine Fristverlängerung, zusammen mit den 
Gründen für die Verzögerung. Stellt die betrof-
fene Person den Antrag elektronisch, so ist sie 
nach Möglichkeit auf elektronischem Weg zu 
unterrichten, sofern sie nichts anderes angibt.

(4)	 Wird der Verantwortliche auf den Antrag der 
betroffenen Person hin nicht tätig, so unterrich-
tet er die betroffene Person ohne Verzögerung, 
spätestens aber innerhalb eines Monats nach 
Eingang des Antrags über die Gründe hierfür 
und über die Möglichkeit, bei der Datenschutz
aufsicht Beschwerde zu erheben oder einen ge-
richtlichen Rechtsbehelf einzulegen.

(5)	 Informationen gemäß den §§ 15 und 16 sowie 
alle Mitteilungen und Maßnahmen gemäß den 
§§ 17 bis 24 und 34 werden unentgeltlich zur 
Verfügung gestellt. Bei offenkundig unbegrün-
deten oder – insbesondere im Fall von häufiger 
Wiederholung – exzessiven Anträgen einer be-
troffenen Person kann der Verantwortliche

a)	 ein angemessenes Entgelt verlangen, bei 
dem die Verwaltungskosten für die Un-
terrichtung oder die Mitteilung oder die 
Durchführung der beantragten Maßnahme 
berücksichtigt werden, oder

b)	 sich weigern, aufgrund des Antrags tätig zu 
werden.

	 Der Verantwortliche hat den Nachweis für den 
offenkundig unbegründeten oder exzessiven 
Charakter des Antrags zu erbringen.

(6)	 Hat der Verantwortliche begründete Zweifel 
an der Identität der natürlichen Person, die den 
Antrag gemäß den §§ 17 bis 23 stellt, so kann 
er unbeschadet des § 13 zusätzliche Informatio-
nen anfordern, die zur Bestätigung der Identität 
der betroffenen Person erforderlich sind.

§ 15 
Informationspflicht bei unmittelbarer  

Datenerhebung

(1)	 Werden personenbezogene Daten bei der be-
troffenen Person erhoben, so teilt der Verant-
wortliche der betroffenen Person zum Zeit-
punkt der Erhebung dieser Daten Folgendes 
mit:
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a)	 den Namen und die Kontaktdaten des Ver-
antwortlichen sowie gegebenenfalls seines 
Vertreters;

b)	 gegebenenfalls die Kontaktdaten des be-
trieblichen Datenschutzbeauftragten;

c)	 die Zwecke, für die die personenbezogenen 
Daten verarbeitet werden sollen, sowie die 
Rechtsgrundlage für die Verarbeitung;

d)	 wenn die Verarbeitung auf § 6 Absatz 1 lit. 
g) beruht, die berechtigten Interessen, die 
von dem Verantwortlichen oder einem Drit-
ten verfolgt werden;

e)	 gegebenenfalls die Empfänger oder Kate-
gorien von Empfängern der personenbezo-
genen Daten und

f)	 gegebenenfalls die Absicht des Verantwort-
lichen, die personenbezogenen Daten an 
oder in ein Drittland oder an eine interna-
tionale Organisation zu übermitteln sowie 
das Vorhandensein oder das Fehlen eines 
Angemessenheitsbeschlusses der Europäi-
schen Kommission oder im Falle von Über-
mittlungen gemäß § 40 einen Verweis auf 
die geeigneten oder angemessenen Garanti-
en und die Möglichkeit, wie eine Kopie von 
ihnen zu erhalten ist oder wo sie verfügbar 
sind.

(2)	 Zusätzlich zu den Informationen gemäß Ab-
satz  1 stellt der Verantwortliche der betroffe-
nen Person zum Zeitpunkt der Erhebung dieser 
Daten folgende weitere Informationen zur Ver-
fügung, die notwendig sind, um eine faire und 
transparente Verarbeitung zu gewährleisten:

a)	 die Dauer, für die die personenbezogenen 
Daten gespeichert werden oder, falls dies 
nicht möglich ist, die Kriterien für die Fest-
legung dieser Dauer;

b)	 das Bestehen eines Rechts auf Auskunft 
seitens des Verantwortlichen über die be-
treffenden personenbezogenen Daten sowie 
auf Berichtigung oder Löschung oder auf 
Einschränkung der Verarbeitung oder eines 
Widerspruchsrechts gegen die Verarbeitung 
sowie des Rechts auf Datenübertragbarkeit;

c)	 wenn die Verarbeitung auf § 6 Absatz 1 
lit. b) oder § 11 Absatz 2 lit. a) beruht, das 
Bestehen eines Rechts, die Einwilligung je-
derzeit zu widerrufen, ohne dass die Recht-
mäßigkeit der aufgrund der Einwilligung 
bis zum Widerruf erfolgten Verarbeitung 
berührt wird;

d)	 das Bestehen eines Beschwerderechts bei 
der Datenschutzaufsicht;

e)	 ob die Bereitstellung der personenbezo-
genen Daten gesetzlich oder vertraglich 
vorgeschrieben oder für einen Vertragsab-
schluss erforderlich ist, ob die betroffene 
Person verpflichtet ist, die personenbezoge-
nen Daten bereitzustellen, und welche mög-
liche Folgen die Nichtbereitstellung hätte 
und

f)	 das Bestehen einer automatisierten Ent-
scheidungsfindung einschließlich Profiling 
gemäß § 24 Absätze 1 und 4 und – zu-
mindest in diesen Fällen – aussagekräftige 
Informationen über die involvierte Logik 
sowie die Tragweite und die angestrebten 
Auswirkungen einer derartigen Verarbei-
tung für die betroffene Person.

(3)	 Beabsichtigt der Verantwortliche, die perso-
nenbezogenen Daten für einen anderen Zweck 
weiterzuverarbeiten als den, für den die perso-
nenbezogenen Daten erhoben wurden, so stellt 
er der betroffenen Person vor dieser Weiterver-
arbeitung Informationen über diesen anderen 
Zweck und alle anderen maßgeblichen Infor-
mationen gemäß Absatz 2 zur Verfügung.

(4)	 Die Absätze 1 bis 3 finden keine Anwendung, 
wenn und soweit die betroffene Person bereits 
über die Informationen verfügt oder die Infor-
mationserteilung an die betroffene Person ei-
nen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern 
würde und das Interesse der betroffenen Person 
an der Informationserteilung nach den Umstän-
den des Einzelfalls, insbesondere wegen des 
Zusammenhangs, in dem die Daten erhoben 
wurden, als gering anzusehen ist.

(5)	 Die Absätze 1 bis 3 finden auch dann keine An-
wendung,

a)	 wenn und soweit die Daten oder die Tatsa-
che ihrer Speicherung aufgrund einer spe-
ziellen Rechtsvorschrift oder wegen über-
wiegender berechtigter Interessen Dritter 
geheim gehalten werden müssen und das 
Interesse der betroffenen Person an der 
Auskunftserteilung zurücktreten muss,

b)	 wenn die Erteilung der Information die Gel-
tendmachung, Ausübung oder Verteidigung 
rechtlicher Ansprüche beeinträchtigen wür-
de und die Interessen des Verantwortlichen 
an der Nichterteilung der Information die 
Interessen der betroffenen Person überwie-
gen oder
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c)	 wenn durch die Auskunft die Wahrnehmung 
des Auftrags der Kirche gefährdet wird.

§ 16 
Informationspflicht bei  

mittelbarer Datenerhebung

(1)	 Werden personenbezogene Daten nicht bei der 
betroffenen Person erhoben, so teilt der Verant-
wortliche der betroffenen Person über die in 
§ 15 Absätze 1 und 2 genannten Informationen 
hinaus mit

a)	 die zu ihr erhobenen Daten und
b)	 aus welcher Quelle die personenbezogenen 

Daten stammen und gegebenenfalls, ob sie 
aus öffentlich zugänglichen Quellen stam-
men.

(2)	 Der Verantwortliche erteilt die Informationen

a)	 unter Berücksichtigung der spezifischen 
Umstände der Verarbeitung der personen-
bezogenen Daten innerhalb einer angemes-
senen Frist nach Erlangung der personenbe-
zogenen Daten, längstens jedoch innerhalb 
eines Monats,

b)	 falls die personenbezogenen Daten zur 
Kommunikation mit der betroffenen Person 
verwendet werden sollen, spätestens zum 
Zeitpunkt der ersten Mitteilung an sie, oder,

c)	 falls die Offenlegung an einen anderen 
Empfänger beabsichtigt ist, spätestens zum 
Zeitpunkt der ersten Offenlegung.

(3)	 Beabsichtigt der Verantwortliche, die perso-
nenbezogenen Daten für einen anderen Zweck 
weiterzuverarbeiten als den, für den die perso-
nenbezogenen Daten erlangt wurden, so stellt 
er der betroffenen Person vor dieser Weiterver-
arbeitung Informationen über diesen anderen 
Zweck und alle anderen maßgeblichen Infor-
mationen gemäß Absatz 1 zur Verfügung.

(4)	 Die Absätze 1 bis 3 finden keine Anwendung, 
wenn und soweit

a)	 die betroffene Person bereits über die Infor-
mationen verfügt,

b)	 die Erteilung dieser Informationen sich 
als unmöglich erweist oder einen unver-
hältnismäßigen Aufwand erfordern würde; 
dies gilt insbesondere für die Verarbeitung 
für im kirchlichen Interesse liegende Ar-
chivzwecke, für wissenschaftliche oder 
historische Forschungszwecke oder für 
statistische Zwecke oder soweit die in Ab-
satz 1 genannte Pflicht voraussichtlich die 
Verwirklichung der Ziele dieser Verarbei-

tung unmöglich macht oder ernsthaft beein-
trächtigt. In diesen Fällen ergreift der Ver-
antwortliche geeignete Maßnahmen zum 
Schutz der Rechte und Freiheiten sowie der 
berechtigten Interessen der betroffenen Per-
son, einschließlich der Bereitstellung dieser 
Informationen für die Öffentlichkeit,

c)	 die Erlangung oder Offenlegung durch 
kirchliche Rechtsvorschriften, denen der 
Verantwortliche unterliegt und die geeigne-
te Maßnahmen zum Schutz der berechtigten 
Interessen der betroffenen Person vorsehen, 
ausdrücklich geregelt ist oder

d)	 die personenbezogenen Daten gemäß dem 
staatlichen oder dem kirchlichen Recht 
dem Berufsgeheimnis, einschließlich einer 
satzungsmäßigen Geheimhaltungspflicht, 
unterliegen und daher vertraulich behandelt 
werden müssen.

(5)	 Die Absätze 1 bis 3 finden keine Anwendung, 
wenn die Erteilung der Information

a)	 im Falle einer kirchlichen Stelle im Sinne 
des § 3 Abs. 1 lit. a)
(1)	 die ordnungsgemäße Erfüllung der in der 

Zuständigkeit des Verantwortlichen lie-
genden Aufgaben gefährden würde oder

(2)	 die Information dem kirchlichen Wohl 
Nachteile bereiten würde und deswegen 
das Interesse der betroffenen Person an 
der Informationserteilung zurücktreten 
muss,

b)	 im Fall einer kirchlichen Stelle im Sinne 
des § 3 Absatz 1 lit. b) oder c) die Geltend-
machung, Ausübung oder Verteidigung zi-
vilrechtlicher Ansprüche beeinträchtigen 
würde und nicht das Interesse der betrof-
fenen Person an der Informationserteilung 
überwiegt.

(6)	 Unterbleibt eine Information der betroffenen 
Person nach Maßgabe des Absatzes 1, ergreift 
der Verantwortliche geeignete Maßnahmen 
zum Schutz der berechtigten Interessen der 
betroffenen Person. Der Verantwortliche hält 
schriftlich fest, aus welchen Gründen er von ei-
ner Information abgesehen hat.

Abschnitt 2 
Rechte der betroffenen Person

§ 17 
Auskunftsrecht der betroffenen Person

(1)	 Die betroffene Person hat das Recht, von dem 
Verantwortlichen eine Auskunft darüber zu 
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verlangen, ob sie betreffende personenbezoge-
ne Daten verarbeitet werden; ist dies der Fall, 
so hat sie ein Recht auf Auskunft über diese 
personenbezogenen Daten und auf folgende In-
formationen:

a)	 die Verarbeitungszwecke;
b)	 die Kategorien personenbezogener Daten, 

die verarbeitet werden;
c)	 die Empfänger oder Kategorien von Emp-

fängern, gegenüber denen die personen-
bezogenen Daten offengelegt worden sind 
oder noch offengelegt werden, insbesonde-
re bei Empfängern in Drittländern oder bei 
internationalen Organisationen;

d)	 falls möglich die geplante Dauer, für die die 
personenbezogenen Daten gespeichert wer-
den, oder, falls dies nicht möglich ist, die 
Kriterien für die Festlegung dieser Dauer;

e)	 das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung 
oder Löschung der sie betreffenden perso-
nenbezogenen Daten oder auf Einschrän-
kung der Verarbeitung durch den Verant-
wortlichen oder eines Widerspruchsrechts 
gegen diese Verarbeitung;

f)	 das Bestehen eines Beschwerderechts bei 
der Datenschutzaufsicht;

g)	 wenn die personenbezogenen Daten nicht 
bei der betroffenen Person erhoben werden, 
alle verfügbaren Informationen über die 
Herkunft der Daten;

h)	 das Bestehen einer automatisierten Ent-
scheidungsfindung einschließlich Profiling 
gemäß § 24 Absätze 1 und 4 und – zu-
mindest in diesen Fällen – aussagekräftige 
Informationen über die involvierte Logik 
sowie die Tragweite und die angestrebten 
Auswirkungen einer derartigen Verarbei-
tung für die betroffene Person.

(2)	 Werden personenbezogene Daten an oder in ein 
Drittland oder an eine internationale Organisa-
tion übermittelt, so hat die betroffene Person 
das Recht, über die geeigneten Garantien ge-
mäß § 40 im Zusammenhang mit der Übermitt-
lung unterrichtet zu werden.

(3)	 Der Verantwortliche stellt eine Kopie der perso-
nenbezogenen Daten, die Gegenstand der Ver-
arbeitung sind, zur Verfügung. Für alle weiteren 
Kopien, die die betroffene Person beantragt, 
kann der Verantwortliche ein angemessenes 
Entgelt auf der Grundlage der Verwaltungskos-
ten verlangen. Stellt die betroffene Person den 
Antrag elektronisch, so sind die Informationen 

in einem gängigen elektronischen Format zur 
Verfügung zu stellen, sofern sie nichts anderes 
angibt.

(4)	 Das Recht auf Erhalt einer Kopie gemäß Ab-
satz 3 darf die Rechte und Freiheiten anderer 
Personen nicht beeinträchtigen.

(5)	 Das Recht auf Auskunft der betroffenen Person 
gegenüber einem kirchlichen Archiv besteht 
nicht, wenn das Archivgut nicht durch den Na-
men der Person erschlossen ist oder keine An-
gaben gemacht werden, die das Auffinden des 
betreffenden Archivguts mit vertretbarem Ver-
waltungsaufwand ermöglichen.

(6)	 Das Recht auf Auskunft der betroffenen Person 
besteht ergänzend zu Absatz 5 nicht, wenn

a)	 die betroffene Person nach § 15 Absatz 4 
oder 5 oder nach § 16 Absatz 5 nicht zu in-
formieren ist oder

b)	 die Daten
(1)	 nur deshalb gespeichert sind, weil sie 

aufgrund gesetzlicher oder satzungsmä-
ßiger Aufbewahrungsvorschriften nicht 
gelöscht werden dürfen oder

(2)	 ausschließlich Zwecken der Datensi-
cherung oder der Datenschutzkontrolle 
dienen 

	 und die Auskunftserteilung einen unverhältnis-
mäßigen Aufwand erfordern würde sowie eine 
Verarbeitung zu anderen Zwecken durch geeig-
nete technische und organisatorische Maßnah-
men ausgeschlossen ist.

(7)	 Die Gründe der Auskunftsverweigerung sind 
zu dokumentieren. Die Ablehnung der Aus-
kunftserteilung ist gegenüber der betroffenen 
Person zu begründen, soweit nicht durch die 
Mitteilung der tatsächlichen oder rechtlichen 
Gründe, auf die die Entscheidung gestützt wird, 
der mit der Auskunftsverweigerung verfolgte 
Zweck gefährdet würde. Die zum Zweck der 
Auskunftserteilung an die betroffene Person 
und zu deren Vorbereitung gespeicherte Daten 
dürfen nur für diesen Zweck sowie für Zwecke 
der Datenschutzkontrolle verarbeitet werden; 
für andere Zwecke ist die Verarbeitung nach 
Maßgabe des § 20 einzuschränken.

(8)	 Wird der betroffenen Person durch eine kirch-
liche Stelle im Sinne des § 3 Absatz 1 lit. a) 
keine Auskunft erteilt, so ist sie auf Verlangen 
dem Diözesandatenschutzbeauftragten zu ertei-
len, soweit nicht die Bischöfliche Behörde im 
Einzelfall feststellt, dass dadurch kirchliche In-
teressen erheblich beeinträchtigt würden.
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(9)	 Das Recht der betroffenen Person auf Auskunft 
über personenbezogene Daten, die durch eine 
kirchliche Stelle im Sinne des § 3 Absatz 1 lit. 
a) weder automatisiert verarbeitet noch nicht 
automatisiert verarbeitet und in einem Datei-
system gespeichert werden, besteht nur, soweit 
die betroffene Person Angaben macht, die das 
Auffinden der Daten ermöglichen, und der für 
die Erteilung der Auskunft erforderliche Auf-
wand nicht außer Verhältnis zu dem von der 
betroffenen Person geltend gemachten Infor-
mationsinteresse steht.

§ 18 
Recht auf Berichtigung

(1)	 Die betroffene Person hat das Recht, von dem 
Verantwortlichen unverzüglich die Berichti-
gung sie betreffender unrichtiger personenbe-
zogener Daten zu verlangen. Unter Berück-
sichtigung der Zwecke der Verarbeitung hat 
die betroffene Person das Recht, die Vervoll-
ständigung unvollständiger personenbezogener 
Daten – auch mittels einer ergänzenden Erklä-
rung – zu verlangen.

(2)	 Das Recht auf Berichtigung besteht nicht, wenn 
die personenbezogenen Daten zu Archivzwe-
cken im kirchlichen Interesse verarbeitet wer-
den. Bestreitet die betroffene Person die Rich-
tigkeit der personenbezogenen Daten, ist ihr die 
Möglichkeit einer Gegendarstellung einzuräu-
men. Das zuständige Archiv ist verpflichtet, die 
Gegendarstellung den Unterlagen hinzuzufü-
gen.

§ 19 
Recht auf Löschung

(1)	 Die betroffene Person hat das Recht, von dem 
Verantwortlichen zu verlangen, dass sie betref-
fende personenbezogene Daten unverzüglich 
gelöscht werden, und der Verantwortliche ist 
verpflichtet, personenbezogene Daten unver-
züglich zu löschen, sofern einer der folgenden 
Gründe zutrifft:

a)	 die personenbezogenen Daten sind für die 
Zwecke, für die sie erhoben oder auf sons-
tige Weise verarbeitet wurden, nicht mehr 
notwendig;

b)	 die betroffene Person widerruft ihre Einwil-
ligung, auf die sich die Verarbeitung gemäß 
§ 6 Absatz 1 lit. b) oder § 11 Absatz 2 lit. a) 
stützte, und es fehlt an einer anderweitigen 
Rechtsgrundlage für die Verarbeitung;

c)	 die betroffene Person legt gemäß § 23 Ab-
satz 1 Widerspruch gegen die Verarbeitung 

ein und es liegen keine vorrangigen berech-
tigten Gründe für die Verarbeitung vor, oder 
die betroffene Person legt gemäß § 23 Ab-
satz 2 Widerspruch gegen die Verarbeitung 
ein;

d)	 die personenbezogenen Daten wurden un-
rechtmäßig verarbeitet;

e)	 die Löschung der personenbezogenen Da-
ten ist zur Erfüllung einer rechtlichen Ver-
pflichtung nach dem staatlichen oder dem 
kirchlichen Recht erforderlich, dem der 
Verantwortliche unterliegt.

(2)	 Hat der Verantwortliche die personenbezoge-
nen Daten öffentlich gemacht und ist er gemäß 
Absatz 1 zu deren Löschung verpflichtet, so 
trifft er unter Berücksichtigung der verfügbaren 
Technologie und der Implementierungskosten 
angemessene Maßnahmen, auch technischer 
Art, um für die Datenverarbeitung Verant-
wortliche, die die personenbezogenen Daten 
verarbeiten, darüber zu informieren, dass eine 
betroffene Person von ihnen die Löschung al-
ler Links zu diesen personenbezogenen Daten 
oder von Kopien oder Replikationen dieser per-
sonenbezogenen Daten verlangt hat.

(3)	 Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, soweit die 
Verarbeitung erforderlich ist

a)	 zur Ausübung des Rechts auf freie Mei-
nungsäußerung und Information;

b)	 zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflich-
tung, die die Verarbeitung nach kirchlichem 
oder staatlichem Recht, dem der Verant-
wortliche unterliegt, erfordert, oder zur 
Wahrnehmung einer Aufgabe, die im kirch-
lichen Interesse liegt oder in Ausübung ho-
heitlicher Gewalt erfolgt, die dem Verant-
wortlichen übertragen wurde;

c)	 aus Gründen des öffentlichen Interesses im 
Bereich der öffentlichen Gesundheit gemäß 
§ 11 Absatz 2 lit. h) und i) sowie § 11 Ab-
satz 3;

d)	 für im kirchlichem Interesse liegende Ar-
chivzwecke, wissenschaftliche oder histori-
sche Forschungszwecke oder für statistische 
Zwecke, soweit das in Absatz 1 genannte 
Recht voraussichtlich die Verwirklichung 
der Ziele dieser Verarbeitung unmöglich 
macht oder ernsthaft beeinträchtigt, oder

e)	 zur Geltendmachung von Rechtsansprü-
chen sowie zur Ausübung oder Verteidi-
gung von Rechten.
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(4)	 Ist eine Löschung wegen der besonderen Art 
der Speicherung nicht oder nur mit unverhält-
nismäßig hohem Aufwand möglich, tritt an die 
Stelle des Rechts auf Löschung das Recht auf 
Einschränkung der Verarbeitung gemäß § 20. 
Dies gilt nicht, wenn die personenbezogenen 
Daten unrechtmäßig verarbeitet wurden. Als 
Einschränkung der Verarbeitung gelten auch 
die Sperrung und die Eintragung eines Sperr-
vermerks.

§ 20 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung

(1)	 Die betroffene Person hat das Recht, von dem 
Verantwortlichen die Einschränkung der Verar-
beitung zu verlangen, wenn eine der folgenden 
Voraussetzungen gegeben ist:

a)	 die Richtigkeit der personenbezogenen Da-
ten wird von der betroffenen Person bestrit-
ten, und zwar für eine Dauer, die es dem 
Verantwortlichen ermöglicht, die Richtig-
keit der personenbezogenen Daten zu über-
prüfen;

b)	 die Verarbeitung ist unrechtmäßig und die 
betroffene Person lehnt die Löschung der 
personenbezogenen Daten ab und verlangt 
stattdessen die Einschränkung der Nutzung 
der personenbezogenen Daten;

c)	 der Verantwortliche benötigt die personen-
bezogenen Daten für die Zwecke der Verar-
beitung nicht länger, die betroffene Person 
benötigt sie jedoch zur Geltendmachung 
von Rechtsansprüchen oder zur Ausübung 
oder Verteidigung von Rechten oder

d)	 die betroffene Person hat Widerspruch gegen 
die Verarbeitung gemäß § 23 eingelegt und 
es steht noch nicht fest, ob die berechtigten 
Gründe des Verantwortlichen gegenüber de-
nen der betroffenen Person überwiegen.

(2)	 Wurde die Verarbeitung gemäß Absatz 1 ein-
geschränkt, so dürfen diese personenbezoge-
nen Daten – von ihrer Speicherung abgesehen 
– nur mit Einwilligung der betroffenen Person 
oder zur Geltendmachung von Rechtsansprü-
chen oder zur Ausübung oder Verteidigung von 
Rechten oder zum Schutz der Rechte einer an-
deren natürlichen oder juristischen Person oder 
aus Gründen eines wichtigen kirchlichen Inter-
esses verarbeitet werden.

(3)	 Eine betroffene Person, die eine Einschränkung 
der Verarbeitung gemäß Absatz 1 erwirkt hat, 
wird von dem Verantwortlichen unterrichtet, 
bevor die Einschränkung aufgehoben wird.

(4)	 Die in Absatz 1 lit. a), b) und d) vorgesehenen 
Rechte bestehen nicht, soweit diese Rechte  
voraussichtlich die Verwirklichung der im 
kirchlichen Interesse liegenden Archivzwecke 
unmöglich machen oder ernsthaft beeinträchti-
gen und die Ausnahmen für die Erfüllung die-
ser Zwecke erforderlich sind.

§ 21 
Mitteilungspflicht im Zusammenhang mit der 

Berichtigung oder Löschung personenbezogener 
Daten oder der Einschränkung der Verarbeitung

Der Verantwortliche teilt allen Empfängern, de-
nen personenbezogene Daten offengelegt wurden, 
jede Berichtigung oder Löschung der personenbe-
zogenen Daten oder eine Einschränkung der Verar-
beitung nach §§ 18, 19 Absatz 1 und 20 mit, es sei 
denn, dies erweist sich als unmöglich oder ist mit 
einem unverhältnismäßigen Aufwand verbunden. 
Der Verantwortliche unterrichtet die betroffene Per-
son über diese Empfänger, wenn die betroffene Per-
son dies verlangt.

§ 22 
Recht auf Datenübertragbarkeit

(1)	 Die betroffene Person hat das Recht, die sie 
betreffenden personenbezogenen Daten, die 
sie einem Verantwortlichen bereitgestellt hat, 
in einem strukturierten, gängigen und maschi-
nenlesbaren Format zu erhalten, und sie hat das 
Recht, diese Daten einem anderen Verantwort-
lichen ohne Behinderung durch den Verant-
wortlichen, dem die personenbezogenen Daten 
bereitgestellt wurden, zu übermitteln, sofern

a)	 die Verarbeitung auf einer Einwilligung ge-
mäß § 6 Absatz 1 lit. b) oder § 11 Absatz 
2 lit. a) oder auf einem Vertrag gemäß § 6 
Absatz 1 lit. c) beruht und

b)	 die Verarbeitung mithilfe automatisierter 
Verfahren erfolgt.

(2)	 Bei der Ausübung ihres Rechts auf Datenüber-
tragbarkeit gemäß Absatz 1 hat die betroffe-
ne Person das Recht zu erwirken, dass die 
personenbezogenen Daten direkt von einem 
Verantwortlichen einem anderen Verantwortli-
chen übermittelt werden, soweit dies technisch 
machbar ist.

(3)	 Die Ausübung des Rechts nach Absatz 1 lässt 
§ 19 unberührt. Dieses Recht gilt nicht für eine 
Verarbeitung, die für die Wahrnehmung einer 
Aufgabe erforderlich ist, die im kirchlichen 
Interesse liegt oder in Ausübung hoheitlicher 
Gewalt erfolgt, die dem Verantwortlichen über-
tragen wurde.
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(4)	 Das Recht gemäß Absatz 2 darf die Rechte und 
Freiheiten anderer Personen nicht beeinträchti-
gen.

(5)	 Das Recht auf Datenübertragbarkeit besteht 
nicht, soweit dieses Recht voraussichtlich die 
Verwirklichung der im kirchlichen Interesse 
liegenden Archivzwecke unmöglich macht oder 
ernsthaft beeinträchtigt und die Ausnahmen für 
die Erfüllung dieser Zwecke erforderlich sind.

§ 23 
Widerspruchsrecht

(1)	 Die betroffene Person hat das Recht, aus Grün-
den, die sich aus ihrer besonderen Situation 
ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung sie 
betreffender personenbezogener Daten, die 
aufgrund von § 6 Absatz 1 lit. f) oder g) erfolgt, 
Widerspruch einzulegen; dies gilt auch für ein 
auf diese Bestimmungen gestütztes Profiling. 
Der Verantwortliche verarbeitet die personen-
bezogenen Daten nicht mehr, es sei denn, er 
kann zwingende schutzwürdige Gründe für die 
Verarbeitung nachweisen, die die Interessen, 
Rechte und Freiheiten der betroffenen Person 
überwiegen, oder die Verarbeitung dient der 
Geltendmachung von Rechtsansprüchen oder 
der Ausübung oder Verteidigung von Rechten. 
Das Recht auf Widerspruch gegenüber einer 
Stelle im Sinne des § 3 Absatz 1 lit a) besteht 
nicht, soweit an der Verarbeitung ein zwingen-
des kirchliches Interesse besteht, das die Inte-
ressen der betroffenen Person überwiegt, oder 
eine Rechtsvorschrift zur Verarbeitung ver-
pflichtet.

(2)	 Werden personenbezogene Daten verarbeitet, 
um Direktwerbung oder Fundraising zu betrei-
ben, so hat die betroffene Person das Recht, 
jederzeit Widerspruch gegen die Verarbeitung 
sie betreffender personenbezogener Daten zum 
Zwecke derartiger Werbung einzulegen; dies 
gilt auch für das Profiling, soweit es mit solcher 
Direktwerbung in Verbindung steht.

(3)	 Widerspricht die betroffene Person der Verar-
beitung für Zwecke der Direktwerbung, so wer-
den die personenbezogenen Daten nicht mehr 
für diese Zwecke verarbeitet.

(4)	 Die betroffene Person muss spätestens zum 
Zeitpunkt der ersten Kommunikation mit ihr 
ausdrücklich auf das in den Absätzen 1 und 2 
genannte Recht hingewiesen werden; dieser 
Hinweis hat in einer verständlichen und von 
anderen Informationen getrennten Form zu er-
folgen.

(5)	 Die betroffene Person hat das Recht, aus Grün-
den, die sich aus ihrer besonderen Situation er-
geben, gegen die sie betreffende Verarbeitung 
sie betreffender personenbezogener Daten, die 
zu wissenschaftlichen oder historischen For-
schungszwecken oder zu statistischen Zwecken 
erfolgt, Widerspruch einzulegen, es sei denn, die 
Verarbeitung ist zur Erfüllung einer im kirchli-
chen Interesse liegenden Aufgabe erforderlich.

§ 24 
Automatisierte Entscheidungen im Einzelfall  

einschließlich Profiling

(1)	 Die betroffene Person hat das Recht, nicht einer 
ausschließlich auf einer automatisierten Verar-
beitung – einschließlich Profiling – beruhenden 
Entscheidung unterworfen zu werden, die ihr 
gegenüber rechtliche Wirkung entfaltet oder sie 
in ähnlicher Weise erheblich beeinträchtigt.

(2)	 Absatz 1 gilt nicht, wenn die Entscheidung

a)	 für den Abschluss oder die Erfüllung eines 
Vertrags zwischen der betroffenen Person 
und dem Verantwortlichen erforderlich ist,

b)	 aufgrund von kirchlichen Rechtsvorschrif-
ten, denen der Verantwortliche unterliegt, 
zulässig ist und diese Rechtsvorschriften 
angemessene Maßnahmen zur Wahrung der 
Rechte und Freiheiten sowie der berechtig-
ten Interessen der betroffenen Person ent-
halten oder

c)	 mit ausdrücklicher Einwilligung der betrof-
fenen Person erfolgt.

(3)	 In den in Absatz 2 lit. a) und c) genannten 
Fällen trifft der Verantwortliche angemessene 
Maßnahmen, um die Rechte und Freiheiten so-
wie die berechtigten Interessen der betroffenen 
Person zu wahren, wozu mindestens das Recht 
auf Erwirkung des Eingreifens einer Person 
seitens des Verantwortlichen, auf Darlegung 
des eigenen Standpunkts und auf Anfechtung 
der Entscheidung gehört.

(4)	 Entscheidungen nach Absatz 2 dürfen nicht auf 
besonderen Kategorien personenbezogener Da-
ten beruhen, sofern nicht § 11 Absatz 2 lit. a) 
oder g) gilt und angemessene Maßnahmen zum 
Schutz der Rechte und Freiheiten sowie der 
berechtigten Interessen der betroffenen Person 
getroffen wurden.

§ 25 
Unabdingbare Rechte der betroffenen Person

(1)	 Die Rechte der betroffenen Person auf Aus-
kunft, Berichtigung, Löschung, Einschränkung 
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der Verarbeitung, Datenübertragbarkeit oder 
Widerspruch können nicht durch Rechtsge-
schäft ausgeschlossen oder beschränkt werden.

(2)	 Sind die Daten der betroffenen Person automa-
tisiert in einer Weise gespeichert, dass mehrere 
Verantwortliche speicherungsberechtigt sind, 
und ist die betroffene Person nicht in der Lage, 
festzustellen, welcher Verantwortliche die Da-
ten gespeichert hat, so kann sie sich an jeden 
dieser Verantwortlichen wenden. Dieser Ver-
antwortliche ist verpflichtet, das Vorbringen der 
betroffenen Person an den Verantwortlichen, 
der die Daten gespeichert hat, weiterzuleiten. 
Die betroffene Person ist über die Weiterleitung 
und den Verantwortlichen, an den weitergelei-
tet wurde, zu unterrichten.

Kapitel 4  
Verantwortlicher und Auftragsverarbeiter

Abschnitt 1  
Technik und Organisation; Auftragsverarbeitung

§ 26 
Technische und organisatorische Maßnahmen

(1)	 Der Verantwortliche und der Auftragsverar-
beiter haben unter Berücksichtigung unter 
anderem des Stands der Technik, der Imple-
mentierungskosten, der Art, des Umfangs, der 
Umstände und der Zwecke der Verarbeitung 
sowie der unterschiedlichen Eintrittswahr-
scheinlichkeiten und Schwere der Risiken für 
die Rechte und Freiheiten natürlicher Perso-
nen geeignete technische und organisatorische 
Maßnahmen zu treffen, um ein dem Risiko 
angemessenes Schutzniveau zu gewährleisten 
und einen Nachweis hierüber führen zu kön-
nen. Diese Maßnahmen schließen unter ande-
rem ein:

a)	 die Pseudonymisierung, die Anonymisie-
rung und die Verschlüsselung personenbe-
zogener Daten;

b)	 die Fähigkeit, die Vertraulichkeit, Integrität, 
Verfügbarkeit und Belastbarkeit der Syste-
me und Dienste im Zusammenhang mit der 
Verarbeitung auf Dauer sicherzustellen;

c)	 die Fähigkeit, die Verfügbarkeit der perso-
nenbezogenen Daten und den Zugang zu ih-
nen bei einem physischen oder technischen 
Zwischenfall rasch wiederherzustellen;

d)	 ein Verfahren zur regelmäßigen Über-
prüfung, Bewertung und Evaluierung der 
Wirksamkeit der technischen und organisa-

torischen Maßnahmen zur Gewährleistung 
der Sicherheit der Verarbeitung.

(2)	 Bei der Beurteilung des angemessenen Schutz-
niveaus sind insbesondere die Risiken zu 
berücksichtigen, die mit der Verarbeitung 
verbunden sind, insbesondere durch – ob un-
beabsichtigt oder unrechtmäßig – Vernichtung, 
Verlust, Veränderung, unbefugte Offenlegung 
von oder unbefugten Zugang zu personenbezo-
genen Daten, die übermittelt, gespeichert oder 
auf andere Weise verarbeitet wurden.

(3)	 Erforderlich sind Maßnahmen nur, wenn ihr 
Aufwand in einem angemessenen Verhältnis zu 
dem angestrebten Schutzzweck steht.

(4)	 Die Einhaltung eines nach dem EU-Recht zerti-
fizierten Verfahrens kann als Faktor herangezo-
gen werden, um die Erfüllung der Pflichten des 
Verantwortlichen gemäß Absatz 1 nachzuwei-
sen.

(5)	 Der Verantwortliche und der Auftragsverarbei-
ter unternehmen Schritte um sicherzustellen, 
dass ihnen unterstellte Personen, die Zugang 
zu personenbezogenen Daten haben, diese nur 
auf Anweisung des Verantwortlichen verarbei-
ten, es sei denn, sie sind nach kirchlichem oder 
staatlichem Recht zur Verarbeitung verpflich-
tet.

§ 27 
Technikgestaltung und Voreinstellungen

(1)	 Unter Berücksichtigung des Stands der Tech-
nik, der Implementierungskosten, der Art, 
des Umfangs, der Umstände und der Zwecke 
der Verarbeitung sowie der unterschiedlichen 
Eintrittswahrscheinlichkeit und Schwere der 
mit der Verarbeitung verbundenen Risiken 
für die Rechte und Freiheiten natürlicher Per-
sonen trifft der Verantwortliche sowohl zum 
Zeitpunkt der Festlegung der Mittel für die 
Verarbeitung als auch zum Zeitpunkt der ei-
gentlichen Verarbeitung technische und organi-
satorische Maßnahmen, die geeignet sind, die 
Datenschutzgrundsätze wirksam umzusetzen 
und die notwendigen Garantien in die Verar-
beitung aufzunehmen, um den Anforderungen 
dieses Gesetzes zu genügen und die Rechte der 
betroffenen Personen zu schützen.

(2)	 Der Verantwortliche trifft technische und or-
ganisatorische Maßnahmen, die geeignet sind, 
durch Voreinstellung grundsätzlich nur perso-
nenbezogene Daten, deren Verarbeitung für 
den jeweiligen bestimmten Verarbeitungs-
zweck erforderlich ist, zu verarbeiten. Diese 
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Verpflichtung gilt für die Menge der erhobenen 
personenbezogenen Daten, den Umfang ihrer 
Verarbeitung, ihre Speicherfrist und ihre Zu-
gänglichkeit. Solche Maßnahmen müssen ins-
besondere geeignet sein, dass personenbezo-
gene Daten durch Voreinstellungen nicht ohne 
Eingreifen der Person einer unbestimmten Zahl 
von natürlichen Personen zugänglich gemacht 
werden.

(3)	 Ein nach dem EU-Recht genehmigtes Zerti-
fizierungsverfahren kann als Faktor herange-
zogen werden, um die Erfüllung der in den 
Absätzen 1 und 2 genannten Anforderungen 
nachzuweisen.

§ 28 
Gemeinsam Verantwortliche

(1)	 Legen mehrere Verantwortliche gemeinsam die 
Zwecke der und die Mittel zur Verarbeitung 
fest, so sind sie gemeinsam Verantwortliche. 
Sie legen in einer Vereinbarung in transparen-
ter Form fest, wer von ihnen welche Verpflich-
tungen gemäß diesem Gesetz erfüllt, insbeson-
dere wer den Informationspflichten gemäß den 
§§ 15 und 16 nachkommt.

(2)	 Die Vereinbarung gemäß Absatz 1 enthält die 
jeweiligen tatsächlichen Funktionen und Be-
ziehungen der gemeinsam Verantwortlichen 
gegenüber der betroffenen Person. Über den 
wesentlichen die Verarbeitung personenbezo-
gener Daten betreffenden Inhalt der Vereinba-
rung wird die betroffene Person informiert.

(3)	 Ungeachtet der Einzelheiten der Vereinbarung 
gemäß Absatz 1 kann die betroffene Person ihre 
Rechte im Rahmen dieses Gesetzes bei und ge-
genüber jedem einzelnen der Verantwortlichen 
geltend machen.

§ 29

Verarbeitung personenbezogener Daten im Auftrag

(1)	 Erfolgt eine Verarbeitung im Auftrag eines Ver-
antwortlichen, so arbeitet dieser nur mit Auf-
tragsverarbeitern, die hinreichend Garantien 
dafür bieten, dass geeignete technische und 
organisatorische Maßnahmen so durchgeführt 
werden, dass die Verarbeitung im Einklang mit 
den Anforderungen dieses Gesetzes erfolgt und 
den Schutz der Rechte der betroffenen Person 
gewährleistet.

(2)	 Der Auftragsverarbeiter nimmt keinen weiteren 
Auftragsverarbeiter ohne vorherige gesonderte 
oder allgemeine schriftliche Genehmigung des 
Verantwortlichen in Anspruch. Im Fall einer 

allgemeinen schriftlichen Genehmigung infor-
miert der Auftragsverarbeiter den Verantwortli-
chen immer über jede beabsichtigte Änderung 
in Bezug auf die Hinzuziehung oder die Erset-
zung anderer Auftragsverarbeiter, wodurch der 
Verantwortliche die Möglichkeit erhält, gegen 
derartige Änderungen Einspruch zu erheben.

(3)	 Die Verarbeitung durch einen Auftragsverar-
beiter erfolgt auf der Grundlage eines Vertrags 
oder eines anderen Rechtsinstruments nach 
dem kirchlichen Recht, dem Recht der Europä-
ischen Union oder dem Recht ihrer Mitglied-
staaten, der bzw. das den Auftragsverarbeiter in 
Bezug auf den Verantwortlichen bindet und in 
dem
a)	 Gegenstand der Verarbeitung
b)	 Dauer der Verarbeitung,
c)	 Art und Zweck der Verarbeitung,
d)	 die Art der personenbezogenen Daten,
e)	 die Kategorien betroffener Personen und
f)	 die Pflichten und Rechte des Verantwortli-

chen festgelegt sind.
(4)	 Dieser Vertrag bzw. dieses andere Rechtsinstru-

ment sieht insbesondere vor, dass der Auftrags-
verarbeiter

a)	 die personenbezogenen Daten nur auf do-
kumentierte Weisung des Verantwortli-
chen – auch in Bezug auf die Übermittlung 
personenbezogener Daten an ein Drittland 
oder eine internationale Organisation – ver-
arbeitet, sofern er nicht durch das kirchliche 
Recht, das Recht der Europäischen Union 
oder das Recht ihrer Mitgliedstaaten, dem 
der Auftragsverarbeiter unterliegt, hierzu 
verpflichtet ist; in einem solchen Fall teilt 
der Auftragsverarbeiter dem Verantwortli-
chen diese rechtlichen Anforderungen vor 
der Verarbeitung mit, sofern das betreffende 
Recht eine solche Mitteilung nicht wegen 
eines wichtigen kirchlichen Interesses ver-
bietet;

b)	 gewährleistet, dass sich die zur Verarbei-
tung der personenbezogenen Daten befug-
ten Personen zur Vertraulichkeit verpflichtet 
haben oder einer angemessenen gesetzli-
chen Verschwiegenheitspflicht unterliegen;

c)	 alle gemäß § 26 erforderlichen Maßnahmen 
ergreift;

d)	 die in den Absätzen 2 und 5 genannten Be-
dingungen für die Inanspruchnahme der 
Dienste eines weiteren Auftragsverarbeiters 
einhält;
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e)	 angesichts der Art der Verarbeitung den 
Verantwortlichen nach Möglichkeit mit ge-
eigneten technischen und organisatorischen 
Maßnahmen dabei unterstützt, seiner Pflicht 
zur Beantwortung von Anträgen auf Wahr-
nehmung der in den §§ 15 bis 25 genannten 
Rechte der betroffenen Person nachzukom-
men;

f)	 unter Berücksichtigung der Art der Verar-
beitung und der ihm zur Verfügung stehen-
den Informationen den Verantwortlichen 
bei der Einhaltung der in den §§ 26, 33 bis 
35 genannten Pflichten unterstützt;

g)	 nach Abschluss der Erbringung der Verar-
beitungsleistungen alle personenbezogenen 
Daten nach Wahl des Verantwortlichen ent-
weder löscht oder zurückgibt, sofern nicht 
nach dem kirchlichen Recht oder dem Recht 
der Europäischen Union oder dem Recht 
ihrer Mitgliedstaaten eine Verpflichtung zur 
Speicherung der personenbezogenen Daten 
besteht;

h)	 dem Verantwortlichen alle erforderlichen 
Informationen zum Nachweis der Einhal-
tung der in diesem Paragraphen niederge-
legten Pflichten zur Verfügung stellt und 
Überprüfungen – einschließlich Inspektio-
nen –, die vom Verantwortlichen oder einem 
anderen von diesem beauftragten Prüfer 
durchgeführt werden, ermöglicht und dazu 
beiträgt. Der Auftragsverarbeiter informiert 
den Verantwortlichen unverzüglich, falls er 
der Auffassung ist, dass eine Weisung ge-
gen dieses Gesetz oder gegen andere kirch-
liche Datenschutzbestimmungen oder Da-
tenschutzbestimmungen der Europäischen 
Union oder ihrer Mitgliedstaaten verstößt.

(5)	 Nimmt der Auftragsverarbeiter die Dienste 
eines weiteren Auftragsverarbeiters in An-
spruch, um bestimmte Verarbeitungstätigkeiten 
im Namen des Verantwortlichen auszuführen, 
so werden diesem weiteren Auftragsverarbei-
ter im Wege eines Vertrags oder eines anderen 
Rechtsinstruments nach dem kirchlichen Recht 
oder dem Recht der Union oder dem Recht des 
betreffenden Mitgliedstaats der Europäischen 
Union dieselben Datenschutzpflichten aufer-
legt, die in dem Vertrag oder anderen Rechtsin-
strument zwischen dem Verantwortlichen und 
dem Auftragsverarbeiter gemäß den Absätzen 
3 und 4 festgelegt sind, wobei insbesondere 
hinreichende Garantien dafür geboten werden 
müssen, dass die geeigneten technischen und 
organisatorischen Maßnahmen so durchgeführt 

werden, dass die Verarbeitung entsprechend 
den Anforderungen dieses Gesetzes erfolgt. 
Kommt der weitere Auftragsverarbeiter seinen 
Datenschutzpflichten nicht nach, so haftet der 
erste Auftragsverarbeiter gegenüber dem Ver-
antwortlichen für die Einhaltung der Pflichten 
jenes anderen Auftragsverarbeiters.

(6)	 Die Einhaltung nach europäischem Recht ge-
nehmigter Verhaltensregeln oder eines geneh-
migten Zertifizierungsverfahrens durch einen 
Auftragsverarbeiter kann als Faktor herange-
zogen werden, um hinreichende Garantien im 
Sinne der Absätze 1 und 5 nachzuweisen.

(7)	 Unbeschadet eines individuellen Vertrags zwi-
schen dem Verantwortlichen und dem Auf-
tragsverarbeiter kann der Vertrag oder das an-
dere Rechtsinstrument im Sinne der Absätze 3, 
4 und 5 ganz oder teilweise auf den in den Ab-
satz 8 genannten Standardvertragsklauseln be-
ruhen, auch wenn diese Bestandteil einer dem 
Verantwortlichen oder dem Auftragsverarbeiter 
erteilten Zertifizierung sind.

(8)	 Die Datenschutzaufsicht kann Standardver-
tragsklauseln zur Regelung der in den Absätzen 
3 bis 5 genannten Fragen festlegen.

(9)	 Der Vertrag oder das andere Rechtsinstrument 
im Sinne der Absätze 3 bis 5 ist schriftlich ab-
zufassen, was auch in einem elektronischen 
Format erfolgen kann. Maßgebend sind die 
Formvorschriften der §§ 126 ff. BGB.

(10)	Ein Auftragsverarbeiter, der unter Verstoß ge-
gen dieses Gesetz die Zwecke und Mittel der 
Verarbeitung bestimmt, gilt in Bezug auf diese 
Verarbeitung als Verantwortlicher.

(11)	Der Auftragsverarbeiter darf die Daten nur in-
nerhalb der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union oder des Europäischen Wirtschaftsraums 
verarbeiten. Abweichend von Satz 1 ist die Ver-
arbeitung in Drittstaaten zulässig, wenn ein 
Angemessenheitsbeschluss der Europäischen 
Kommission gemäß § 40 Absatz 1 vorliegt oder 
wenn die Datenschutzaufsicht selbst oder eine 
andere Datenschutzaufsicht festgestellt hat, 
dass dort ein angemessenes Datenschutzniveau 
besteht.

(12)	Die Absätze 1 bis 11 gelten entsprechend, wenn 
die Prüfung oder Wartung automatisierter Ver-
fahren oder von Datenverarbeitungsanlagen 
durch andere Stellen im Auftrag vorgenommen 
wird und dabei ein Zugriff auf personenbezo-
gene Daten nicht ausgeschlossen werden kann.
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§ 30 
Verarbeitung unter der Aufsicht des  

Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters

Der Auftragsverarbeiter und jede dem Verant-
wortlichen oder dem Auftragsverarbeiter unterstell-
te Person, die Zugang zu personenbezogenen Daten 
hat, dürfen diese Daten ausschließlich auf Weisung 
des Verantwortlichen verarbeiten, es sei denn, dass 
sie nach kirchlichem Recht, dem Recht der Europä-
ischen Union oder dem Recht ihrer Mitgliedstaaten 
zur Verarbeitung verpflichtet sind.

Abschnitt 2
Pflichten des Verantwortlichen

§ 31 
Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten

(1)	 Jeder Verantwortliche führt ein Verzeichnis al-
ler Verarbeitungstätigkeiten, die seiner Zustän-
digkeit unterliegen. Dieses Verzeichnis hat die 
folgenden Angaben zu enthalten:

a)	 den Namen und die Kontaktdaten des Ver-
antwortlichen und gegebenenfalls des ge-
meinsam mit ihm Verantwortlichen sowie 
des betrieblichen Datenschutzbeauftragten, 
sofern ein solcher zu benennen ist;

b)	 die Zwecke der Verarbeitung;
c)	 eine Beschreibung der Kategorien betroffe-

ner Personen und der Kategorien personen-
bezogener Daten;

d)	 gegebenenfalls die Verwendung von Profi-
ling;

e)	 die Kategorien von Empfängern, gegenüber 
denen die personenbezogenen Daten offen-
gelegt worden sind oder noch offengelegt 
werden, einschließlich Empfänger in Dritt-
ländern oder internationalen Organisatio-
nen;

f)	 gegebenenfalls Übermittlungen von perso-
nenbezogenen Daten an ein Drittland oder 
an eine internationale Organisation, ein-
schließlich der Angabe des betreffenden 
Drittlands oder der betreffenden internatio-
nalen Organisation und der dort getroffenen 
geeigneten Garantien;

g)	 wenn möglich, die vorgesehenen Fristen für 
die Löschung der verschiedenen Datenkate-
gorien;

h)	 wenn möglich, eine allgemeine Beschrei-
bung der technischen und organisatorischen 
Maßnahmen gemäß § 26 dieses Gesetzes.

(2)	 Jeder Auftragsverarbeiter ist vertraglich zu ver-
pflichten, ein Verzeichnis zu allen Kategorien 
von im Auftrag eines Verantwortlichen durch-
geführten Tätigkeiten der Verarbeitung zu füh-
ren, das folgende Angaben zu enthalten hat:

a)	 den Namen und die Kontaktdaten des Auf-
tragsverarbeiters oder der Auftragsverarbei-
ter und jedes Verantwortlichen, in dessen 
Auftrag der Auftragsverarbeiter tätig ist, 
sowie eines betrieblichen Datenschutzbe-
auftragten, sofern ein solcher zu benennen 
ist;

b)	 die Kategorien von Verarbeitungen, die im 
Auftrag jedes Verantwortlichen durchge-
führt werden;

c)	 gegebenenfalls Übermittlungen von perso-
nenbezogenen Daten an ein Drittland oder 
an eine internationale Organisation, ein-
schließlich der Angabe des betreffenden 
Drittlands oder der betreffenden internatio-
nalen Organisation und der dort getroffenen 
geeigneten Garantien;

d)	 wenn möglich, eine allgemeine Beschrei-
bung der technischen und organisatorischen 
Maßnahmen gemäß § 26 dieses Gesetzes.

(3)	 Das in den Absätzen 1 und 2 genannte Ver-
zeichnis ist schriftlich zu führen, was auch in 
einem elektronischen Format erfolgen kann.

(4)	 Der Verantwortliche und der Auftragsverar-
beiter stellen dem betrieblichen Datenschutz-
beauftragten und auf Anfrage der Datenschut-
zaufsicht das in den Absätzen 1 und 2 genannte 
Verzeichnis zur Verfügung.

(5)	 Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Pflich-
ten gelten für Unternehmen oder Einrichtun-
gen, die 250 oder mehr Beschäftigte haben. Sie 
gilt darüber hinaus für Unternehmen oder Ein-
richtungen mit weniger als 250 Beschäftigten, 
wenn durch die Verarbeitung die Rechte und 
Freiheiten der betroffenen Personen gefährdet 
werden, die Verarbeitung nicht nur gelegentlich 
erfolgt oder die Verarbeitung besondere Daten-
kategorien gemäß § 11 bzw. personenbezogene 
Daten über strafrechtliche Verurteilungen und 
Straftaten im Sinne des § 12 beinhaltet.

§ 32 
Zusammenarbeit mit der Datenschutzaufsicht

Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter 
arbeiten auf Anfrage der Datenschutzaufsicht mit 
dieser bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zusammen.
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§ 33 
Meldung an die Datenschutzaufsicht

(1)	 Der Verantwortliche meldet der Datenschutz
aufsicht unverzüglich die Verletzung des 
Schutzes personenbezogener Daten, wenn die-
se Verletzung eine Gefahr für die Rechte und 
Freiheiten natürlicher Personen darstellt. Er-
folgt die Meldung nicht binnen 72 Stunden, 
nachdem die Verletzung des Schutzes perso-
nenbezogener Daten bekannt wurde, so ist ihr 
eine Begründung für die Verzögerung beizufü-
gen.

(2)	 Wenn dem Auftragsverarbeiter eine Verletzung 
des Schutzes personenbezogener Daten be-
kannt wird, meldet er diese unverzüglich dem 
Verantwortlichen.

(3)	 Die Meldung gemäß Absatz 1 enthält insbeson-
dere folgende Informationen:

a)	 eine Beschreibung der Art der Verletzung 
des Schutzes personenbezogener Daten, 
soweit möglich mit Angabe der Kategorien 
und der ungefähren Zahl der betroffenen 
Personen, der betroffenen Kategorien und 
der ungefähren Zahl der betroffenen perso-
nenbezogenen Datensätze;

b)	 den Namen und die Kontaktdaten des be-
trieblichen Datenschutzbeauftragten oder 
einer sonstigen Anlaufstelle für weitere In-
formationen;

c)	 eine Beschreibung der möglichen Folgen 
der Verletzung des Schutzes personenbezo-
gener Daten;

d)	 eine Beschreibung der von dem Verant-
wortlichen ergriffenen oder vorgeschlage-
nen Maßnahmen zur Behebung der Ver-
letzung des Schutzes personenbezogener 
Daten und gegebenenfalls Maßnahmen zur 
Abmilderung ihrer möglichen nachteiligen 
Auswirkungen.

(4)	 Wenn und soweit die Informationen nach Ab-
satz 3 nicht zeitgleich bereitgestellt werden 
können, stellt der Verantwortliche diese Infor-
mationen ohne unangemessene weitere Verzö-
gerung schrittweise zur Verfügung.

(5)	 Der Verantwortliche dokumentiert Verletzun-
gen des Schutzes personenbezogener Daten 
einschließlich aller damit im Zusammenhang 
stehenden Tatsachen, deren Auswirkungen und 
die ergriffenen Abhilfemaßnahmen. Diese Do-
kumentation muss der Datenschutzaufsicht die 
Überprüfung der Einhaltung der Bestimmun-
gen der Absätze 1 bis 4 ermöglichen.

§ 34 
Benachrichtigung der betroffenen Person

(1)	 Hat die Verletzung des Schutzes personenbezo-
gener Daten voraussichtlich ein hohes Risiko 
für die persönlichen Rechte und Freiheiten na-
türlicher Personen zur Folge, so benachrichtigt 
der Verantwortliche die betroffene Person un-
verzüglich von der Verletzung.

(2)	 Die in Absatz 1 genannte Benachrichtigung 
der betroffenen Person beschreibt in klarer und 
einfacher Sprache die Art der Verletzung des 
Schutzes personenbezogener Daten und enthält 
zumindest die in § 33 Absatz 3 lit. b), c) und d) 
genannten Informationen und Maßnahmen.

(3)	 Die Benachrichtigung der betroffenen Person 
gemäß Absatz 1 ist nicht erforderlich, wenn 
eine der folgenden Bedingungen erfüllt ist:

a)	 Der Verantwortliche hat geeignete tech-
nische und organisatorische Maßnahmen 
getroffen und auf die von der Verletzung 
betroffenen personenbezogenen Daten 
angewandt, insbesondere solche, durch 
die die personenbezogenen Daten für alle 
Personen, die nicht zum Zugang zu den 
personenbezogenen Daten befugt sind, un-
zugänglich gemacht werden, etwa durch 
Verschlüsselung;

b)	 der Verantwortliche hat durch nachträglich 
getroffene Maßnahmen sichergestellt, dass 
die Rechte und Freiheiten der betroffenen 
Personen gemäß Absatz 1 nicht mehr ge-
fährdet sind;

c)	 die Benachrichtigung erfordert einen un-
verhältnismäßigen Aufwand. In diesem 
Fall hat ersatzweise eine öffentliche Be-
kanntmachung oder eine ähnliche Maßnah-
me zu erfolgen, durch die die betroffenen 
Personen vergleichbar wirksam informiert 
werden.

(4)	 Wenn der Verantwortliche die betroffene Person 
nicht bereits über die Verletzung des Schutzes 
personenbezogener Daten benachrichtigt hat, 
kann die Datenschutzaufsicht unter Berück-
sichtigung der Wahrscheinlichkeit, mit der die 
Verletzung des Schutzes personenbezogener 
Daten zu einem hohen Risiko führt, von dem 
Verantwortlichen verlangen, dies nachzuholen, 
oder sie kann mit einem Beschluss feststellen, 
dass bestimmte der in Absatz 3 genannten Vor-
aussetzungen erfüllt sind.
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§ 35 
Datenschutz-Folgenabschätzung und  

vorherige Konsultation

(1)	 Hat eine Form der Verarbeitung, insbesondere 
bei Verwendung neuer Technologien, aufgrund 
der Art, des Umfangs, der Umstände und der 
Zwecke der Verarbeitung voraussichtlich ein 
hohes Risiko für die Rechte und Freiheiten 
natürlicher Personen zur Folge, so führt der 
Verantwortliche vorab eine Abschätzung der 
Folgen der vorgesehenen Verarbeitungsvorgän-
ge für den Schutz personenbezogener Daten 
durch. Für die Untersuchung mehrerer ähnli-
cher Verarbeitungsvorgänge mit ähnlich hohen 
Risiken kann eine einzige Abschätzung vorge-
nommen werden.

(2)	 Der Verantwortliche holt bei der Durchführung 
einer Datenschutz-Folgenabschätzung den Rat 
des betrieblichen Datenschutzbeauftragten ein, 
sofern ein solcher benannt wurde.

(3)	 Ist der Verantwortliche nach Anhörung des be-
trieblichen Datenschutzbeauftragten der Ansicht, 
dass ohne Hinzuziehung der Datenschutzauf-
sicht eine Datenschutz-Folgenabschätzung nicht 
möglich ist, kann er der Datenschutzaufsicht den 
Sachverhalt zur Stellungnahme vorlegen.

(4)	 Eine Datenschutz-Folgenabschätzung gemäß 
Absatz 1 ist insbesondere in folgenden Fällen 
erforderlich:

a)	 systematische und umfassende Bewertung 
persönlicher Aspekte natürlicher Personen, 
die sich auf automatisierte Verarbeitung 
einschließlich Profiling gründet und die ih-
rerseits als Grundlage für Entscheidungen 
dient, die Rechtswirkung gegenüber natür-
lichen Personen entfalten oder diese in ähn-
lich erheblicher Weise beeinträchtigen;

b)	 umfangreiche Verarbeitung besonderer 
Kategorien von personenbezogenen Daten 
oder von personenbezogenen Daten über 
strafrechtliche Verurteilungen und Strafta-
ten gemäß § 12 oder

c)	 systematische umfangreiche Überwachung 
öffentlich zugänglicher Bereiche.

(5)	 Die Datenschutzaufsicht soll eine Liste der Ver-
arbeitungsvorgänge erstellen und veröffentli-
chen, für die eine Datenschutz-Folgenabschät-
zung gemäß Absatz 1 durchzuführen ist. Sie 
kann ferner eine Liste der Arten von Verarbei-
tungsvorgängen erstellen und veröffentlichen, 
für die keine Datenschutz-Folgenabschätzung 
erforderlich ist.

(6)	 Die Listen der Datenschutzaufsicht sollen sich 
an den Listen der Aufsichtsbehörden des Bun-
des und der Länder orientieren. Gegebenenfalls 
ist der Austausch mit staatlichen Aufsichtsbe-
hörden zu suchen.

(7)	 Die Datenschutz-Folgenabschätzung umfasst 
insbesondere:

a)	 eine systematische Beschreibung der ge-
planten Verarbeitungsvorgänge und der 
Zwecke der Verarbeitung, gegebenenfalls 
einschließlich der von dem Verantwortli-
chen verfolgten berechtigten Interessen;

b)	 eine Bewertung der Notwendigkeit und 
Verhältnismäßigkeit der Verarbeitungsvor-
gänge in Bezug auf den Zweck;

c)	 eine Bewertung der Risiken für die Rechte 
und Freiheiten der betroffenen Personen ge-
mäß Absatz 1 und

d)	 die zur Bewältigung der Risiken geplanten 
Abhilfemaßnahmen, einschließlich Garan-
tien, Sicherheitsvorkehrungen und Verfah-
ren, durch die der Schutz personenbezoge-
ner Daten sichergestellt und der Nachweis 
dafür erbracht wird, dass dieses Gesetz ein-
gehalten wird.

(8)	 Der Verantwortliche holt gegebenenfalls die 
Stellungnahme der betroffenen Person zu der 
beabsichtigten Verarbeitung unbeschadet des 
Schutzes gewerblicher oder kirchlicher Interes-
sen oder der Sicherheit der Verarbeitungsvor-
gänge ein.

(9)	 Falls die Verarbeitung auf einer Rechtsgrundla-
ge im kirchlichen Recht, dem der Verantwortli-
che unterliegt, beruht und falls diese Rechtsvor-
schriften den konkreten Verarbeitungsvorgang 
oder die konkreten Verarbeitungsvorgänge re-
geln und bereits im Rahmen der allgemeinen 
Folgenabschätzung im Zusammenhang mit 
dem Erlass dieser Rechtsgrundlage eine Daten-
schutz-Folgenabschätzung erfolgte, gelten die 
Absätze 1 bis 5 nicht.

(10)	Erforderlichenfalls führt der Verantwortliche 
eine Überprüfung durch, um zu bewerten, ob 
die Verarbeitung gemäß der Datenschutz-Fol-
genabschätzung durchgeführt wird; dies gilt 
zumindest, wenn hinsichtlich des mit den Ver-
arbeitungsvorgängen verbundenen Risikos Än-
derungen eingetreten sind.

(11)	Der Verantwortliche konsultiert vor der Verar-
beitung die Datenschutzaufsicht, wenn aus der 
Datenschutz-Folgenabschätzung hervorgeht, 
dass die Verarbeitung ein hohes Risiko zur Fol-
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ge hat, sofern der Verantwortliche keine Maß-
nahmen zur Eindämmung des Risikos trifft.

Abschnitt 3 
Betrieblicher Datenschutzbeauftragter

§ 36 
Benennung von betrieblichen  

Datenschutzbeauftragten

(1)	 Kirchliche Stellen im Sinne des § 3 Absatz 1 
lit. a) benennen schriftlich einen betrieblichen 
Datenschutzbeauftragten.

(2)	 Kirchliche Stellen im Sinne des § 3 Absatz 1 lit. 
b) und c) benennen schriftlich einen betriebli-
chen Datenschutzbeauftragten, wenn

a)	 sich bei ihnen in der Regel mindestens zehn 
Personen ständig mit der Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten beschäftigen,

b)	 die Kerntätigkeit des Verantwortlichen oder 
des Auftragsverarbeiters in der Durchfüh-
rung von Verarbeitungsvorgängen besteht, 
welche aufgrund ihrer Art, ihres Umfangs 
oder ihrer Zwecke eine umfangreiche regel-
mäßige und systematische Überwachung 
von betroffenen Personen erforderlich 
machen, oder

c)	 die Kerntätigkeit des Verantwortlichen oder 
des Auftragsverarbeiters in der umfangrei-
chen Verarbeitung besonderer Kategorien 
personenbezogener Daten oder von perso-
nenbezogenen Daten über strafrechtliche 
Verurteilungen und Straftaten gemäß § 12 
besteht.

(3)	 Für mehrere kirchliche Stellen im Sinne des 
§ 3 Absatz 1 kann unter Berücksichtigung ih-
rer Organisationsstruktur und ihrer Größe ein 
gemeinsamer betrieblicher Datenschutzbeauf-
tragter benannt werden.

(4)	 Der Verantwortliche oder der Auftragsver-
arbeiter veröffentlicht die Kontaktdaten des 
betrieblichen Datenschutzbeauftragten. Die 
Benennung von betrieblichen Datenschutzbe-
auftragten nach Absatz 1 ist der Datenschutz
aufsicht anzuzeigen.

(5)	 Der betriebliche Datenschutzbeauftragte kann 
Beschäftigter des Verantwortlichen oder des 
Auftragsverarbeiters sein oder seine Aufgaben 
auf der Grundlage eines Dienstleistungsver-
trags oder einer sonstigen Vereinbarung erfül-
len. Ist der betriebliche Datenschutzbeauftragte 
Beschäftigter des Verantwortlichen, finden § 42 
Absatz 1 Satz 1 2. Halbsatz und § 42 Absatz 1 
Satz 2 entsprechende Anwendung.

(6)	 Zum betrieblichen Datenschutzbeauftragten 
darf nur benannt werden, wer die zur Erfüllung 
seiner Aufgaben erforderliche Fachkunde und 
Zuverlässigkeit besitzt.

(7)	 Zum betrieblichen Datenschutzbeauftragten 
soll derjenige nicht benannt werden, der mit 
der Leitung der Datenverarbeitung beauftragt 
ist oder dem die Leitung der kirchlichen Stel-
le obliegt. Andere Aufgaben und Pflichten des 
Benannten dürfen im Übrigen nicht so umfang-
reich sein, dass der betriebliche Datenschutzbe-
auftragte seinen Aufgaben nach diesem Gesetz 
nicht umgehend nachkommen kann.

(8)	 Soweit keine Verpflichtung für die Benennung 
eines betrieblichen Datenschutzbeauftragten 
besteht, hat der Verantwortliche oder der Auf-
tragsverarbeiter die Erfüllung der Aufgaben 
nach § 38 in anderer Weise sicherzustellen.

§ 37 
Rechtsstellung des betrieblichen  

Datenschutzbeauftragten

(1)	 Der betriebliche Datenschutzbeauftragte ist 
dem Leiter der kirchlichen Stelle unmittelbar 
zu unterstellen. Er ist bei der Erfüllung seiner 
Aufgaben auf dem Gebiet des Datenschutzes 
weisungsfrei. Er darf wegen der Erfüllung sei-
ner Aufgaben nicht benachteiligt werden.

(2)	 Der Verantwortliche und der Auftragsverarbei-
ter stellen sicher, dass der betriebliche Daten-
schutzbeauftragte ordnungsgemäß und frühzei-
tig in alle mit dem Schutz personenbezogener 
Daten zusammenhängenden Fragen eingebun-
den wird. Sie unterstützen den betrieblichen 
Datenschutzbeauftragten bei der Erfüllung 
seiner Aufgaben, indem sie die für die Erfül-
lung dieser Aufgaben erforderlichen Mittel 
und den Zugang zu personenbezogenen Daten 
und Verarbeitungsvorgängen zur Verfügung 
stellen. Zur Erhaltung der zur Erfüllung seiner 
Aufgaben erforderlichen Fachkunde haben der 
Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter 
dem betrieblichen Datenschutzbeauftragten die 
Teilnahme an Fort- und Weiterbildungsveran-
staltungen in angemessenem Umfang zu er-
möglichen und deren Kosten zu übernehmen. 
§ 43 Absätze 9 und 10 gelten entsprechend.

(3)	 Betroffene Personen können sich jederzeit und 
unmittelbar an den betrieblichen Datenschutz-
beauftragten wenden.

(4)	 Ist ein betrieblicher Datenschutzbeauftragter 
benannt worden, so ist die Kündigung seines 
Arbeitsverhältnisses unzulässig, es sei denn, 
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dass Tatsachen vorliegen, welche den Verant-
wortlichen oder den Auftragsverarbeiter zur 
Kündigung aus wichtigem Grund ohne Ein-
haltung der Kündigungsfrist berechtigen. Nach 
der Abberufung als betrieblicher Datenschutz-
beauftragter ist die Kündigung innerhalb eines 
Jahres nach der Beendigung der Bestellung un-
zulässig, es sei denn, dass der Verantwortliche 
oder der Auftragsverarbeiter zur Kündigung 
aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist berechtigt ist.

(5)	 Der Verantwortliche und der Auftragsverarbei-
ter stellen sicher, dass die Wahrnehmung ande-
rer Aufgaben und Pflichten durch den betrieb-
lichen Datenschutzbeauftragten nicht zu einem 
Interessenkonflikt führt.

§ 38 
Aufgaben des betrieblichen  

Datenschutzbeauftragten

Der betriebliche Datenschutzbeauftragte wirkt 
auf die Einhaltung dieses Gesetzes und anderer 
Vorschriften über den Datenschutz hin. Zu diesem 
Zweck kann er sich in Zweifelsfällen an die Daten-
schutzaufsicht gem. §§ 42 ff. wenden. Er hat insbe-
sondere

a)	 die ordnungsgemäße Anwendung der Da-
tenverarbeitungsprogramme, mit deren Hilfe 
personenbezogene Daten verarbeitet werden 
sollen, zu überwachen; zu diesem Zweck ist 
er über Vorhaben der automatisierten Verarbei-
tung personenbezogener Daten rechtzeitig zu 
unterrichten,

b)	 den Verantwortlichen oder den Auftragsverar-
beiter zu unterrichten und zu beraten,

c)	 die bei der Verarbeitung personenbezogener 
Daten tätigen Personen durch geeignete Maß-
nahmen mit den Vorschriften dieses Gesetzes 
sowie anderer Vorschriften über den Daten-
schutz und mit den jeweiligen besonderen 
Erfordernissen des Datenschutzes vertraut zu 
machen,

d)	 auf Anfrage des Verantwortlichen oder des 
Auftragsverarbeiters diesen bei der Durchfüh-
rung einer Datenschutz-Folgenabschätzung zu 
beraten und bei der Überprüfung, ob die Ver-
arbeitung gemäß der Datenschutz-Folgenab-
schätzung erfolgt, zu unterstützen und

e)	 mit der Datenschutzaufsicht zusammenzuar-
beiten.

Kapitel 5

Übermittlung personenbezogener Daten an und in 
Drittländer oder an internationale Organisationen

§ 39 
Allgemeine Grundsätze

Jede Übermittlung personenbezogener Daten, die 
bereits verarbeitet werden oder nach ihrer Über-
mittlung an ein Drittland oder an eine internationale 
Organisation verarbeitet werden sollen, ist nur zu-
lässig, wenn der Verantwortliche und der Auftrags-
verarbeiter die in diesem Gesetz niedergelegten 
Bedingungen einhalten. Dies gilt auch für die etwa-
ige Weiterübermittlung personenbezogener Daten 
durch das betreffende Drittland oder die betreffende 
internationale Organisation.

§ 40 
Datenübermittlung auf der Grundlage  

eines Angemessenheitsbeschlusses oder  
bei geeigneten Garantien

(1)	 Eine Übermittlung personenbezogener Daten an 
oder in ein Drittland oder an eine internationale 
Organisation ist zulässig, wenn ein Angemes-
senheitsbeschluss der Europäischen Kommis-
sion vorliegt und dieser Beschluss wichtigen 
kirchlichen Interessen nicht entgegensteht.

(2)	 Liegt ein Angemessenheitsbeschluss nach Ab-
satz 1 nicht vor, ist eine Übermittlung perso-
nenbezogener Daten an oder in ein Drittland 
oder an eine internationale Organisation auch 
dann zulässig, wenn

a)	 in einem rechtsverbindlichen Instrument 
geeignete Garantien für den Schutz perso-
nenbezogener Daten vorgesehen sind oder

b)	 der Verantwortliche oder der Auftragsverar-
beiter nach Beurteilung aller Umstände, die 
bei der Übermittlung eine Rolle spielen, da-
von ausgehen kann, dass geeignete Garan-
tien zum Schutz personenbezogener Daten 
bestehen.

	 Der Verantwortliche und der Auftragsverarbei-
ter haben die Übermittlung nach lit. a) und b) 
zu dokumentieren und die kirchliche Daten-
schutzaufsicht über Übermittlungen nach lit. b) 
zu unterrichten.

§ 41 
Ausnahmen

Falls weder ein Angemessenheitsbeschluss nach 
§ 40 Absatz 1 noch geeignete Garantien nach § 40 
Absatz 2 bestehen, ist eine Übermittlung personen-
bezogener Daten an oder in ein Drittland oder an 



Kirchliches Amtsblatt Münster 2018 Nr. 380

eine internationale Organisation nur unter einer der 
folgenden Bedingungen zulässig:

(1)	 die betroffene Person hat in die Übermittlung 
eingewilligt;

(2)	 die Übermittlung ist für die Erfüllung eines 
Vertrages zwischen der betroffenen Person und 
dem Verantwortlichen oder dem Auftragsverar-
beiter oder zur Durchführung von vorvertrag-
lichen Maßnahmen auf Antrag der betroffenen 
Person erforderlich;

(3)	 die Übermittlung ist zum Abschluss oder zur 
Erfüllung eines im Interesse der betroffenen 
Person von dem Verantwortlichen oder dem 
Auftragsverarbeiter mit einer anderen natür-
lichen oder juristischen Person geschlossenen 
Vertrages verantwortlich;

(4)	 die Übermittlung ist aus wichtigen Gründen 
des öffentlichen oder kirchlichen Interesses 
notwendig;

(5)	 die Übermittlung ist zur Geltendmachung, Aus-
übung oder Verteidigung von Rechtsansprü-
chen erforderlich;

(6)	 die Übermittlung ist zum Schutz lebenswichti-
ger Interessen der betroffenen Person oder an-
derer Personen erforderlich, sofern die betrof-
fene Person aus physischen oder rechtlichen 
Gründen außerstande ist, ihre Einwilligung zu 
geben.

Kapitel 6  
Datenschutzaufsicht

§ 42 
Bestellung des Diözesandatenschutzbeauftragten 

als Leiter der Datenschutzaufsicht

(1)	 Der Diözesanbischof bestellt für den Bereich 
seiner Diözese einen Diözesandatenschutzbe-
auftragten als Leiter der Datenschutzaufsicht; 
die Bestellung erfolgt für die Dauer von min-
destens vier, höchstens acht Jahren und gilt bis 
zur Aufnahme der Amtsgeschäfte durch den 
Nachfolger. Die mehrmalige erneute Bestel-
lung ist zulässig. Die Bestellung für mehrere 
Diözesen und/oder Ordensgemeinschaften ist 
zulässig.

(2)	 Zum Diözesandatenschutzbeauftragten darf 
nur bestellt werden, wer die zur Erfüllung sei-
ner Aufgaben erforderliche Fachkunde und 
Zuverlässigkeit besitzt. Er soll die Befähigung 
zum Richteramt gemäß dem Deutschen Rich-
tergesetz haben und muss der Katholischen 
Kirche angehören. Der Diözesandatenschutz-

beauftragte ist auf die gewissenhafte Erfüllung 
seiner Pflichten und die Einhaltung des kirch-
lichen und des für die Kirchen verbindlichen 
staatlichen Rechts zu verpflichten.

(3)	 Die Bestellung kann vor Ablauf der Amtszeit 
widerrufen werden, wenn Gründe nach §  24 
Deutsches Richtergesetz vorliegen, die bei 
einem Richter auf Lebenszeit dessen Entlas-
sung aus dem Dienst rechtfertigen, oder Grün-
de vorliegen, die nach der Grundordnung des 
kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher 
Arbeitsverhältnisse in der jeweils geltenden 
Fassung eine Kündigung rechtfertigen. Auf 
Antrag des Diözesandatenschutzbeauftragten 
nimmt der Diözesanbischof die Bestellung zu-
rück.

§ 43 
Rechtsstellung des  

Diözesandatenschutzbeauftragten

(1)	 Der Diözesandatenschutzbeauftragte ist in 
Ausübung seiner Tätigkeit an Weisungen nicht 
gebunden und nur dem kirchlichen Recht und 
dem für die Kirchen verbindlichen staatlichen 
Recht unterworfen. Die Ausübung seiner Tä-
tigkeit geschieht in organisatorischer und sach-
licher Unabhängigkeit. Die Dienstaufsicht ist 
so zu regeln, dass dadurch die Unabhängigkeit 
nicht beeinträchtigt wird.

(2)	 Der Diözesandatenschutzbeauftragte übt sein 
Amt hauptamtlich aus. Er sieht von allen mit 
den Aufgaben seines Amtes nicht zu vereinba-
renden Handlungen ab und übt während seiner 
Amtszeit keine andere mit seinem Amt nicht zu 
vereinbarende entgeltliche oder unentgeltliche 
Tätigkeit aus. Dem steht eine Bestellung als Di-
özesandatenschutzbeauftragter für mehrere Di-
özesen und/oder Ordensgemeinschaften nicht 
entgegen.

(3)	 Das der Bestellung zum Diözesandatenschutz-
beauftragten zugrunde liegende Dienstverhält-
nis kann während der Amtszeit nur unter den 
Voraussetzungen des § 42 Absatz 3 beendet 
werden. Dieser Kündigungsschutz wirkt für 
den Zeitraum von einem Jahr nach der Been-
digung der Amtszeit entsprechend fort, soweit 
ein kirchliches Beschäftigungsverhältnis fort-
geführt wird oder sich anschließt.

(4)	 Dem Diözesandatenschutzbeauftragten wird 
die für die Erfüllung seiner Aufgaben angemes-
sene Personal- und Sachausstattung zur Ver-
fügung gestellt, damit er seine Aufgaben und 
Befugnisse wahrnehmen kann. Er verfügt über 
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einen eigenen jährlichen Haushalt, der geson-
dert auszuweisen ist und veröffentlicht wird. 
Er unterliegt der Rechnungsprüfung durch die 
dafür von der Diözese bestimmte Stelle, soweit 
hierdurch seine Unabhängigkeit nicht beein-
trächtigt wird.

(5)	 Der Diözesandatenschutzbeauftragte wählt das 
notwendige Personal aus, das von einer kirch-
lichen Stelle, ggf. der Datenschutzaufsicht 
selbst, angestellt wird. Die von ihm ausgewähl-
ten und von der kirchlichen Stelle angestellten 
Mitarbeiter unterstehen der Dienst- und Fach-
aufsicht des Diözesandatenschutzbeauftragten 
und können nur mit seinem Einverständnis von 
der kirchlichen Stelle gekündigt, versetzt oder 
abgeordnet werden. Die Mitarbeiter sehen von 
allen mit den Aufgaben ihres Amtes nicht zu 
vereinbarenden Handlungen ab und üben wäh-
rend ihrer Amtszeit keine anderen mit ihrem 
Amt nicht zu vereinbarenden entgeltlichen oder 
unentgeltlichen Tätigkeiten aus.

(6)	 Der Diözesandatenschutzbeauftragte kann Auf-
gaben der Personalverwaltung und Personal-
wirtschaft auf andere kirchliche Stellen über-
tragen oder sich deren Hilfe bedienen. Diesen 
dürfen personenbezogene Daten der Mitarbei-
ter übermittelt werden, soweit deren Kenntnis 
zur Erfüllung der übertragenen Aufgaben erfor-
derlich ist.

(7)	 Die Datenschutzaufsicht ist oberste Dienstbe-
hörde im Sinne des § 96 Strafprozessordnung. 
Der Diözesandatenschutzbeauftragte trifft die 
Entscheidung über Aussagegenehmigungen für 
sich und seinen Bereich in eigener Verantwor-
tung. Die Datenschutzaufsicht ist oberste Auf-
sichtsbehörde im Sinne des § 99 Verwaltungs-
gerichtsordnung.

(8)	 Der Diözesandatenschutzbeauftragte benennt 
aus dem Kreis seiner Mitarbeiter einen Vertre-
ter, der im Fall seiner Verhinderung die unauf-
schiebbaren Entscheidungen trifft.

(9)	 Der Diözesandatenschutzbeauftragte, sein Ver-
treter und seine Mitarbeiter sind auch nach 
Beendigung ihrer Aufträge verpflichtet, über 
die ihnen in dieser Eigenschaft bekannt gewor-
denen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu 
bewahren. Dies gilt nicht für Mitteilungen im 
dienstlichen Verkehr oder über Tatsachen, die 
offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach 
keiner Geheimhaltung bedürfen.

(10)	Der Diözesandatenschutzbeauftragte, sein Ver-
treter und seine Mitarbeiter dürfen, wenn ihr 

Auftrag beendet ist, über solche Angelegenhei-
ten ohne Genehmigung des amtierenden Diöze-
sandatenschutzbeauftragten weder vor Gericht 
noch außergerichtlich Aussagen oder Erklä-
rungen abgeben. Die Genehmigung, als Zeuge 
auszusagen, wird in der Regel erteilt. Unbe-
rührt bleibt die gesetzlich begründete Pflicht, 
Straftaten anzuzeigen.

§ 44 
Aufgaben der Datenschutzaufsicht

(1)	 Die Datenschutzaufsicht wacht über die Ein-
haltung der Vorschriften dieses Gesetzes sowie 
anderer Vorschriften über den Datenschutz.

(2)	 Die in § 3 Absatz 1 genannten kirchlichen Stel-
len sind verpflichtet, im Rahmen ihrer Zustän-
digkeit

a)	 den Anweisungen der Datenschutzaufsicht 
Folge zu leisten,

b)	 die Datenschutzaufsicht bei der Erfüllung 
ihrer Aufgaben zu unterstützen. Ihr ist da-
bei insbesondere Auskunft zu ihren Fragen 
sowie Einsicht in alle Unterlagen und Ak-
ten zu gewähren, die im Zusammenhang 
mit der Verarbeitung personenbezogener 
Daten stehen, namentlich in die gespeicher-
ten Daten und in die Datenverarbeitungs-
programme, und während der Dienstzeit 
zum Zwecke von Prüfungen Zutritt zu al-
len Diensträumen, die der Verarbeitung und 
Aufbewahrung automatisierter Dateien die-
nen, zu gewähren.

c)	 Untersuchungen in Form von Datenschut-
züberprüfungen durch die Datenschutzauf-
sicht zuzulassen.

(3)	 Darüber hinaus hat die Datenschutzaufsicht im 
Rahmen ihres Zuständigkeitsbereichs insbe-
sondere folgende Aufgaben:

a)	 Die Öffentlichkeit für die Risiken, Vor-
schriften, Garantien und Rechte im Zusam-
menhang mit der Verarbeitung sensibilisie-
ren und sie darüber aufklären. Besondere 
Beachtung finden dabei spezifische Maß-
nahmen für Minderjährige;

b)	 kirchliche Einrichtungen und Gremien über 
legislative und administrative Maßnahmen 
zum Schutz der Rechte und Freiheiten na-
türlicher Personen in Bezug auf die Verar-
beitung beraten;

c)	 die Verantwortlichen und die Auftragsver-
arbeiter für die ihnen aus diesem Gesetz 
entstehenden Pflichten sensibilisieren;
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d)	 auf Anfrage jeder betroffenen Person Infor-
mationen über die Ausübung ihrer Rechte 
aufgrund dieses Gesetzes zur Verfügung 
stellen und gegebenenfalls zu diesem Zweck 
mit den anderen Datenschutzaufsichten so-
wie staatlichen und sonstigen kirchlichen 
Aufsichtsbehörden zusammenarbeiten;

e)	 sich mit Beschwerden einer betroffenen 
Person oder Beschwerden einer Stelle oder 
einer Organisation befassen, den Gegen-
stand der Beschwerde in angemessenem 
Umfang untersuchen und den Beschwerde-
führer innerhalb einer angemessenen Frist 
über den Fortgang und das Ergebnis der 
Untersuchung unterrichten; zur Erleichte-
rung der Einlegung von Beschwerden hält 
die Datenschutzaufsicht Musterformulare 
in digitaler und Papierform bereit.

f)	 mit anderen Datenschutzaufsichten zusam-
menarbeiten, auch durch Informationsaus-
tausch, und ihnen Amtshilfe leisten, um die 
einheitliche Anwendung und Durchsetzung 
dieses Gesetzes zu gewährleisten;

g)	 Untersuchungen über die Anwendung die-
ses Gesetzes durchführen, auch auf der 
Grundlage von Informationen einer ande-
ren Datenschutzaufsicht oder einer anderen 
Behörde;

h)	 maßgebliche Entwicklungen verfolgen, so-
weit sie sich auf den Schutz personenbezo-
gener Daten auswirken, insbesondere die 
Entwicklung der Informations- und Kom-
munikationstechnologie und der Geschäfts-
praktiken;

i)	 gegebenenfalls eine Liste der Verarbei-
tungsarten erstellen und führen, für die ge-
mäß § 35 entweder keine oder für die eine 
Datenschutz-Folgenabschätzung durchzu-
führen ist;

j)	 Beratung in Bezug auf die in § 35 genann-
ten Verarbeitungsvorgänge leisten;

k)	 interne Verzeichnisse über Verstöße gegen 
dieses Gesetz und die im Zusammenhang 
mit diesen Verstößen ergriffenen Maßnah-
men führen und

l)	 jede sonstige Aufgabe im Zusammenhang 
mit dem Schutz personenbezogener Daten 
erfüllen.

(4)	 Die Datenschutzaufsicht kann Empfehlungen 
zur Verbesserung des Datenschutzes geben. Sie 
kann im Rahmen ihrer Zuständigkeit Muster 
für Standardvertragsklauseln zur Verfügung 
stellen.

(5)	 Die Tätigkeit der Datenschutzaufsicht ist für 
die betroffene Person unentgeltlich. Bei offen-
sichtlich unbegründeten Anträgen kann jedoch 
die Datenschutzaufsicht ihre weitere Tätigkeit 
auf einen neuerlichen Antrag der betroffenen 
Person hin davon abhängig machen, dass eine 
angemessene Gebühr für den Verwaltungsauf-
wand entrichtet wird.

(6)	 Die Datenschutzaufsicht erstellt jährlich einen 
Tätigkeitsbericht, der dem Bischof vorgelegt 
und der Öffentlichkeit zugänglich gemacht wird. 
Der Tätigkeitsbericht soll auch eine Darstellung 
der wesentlichen Entwicklungen des Daten-
schutzes im nichtkirchlichen Bereich enthalten.

§ 45

Zuständigkeit der Datenschutzaufsicht bei  
über- und mehrdiözesanen Rechtsträgern

(1)	 Handelt es sich bei dem Rechtsträger einer 
kirchlichen Stelle im Sinne des § 3 Absatz 1 
um einen über- oder mehrdiözesanen kirchli-
chen Rechtsträger, so gilt das Gesetz über den 
kirchlichen Datenschutz der Diözese und ist 
die Datenschutzaufsicht der Diözese zuständig, 
in der der Rechtsträger der kirchlichen Stelle 
seinen Sitz hat. Bei Abgrenzungsfragen gegen-
über dem Bereich der Ordensgemeinschaften 
erfolgt eine Abstimmung zwischen dem Diöze-
sandatenschutzbeauftragten und dem Ordens-
datenschutzbeauftragten.

(2)	 Verfügt der über- oder mehrdiözesane kirch-
liche Rechtsträger im Sinne des § 3 Absatz 1 
über eine oder mehrere rechtlich unselbstän-
dige Einrichtungen, die in einer anderen Diö-
zese als der Diözese ihren Sitz haben, in der der 
Rechtsträger seinen Sitz hat, so gilt das Gesetz 
über den kirchlichen Datenschutz der Diözese, 
in der der Rechtsträger seinen Sitz hat.

§ 46 
Zusammenarbeit mit anderen  

Datenschutzaufsichten

Um zu einer möglichst einheitlichen Anwendung 
der Datenschutzbestimmungen beizutragen, wirkt 
die Datenschutzaufsicht auf eine Zusammenarbeit 
mit den anderen Datenschutzaufsichten sowie den 
staatlichen und den sonstigen kirchlichen Aufsichts-
behörden hin.

§ 47 
Beanstandungen durch die Datenschutzaufsicht

(1)	 Stellt die Datenschutzaufsicht Verstöße gegen 
Vorschriften dieses Gesetzes oder gegen andere 
Datenschutzbestimmungen oder sonstige Män-
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gel bei der Verarbeitung personenbezogener 
Daten fest, so macht sie diese aktenkundig und 
beanstandet sie durch Bescheid unter Setzung 
einer angemessenen Frist zur Behebung gegen-
über dem Verantwortlichen.

(2)	 Hat die Datenschutzaufsicht die Feststellung 
getroffen, dass eine Datenschutzverletzung 
objektiv vorliegt, kann der betroffenen Person 
im Verfahren vor den staatlichen Zivilgerichten 
über den Schadensersatz das Fehlen einer sol-
chen nicht entgegengehalten werden.

(3)	 Wird die Beanstandung nicht fristgerecht be-
hoben, so verständigt die Datenschutzaufsicht 
die für die kirchliche Stelle zuständige Auf-
sicht und fordert sie zu einer Stellungnahme 
gegenüber der Datenschutzaufsicht auf. Diese 
Stellungnahme soll auch eine Darstellung der 
Maßnahmen enthalten, die aufgrund der Bean-
standungen der Datenschutzaufsicht getroffen 
worden sind.

(4)	 Die Datenschutzaufsicht kann von einer Bean-
standung absehen oder auf eine Stellungnahme 
der die Aufsicht führenden Stelle verzichten, 
wenn es sich um unerhebliche Mängel han-
delt, deren Behebung mittlerweile erfolgt ist. 
Die Datenschutzaufsicht kann außerdem auf 
eine Stellungnahme der die Aufsicht führen-
den Stelle verzichten, wenn eine sofortige Ent-
scheidung wegen Gefahr im Verzug oder im 
kirchlichen Interesse notwendig erscheint.

(5)	 Der Bescheid gemäß Absatz 1 kann Anordnun-
gen enthalten, um einen rechtmäßigen Zustand 
wiederherzustellen oder Gefahren für perso-
nenbezogene Daten abzuwehren. Insbesondere 
ist die Datenschutzaufsicht befugt anzuordnen:

a)	 Verarbeitungsvorgänge auf bestimmte Wei-
se und innerhalb einer von der Datenschutz
aufsicht zu bestimmenden Frist mit diesem 
Gesetz in Einklang zu bringen,

b)	 die von einer Verletzung des Schutzes per-
sonenbezogener Daten betroffene Person 
entsprechend zu benachrichtigen,

c)	 eine vorübergehende oder endgültige Be-
schränkung sowie ein Verbot der Verarbei-
tung,

d)	 personenbezogene Daten zu berichtigen 
oder zu löschen oder deren Verarbeitung zu 
beschränken und die Empfänger dieser Da-
ten entsprechend zu benachrichtigen,

e)	 die Aussetzung der Übermittlung von Da-
ten an einen Empfänger in einem Drittland 
oder an eine internationale Organisation,

f)	 den Anträgen der betroffenen Person auf 
Ausübung der ihr nach diesem Gesetz zu-
stehenden Rechte zu entsprechen.

	 Der Verantwortliche hat diese Anordnun-
gen binnen der genannten Frist – falls eine 
solche nicht bezeichnet ist, unverzüglich – 
umzusetzen.

(6)	 Die Datenschutzaufsicht ist befugt, zusätzlich 
zu oder anstelle von den in Absatz 5 genannten 
Maßnahmen eine Geldbuße zu verhängen. Nä-
heres regelt § 51.

(7)	 Mit der Beanstandung kann die Datenschutz
aufsicht Vorschläge zur Beseitigung der Män-
gel und zur sonstigen Verbesserung des Daten-
schutzes verbinden.

(8)	 Bevor eine Beanstandung, insbesondere in Ver-
bindung mit der Anordnung von Maßnahmen 
nach Absätzen 5 oder 6 erfolgt, ist dem Ver-
antwortlichen innerhalb einer angemessenen 
Frist Gelegenheit zu geben, sich zu den für die 
Entscheidung erheblichen Tatsachen zu äußern. 
Von der Anhörung kann abgesehen werden, 
wenn sie nach den Umständen des Einzelfalls 
nicht geboten, insbesondere wenn eine soforti-
ge Entscheidung wegen Gefahr im Verzug oder 
im kirchlichen Interesse notwendig erscheint.

Kapitel 7

Beschwerde, gerichtlicher Rechtsbehelf,  
Haftung und Sanktionen

§ 48 
Beschwerde bei der Datenschutzaufsicht

(1)	 Jede betroffene Person hat unbeschadet eines 
anderweitigen Rechtsbehelfs das Recht auf Be-
schwerde bei der Datenschutzaufsicht, wenn 
sie der Ansicht ist, dass die Verarbeitung der sie 
betreffenden personenbezogenen Daten gegen 
Vorschriften dieses Gesetzes oder gegen andere 
Datenschutzvorschriften verstößt. Die Einhal-
tung des Dienstwegs ist dabei nicht erforderlich.

(2)	 Auf ein solches Vorbringen hin prüft die Da-
tenschutzaufsicht den Sachverhalt. Sie fordert 
den Verantwortlichen, den Empfänger und/oder 
den Dritten zur Stellungnahme auf, soweit der 
Inhalt des Vorbringens den Tatbestand einer 
Datenschutzverletzung erfüllt.

(3)	 Niemand darf gemaßregelt oder benachteiligt 
werden, weil er sich im Sinne des Absatz 1 an 
die Datenschutzaufsicht gewendet hat.

(4)	 Die Datenschutzaufsicht unterrichtet den Be-
schwerdeführer über den Stand und die Ergebnis-
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se der Beschwerde einschließlich der Möglichkeit 
eines gerichtlichen Rechtsbehelfs nach § 49.

§ 49 
Gerichtlicher Rechtsbehelf gegen eine  

Entscheidung der Datenschutzaufsicht oder gegen 
den Verantwortlichen oder den Auftragsverarbeiter

(1)	 Jede natürliche oder juristische Person hat un-
beschadet des Rechts auf Beschwerde bei der 
Datenschutzaufsicht (§ 48) das Recht auf einen 
gerichtlichen Rechtsbehelf gegen einen sie be-
treffenden Bescheid der Datenschutzaufsicht. 
Dies gilt auch dann, wenn sich die Datenschut-
zaufsicht nicht mit einer Beschwerde nach § 48 
befasst oder die betroffene Person nicht inner-
halb von drei Monaten über den Stand oder das 
Ergebnis der erhobenen Beschwerde gemäß 
§ 48 in Kenntnis gesetzt hat.

(2)	 Jede betroffene Person hat unbeschadet eines 
Rechts auf Beschwerde bei der Datenschut-
zaufsicht (§ 48) das Recht auf einen gericht-
lichen Rechtsbehelf, wenn sie der Ansicht ist, 
dass die ihr aufgrund dieses Gesetzes zustehen-
den Rechte infolge einer nicht im Einklang mit 
diesem Gesetz stehenden Verarbeitung ihrer 
personenbezogenen Daten verletzt wurden.

(3)	 Für gerichtliche Rechtsbehelfe gegen eine Ent-
scheidung der Datenschutzaufsicht oder einen 
Verantwortlichen oder einen Auftragsverarbei-
ter ist das kirchliche Gericht in Datenschutzan-
gelegenheiten zuständig.

§ 50 
Haftung und Schadenersatz

(1)	 Jede Person, der wegen eines Verstoßes gegen 
dieses Gesetz ein materieller oder immateriel-
ler Schaden entstanden ist, hat Anspruch auf 
Schadenersatz gegen die kirchliche Stelle als 
Verantwortlicher oder Auftragsverarbeiter.

(2)	 Ein Auftragsverarbeiter haftet für den durch 
eine Verarbeitung verursachten Schaden nur 
dann, wenn er seinen speziell den Auftrags-
verarbeitern auferlegten Pflichten aus diesem 
Gesetz nicht nachgekommen ist oder unter 
Nichtbeachtung der rechtmäßig erteilten An-
weisungen des für die Datenverarbeitung Ver-
antwortlichen oder gegen diese Anweisungen 
gehandelt hat.

(3)	 Ein Verantwortlicher oder ein Auftragsverar-
beiter ist von der Haftung gemäß Absatz 1 be-
freit, wenn er nachweist, dass er in keinerlei 
Hinsicht für den Umstand, durch den der Scha-
den eingetreten ist, verantwortlich ist.

(4)	 Wegen eines Schadens, der nicht Vermögens-
schaden ist, kann die betroffene Person eine an-
gemessene Entschädigung in Geld verlangen.

(5)	 Lässt sich bei einer automatisierten Verarbeitung 
personenbezogener Daten nicht ermitteln, wel-
che von mehreren beteiligten kirchlichen Stellen 
als Verantwortlicher oder Auftragsverarbeiter 
den Schaden verursacht hat, so haftet jede als 
Verantwortlicher für den gesamten Schaden.

(6)	 Mehrere Ersatzpflichtige haften als Gesamt-
schuldner im Sinne des Bürgerlichen Gesetz-
buches.

(7)	 Hat bei der Entstehung des Schadens ein Ver-
schulden der betroffenen Person mitgewirkt, ist 
§ 254 des Bürgerlichen Gesetzbuchs entspre-
chend anzuwenden.

(8)	 Auf die Verjährung finden die für unerlaubte 
Handlungen geltenden Verjährungsvorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechende 
Anwendung.

§ 51 
Geldbußen

(1)	 Verstößt ein Verantwortlicher oder ein Auf-
tragsverarbeiter vorsätzlich oder fahrlässig ge-
gen Bestimmungen dieses Gesetzes, so kann 
die Datenschutzaufsicht eine Geldbuße verhän-
gen.

(2)	 Die Datenschutzaufsicht stellt sicher, dass die 
Verhängung von Geldbußen gemäß diesem Pa-
ragraphen für Verstöße gegen dieses Gesetz in 
jedem Einzelfall wirksam, verhältnismäßig und 
abschreckend ist.

(3)	 Geldbußen werden je nach den Umständen 
des Einzelfalls verhängt. Bei der Entscheidung 
über die Verhängung einer Geldbuße und über 
deren Betrag wird in jedem Einzelfall Folgen-
des gebührend berücksichtigt:

a)	 Art, Schwere und Dauer des Verstoßes un-
ter Berücksichtigung der Art, des Umfangs 
oder des Zwecks der betreffenden Verar-
beitung sowie der Zahl der von der Verar-
beitung betroffenen Personen und des Aus-
maßes des von ihnen erlittenen Schadens;

b)	 Vorsätzlichkeit oder Fahrlässigkeit des Ver-
stoßes;

c)	 jegliche von dem Verantwortlichen oder 
dem Auftragsverarbeiter getroffenen Maß-
nahmen zur Minderung des den betroffenen 
Personen entstandenen Schadens;
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d)	 Grad der Verantwortung des Verantwortli-
chen oder des Auftragsverarbeiters unter 
Berücksichtigung der von ihnen gemäß 
§ 26 getroffenen technischen und organisa-
torischen Maßnahmen;

e)	 etwaige einschlägige frühere Verstöße des 
Verantwortlichen oder des Auftragsverar-
beiters;

f)	 Umfang der Zusammenarbeit mit der Da-
tenschutzaufsicht, um dem Verstoß abzu-
helfen und seine möglichen nachteiligen 
Auswirkungen zu mindern;

g)	 Kategorien personenbezogener Daten, die 
von dem Verstoß betroffen sind;

h)	 Art und Weise, wie der Verstoß der Daten-
schutzaufsicht bekannt wurde, insbesondere 
ob und gegebenenfalls in welchem Umfang 
der Verantwortliche oder der Auftragsverar-
beiter den Verstoß mitgeteilt hat;

i)	 Einhaltung der früher gegen den für den 
betreffenden Verantwortlichen oder Auf-
tragsverarbeiter in Bezug auf denselben 
Gegenstand angeordneten Maßnahmen 
(§ 47 Absatz 5), wenn solche Maßnahmen 
angeordnet wurden;

j)	 jegliche anderen erschwerenden oder mil-
dernden Umstände im jeweiligen Fall, wie 
unmittelbar oder mittelbar durch den Ver-
stoß erlangte finanzielle Vorteile oder ver-
miedene Verluste.

(4)	 Verstößt ein Verantwortlicher oder ein Auf-
tragsverarbeiter bei gleichen oder miteinander 
verbundenen Verarbeitungsvorgängen vorsätz-
lich oder fahrlässig gegen mehrere Bestimmun-
gen dieses Gesetzes, so übersteigt der Gesamt-
betrag der Geldbuße nicht den Betrag für den 
schwerwiegendsten Verstoß.

(5)	 Bei Verstößen werden im Einklang mit Absatz 
3 Geldbußen von bis zu 500.000 EUR verhängt.

(6)	 Gegen kirchliche Stellen im Sinne des § 3 Ab-
satz 1, soweit sie im weltlichen Rechtskreis öf-
fentlich-rechtlich verfasst sind, werden keine 
Geldbußen verhängt; dies gilt nicht, soweit sie 
als Unternehmen am Wettbewerb teilnehmen.

(7)	 Die Datenschutzaufsicht leitet einen Vorgang, 
in welchem sie einen objektiven Verstoß gegen 
dieses Gesetz festgestellt hat, einschließlich 
der von ihr verhängten Höhe der Geldbuße an 
die nach staatlichem Recht zuständige Voll-
streckungsbehörde weiter. Unbeschadet ihrer 
jeweiligen Rechtsform ist die Datenschutzauf-
sicht Inhaber der Bußgeldforderung und mithin 

Vollstreckungsgläubiger. Die nach staatlichem 
Recht zuständige Vollstreckungsbehörde ist an 
die Feststellung der Datenschutzaufsicht hin-
sichtlich des Verstoßes und an die von dieser 
festgesetzten Höhe der Geldbuße gebunden. 
Sofern das staatliche Recht die Zuständigkeit 
einer solchen Vollstreckungsbehörde nicht vor-
sieht, erfolgt die Vollstreckung auf dem Zivil-
rechtsweg.

Kapitel 8 
Vorschriften für besondere  
Verarbeitungssituationen

§ 52 
Videoüberwachung

(1)	 Die Beobachtung öffentlich zugänglicher Räu-
me mit optisch-elektronischen Einrichtungen 
(Videoüberwachung) ist nur zulässig, soweit 
sie

a)	 zur Aufgabenerfüllung oder zur Wahrneh-
mung des Hausrechts oder

b)	 zur Wahrnehmung berechtigter Interessen 
für konkret festgelegte Zwecke

	 erforderlich ist und keine Anhaltspunkte beste-
hen, dass schutzwürdige Interessen der betrof-
fenen Person überwiegen.

(2)	 Der Umstand der Beobachtung und der Ver-
antwortliche sind durch geeignete Maßnahmen 
zum frühestmöglichen Zeitpunkt erkennbar zu 
machen.

(3)	 Die Speicherung oder Verwendung von nach 
Absatz 1 erhobenen Daten ist zulässig, wenn 
sie zum Erreichen des verfolgten Zwecks erfor-
derlich ist und keine Anhaltspunkte bestehen, 
dass schutzwürdige Interessen der betroffenen 
Person überwiegen.

(4)	 Werden durch Videoüberwachung erhobene 
Daten einer bestimmten Person zugeordnet, ist 
diese über eine Verarbeitung gemäß §§ 15 und 
16 zu benachrichtigen.

(5)	 Die Daten sind unverzüglich zu löschen, wenn 
sie zur Erreichung des Zwecks nicht mehr er-
forderlich sind oder schutzwürdige Interessen 
der betroffenen Person einer weiteren Speiche-
rung entgegenstehen.

§ 53 
Datenverarbeitung für Zwecke des  

Beschäftigungsverhältnisses

(1)	 Personenbezogene Daten eines Beschäftigten 
einschließlich der Daten über die Religionszu-
gehörigkeit, die religiöse Überzeugung und die 
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Erfüllung von Loyalitätsobliegenheiten dürfen 
für Zwecke des Beschäftigungsverhältnisses 
verarbeitet werden, wenn dies für die Entschei-
dung über die Begründung eines Beschäfti-
gungsverhältnisses oder nach Begründung des 
Beschäftigungsverhältnisses für dessen Durch-
führung oder Beendigung erforderlich ist.

(2)	 Zur Aufdeckung von Straftaten dürfen perso-
nenbezogene Daten eines Beschäftigten dann 
verarbeitet werden, wenn zu dokumentieren-
de tatsächliche Anhaltspunkte den Verdacht 
begründen, dass die betroffene Person im Be-
schäftigungsverhältnis eine Straftat begangen 
hat, die Verarbeitung zur Aufdeckung erfor-
derlich ist und das schutzwürdige Interesse 
des Beschäftigten an dem Ausschluss der Ver-
arbeitung nicht überwiegt, insbesondere Art 
und Ausmaß im Hinblick auf den Anlass nicht 
unverhältnismäßig sind oder eine Rechtsvor-
schrift dies vorsieht.

(3)	 Absatz 1 ist auch anzuwenden, wenn personen-
bezogene Daten verarbeitet werden, ohne dass 
sie automatisiert verarbeitet oder in oder aus ei-
ner nicht automatisierten Datei verarbeitet oder 
für die Verarbeitung in einer solchen Datei er-
hoben werden.

(4)	 Die Beteiligungsrechte nach der jeweils gel-
tenden Mitarbeitervertretungsordnung bleiben 
unberührt.

§ 54 
Datenverarbeitung zu wissenschaftlichen oder  

historischen Forschungszwecken oder zu  
statistischen Zwecken

(1)	 Für Zwecke der wissenschaftlichen oder histo-
rischen Forschung oder der Statistik erhobene 
oder gespeicherte personenbezogene Daten 
dürfen nur für diese Zwecke verarbeitet wer-
den.

(2)	 Die Offenlegung personenbezogener Daten 
an andere als kirchliche Stellen für Zwecke 
der wissenschaftlichen oder historischen For-
schung oder der Statistik ist nur zulässig, wenn 
diese sich verpflichten, die übermittelten Daten 
nicht für andere Zwecke zu verarbeiten und die 
Vorschriften der Absätze 3 und 4 einzuhalten. 
Der kirchliche Auftrag darf durch die Offenle-
gung nicht gefährdet werden.

(3)	 Die personenbezogenen Daten sind zu anony-
misieren, sobald dies nach dem Forschungs- 
oder Statistikzweck möglich ist. Bis dahin sind 
die Merkmale gesondert zu speichern, mit de-
nen Einzelangaben über persönliche oder sach-

liche Verhältnisse einer bestimmten oder be-
stimmbaren Person zugeordnet werden können. 
Sie dürfen mit den Einzelangaben nur zusam-
mengeführt werden, soweit der Forschungs- 
oder Statistikzweck dies erfordert.

(4)	 Die Veröffentlichung personenbezogener Da-
ten, die zum Zwecke wissenschaftlicher oder 
historischer Forschung oder der Statistik über-
mittelt wurden, ist nur mit Zustimmung der 
übermittelnden kirchlichen Stelle zulässig. Die 
Zustimmung kann erteilt werden, wenn

a)	 die betroffene Person eingewilligt hat oder
b)	 dies für die Darstellung von Forschungs-

ergebnissen über Ereignisse der Zeitge-
schichte unerlässlich ist, es sei denn, dass 
Grund zu der Annahme besteht, dass durch 
die Veröffentlichung der Auftrag der Kirche 
gefährdet würde oder schutzwürdige Inter-
essen der betroffenen Person überwiegen.

§ 55 
Datenverarbeitung durch die Medien

(1)	 Soweit personenbezogene Daten von kirch-
lichen Stellen ausschließlich zu eigenen jour-
nalistisch-redaktionellen oder literarischen 
Zwecken verarbeitet werden, gelten von den 
Vorschriften dieses Gesetzes nur die §§ 5, 26 
und 50. Soweit personenbezogene Daten zur 
Herausgabe von Adressen-, Telefon- oder ver-
gleichbaren Verzeichnissen verarbeitet werden, 
gilt Satz 1 nur, wenn mit der Herausgabe zu-
gleich eine journalistisch-redaktionelle oder 
literarische Tätigkeit verbunden ist.

(2)	 Führt die journalistisch-redaktionelle Verarbei-
tung personenbezogener Daten zur Veröffentli-
chung von Gegendarstellungen der betroffenen 
Person, so sind diese Gegendarstellungen zu 
den gespeicherten Daten zu nehmen und für 
dieselbe Zeitdauer aufzubewahren wie die Da-
ten selbst.

(3)	 Wird jemand durch eine Berichterstattung in 
seinem Persönlichkeitsrecht beeinträchtigt, so 
kann er Auskunft über die der Berichterstattung 
zugrunde liegenden, zu seiner Person gespei-
cherten Daten verlangen. Die Auskunft kann 
verweigert werden, soweit aus den Daten auf 
die berichtenden oder einsendenden Personen 
oder die Gewährsleute von Beiträgen, Unter-
lagen und Mitteilungen für den redaktionellen 
Teil geschlossen werden kann. Die betroffene 
Person kann die Berichtigung unrichtiger Da-
ten verlangen.
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Kapitel 9
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 56 
Ermächtigungen

Die zur Durchführung dieses Gesetzes erforder-
lichen Regelungen trifft der Generalvikar. Er legt 
insbesondere fest:

a)	 den Inhalt eines Musters der schriftlichen 
Verpflichtungserklärung gemäß § 5 Satz 2 
und

b)	 die technischen und organisatorischen 
Maßnahmen gemäß § 26.

§ 57 
Übergangsbestimmungen

(1)	 Die bisherige Bestellung des Diözesandaten-
schutzbeauftragten, dessen Amtszeit noch nicht 
abgelaufen ist, bleibt unberührt, soweit hierbei 
die Regelungen der §§ 42 ff. Beachtung finden. 
Entsprechendes gilt für den bestellten Vertreter 
des Diözesandatenschutzbeauftragten.

(2)	 Bisherige Bestellungen der betrieblichen Da-
tenschutzbeauftragten, deren Amtszeiten noch 
nicht abgelaufen sind, bleiben unberührt, so-
weit hierbei die Regelungen der §§ 36 ff. Be-
achtung finden.

(3)	 Vereinbarungen über die Erhebung, Verarbei-
tung oder Nutzung personenbezogener Daten 
im Auftrag nach § 8 der Anordnung über den 
Kirchlichen Datenschutz (KDO) in der bisher 
geltenden Fassung gelten fort. Sie sind bis zum 
31.12.2019 an dieses Gesetz anzupassen.

(4)	 Verzeichnisse von Verarbeitungstätigkeiten ge-
mäß § 31 sind bis zum 30.06.2019 zu erstellen.

(5)	 Die nach § 22 der Anordnung über den kirch-
lichen Datenschutz (KDO) erlassene Durch-
führungsverordnung (KDO-DVO) (Kirchli-
ches Amtsblatt Münster 2015 Nr. 19/20 Art. 
187) und die Ausführungsbestimmungen zum 
Datenschutz beim Einsatz von Informations-
technik (Kirchliches Amtsblatt Münster 2005 
Nr. 19 Art. 219) bleiben, soweit sie den Rege-
lungen dieses Gesetzes nicht entgegenstehen, 
bis zu einer Neuregelung, längstens bis zum 
30.06.2019, in Kraft.

§ 58 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Überprüfung

(1)	 Dieses Gesetz tritt am 24.05.2018 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Anordnung über den kirch-
lichen Datenschutz vom 01.01.2015 (Kirchli-

ches Amtsblatt Münster 2014 Nr. 24 Art. 269) 
außer Kraft.

(1a)	Die Ordnung zum Schutz von Patientendaten 
in katholischen Krankenhäusern und Einrich-
tungen im Bistum Münster, nordrhein-westfä-
lischer Teil (PatDSG) (Kirchliches Amtsblatt 
Münster 2005 Nr. 19 Art. 217), die Anord-
nung über den kirchlichen Datenschutz für 
die Verarbeitung personenbezogener Daten in 
den katholischen Schulen im Bistum Münster, 
nordrhein-westfälischer Teil (KDO-Schulen) 
(Kirchliches Amtsblatt Münster 2005 Nr. 19 
Art. 218), die Anordnung über den Sozialdaten-
schutz in der freien Jugendhilfe in kirchlicher 
Trägerschaft (Kirchliches Amtsblatt Münster 
2004 Nr. 10 Art. 133) und die Ausführungs-
richtlinien zur Anordnung über den kirchlichen 
Datenschutz (KDO) für den pfarramtlichen Be-
reich (Kirchliches Amtsblatt Münster 2005 Nr. 
19 Art. 220) bleiben bis zu einer Neuregelung 
in Kraft, soweit sie den Regelungen dieses Ge-
setzes nicht ausdrücklich entgegenstehen.

(2)	 Dieses Gesetz soll innerhalb von drei Jahren ab 
Inkrafttreten überprüft werden.

Münster, den 8. Dezember 2017

L. S.	 † Dr. Felix Genn
	 Bischof von Münster

VZ: 49696/2017

Art. 46	 Änderung der  
	A nordnung über das kirchliche Meldewesen  
	 (Kirchenmeldewesenanordnung – KMAO)  
	 für den nordrhein-westfälischen Teil  
	 des Bistums Münster

Die Anordnung über das kirchliche Meldewesen 
– KMAO – für den nordrhein-westfälischen Teil 
des Bistums Münster, veröffentlicht im Kirchlichen 
Amtsblatt Münster 2005, Nr. 19, Art. 215, geändert 
am 1. Dezember 2010 (Kirchliches Amtsblatt Müns-
ter 2010, Nr. 23, Art. 248), wird wie folgt geändert:

I.	 Änderung

	 In die bestehende Anordnung über das kirch-
liche Meldewesen – KMAO – wird ein neuer 
§ 2 a eingefügt.

II. 	 § 2 a erhält folgende Fassung:

	 § 2 a Nutzungsanschluss zu elektronischen In-
formations- und Datenverarbeitungssystemen

(1)	Zur Sicherstellung der rechtlichen Vor-
aussetzungen über den Datenschutz und 
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die Datensicherheit wird bestimmt, dass 
die Kirchengemeinden und Verbände von 
Kirchengemeinden die durch das Bistum 
vorgegebenen Maßnahmen zur elektroni-
schen Informations- und Datenverarbeitung 
dienstlich zu nutzen haben. Dies bezieht 
sich insbesondere auf die Ausstattung mit 
Hard- und Software aller Arbeitsplatzcom-
puter gemäß der Durchführungsverordnung 
zur Anordnung über den kirchlichen Daten-
schutz (KDO-DVO) in der jeweils gültigen 
Fassung.

(2)	Zur Vermeidung von Härten kann auf An-
trag von der Nutzung nach Absatz 1 bis 
längstens zum 30.06.2019 befreit werden, 
wer die gesetzlichen Anforderungen über 
den Datenschutz und die notwendigen tech-
nischen und organisatorischen Maßnah-
men nach § 42 Abs. 5 Bundesmeldegesetz 

nachweist. Die technischen und organi-
satorischen Maßnahmen beinhalten auch 
Anforderungen aus den BSI-IT-Grund-
schutzkatalogen. Eine Befreiung über den 
30.06.2019 hinaus ist nur möglich, wenn 
der Nutzungsanschluss aus besonderen 
Gründen unter Berücksichtigung des öf-
fentlichen Interesses nicht zugemutet wer-
den kann. Anträge sind an das Bischöfliche 
Generalvikariat, Abteilung Kirchengemein-
den, schriftlich zu richten.

III.	 Inkrafttreten der Änderung

	 Die Änderung tritt am 1. Februar 2018 in Kraft.

Münster, 5. Januar 2018

L. S.	 † Dr. Felix Genn
	 Bischof von Münster

VZ: 59853/2016

Verordnungen und Verlautbarungen des Bischöflichen Generalvikariates

Art. 47	 Sitzungstermine  
	 diözesaner Gremien 2018

15.01.	 Montag	 Diakonenrat
15.02.	 Donnerstag	 Rat der Pastoralreferenten/ 

	 -innen
27.02.	 Dienstag	 Dechantenkonferenz
02.03.	 Freitag	 Diözesanrat
03.03.	 Samstag	 Kirchensteuerrat
17.04.	 Dienstag	 Rat der Pastoralreferenten/ 

	 -innen
16./17.04.	Mo./Di.	 Priesterrat
12.06.	 Dienstag	 Pfarrerkonferenz
15.06.	 Freitag	 Diözesanrat
16.06.	 Samstag	 Kirchensteuerrat
03./04.09.	Mo./Di.	 gemeinsame Konferenz der  

	 Räte
08.09.	 Samstag	 Kirchensteuerrat
21.09.	 Freitag	 Diözesanrat
22.09.	 Samstag	 Kirchensteuerrat
30.10.	 Dienstag	 Dechantenkonferenz
05.11.	 Montag	 Priesterrat
23.11.	 Freitag	 Diözesanrat
24.11.	 Samstag	 Kirchensteuerrat
27.11.	 Dienstag	 Pfarrerkonferenz

AZ: 002	 15.1.18

Art. 48	 Zählung der sonntäglichen  
	 Gottesdienstteilnehmer 

Gemäß Beschlüssen der Deutschen Bischofkonfe-
renz (vergl. Vollversammlung vom 24. - 27.02.1969, 
Prot. Nr. 18, und Ständiger Rat vom 27.04.1992, 
Prot. Nr. 5) werden für die Zwecke der kirchli-
chen Statistik der Bistümer in der Bundesrepublik 
Deutschland die Gottesdienstteilnehmer zwei Mal 
im Jahr gezählt. Die erste Zählung findet am zweiten 
Sonntag in der Fastenzeit (25. Februar 2018) statt. 
Zu zählen sind alle Personen, die an den sonntäg-
lichen Hl. Messen (einschließlich Vorabendmesse)  
teilnehmen. Mitzuzählen sind auch die Besucher der 
Wort- oder Kommuniongottesdienste, die anstelle 
einer Eucharistiefeier gehalten werden. Zu den Got-
tesdienstteilnehmern zählen auch die Angehörigen 
anderer Pfarreien (z. B. Wallfahrer, Seminarteilneh-
mer, Touristen und Besuchsreisende).

Das Ergebnis dieser Zählung ist am Jahresende in 
den Erhebungsbogen der kirchlichen Statistik für das 
Jahr 2018 unter der Rubrik „Gottesdienstteilnehmer 
am zweiten Sonntag in der Fastenzeit“ (Pos. 2) ein-
zutragen. Erneut werden diese Ergebnisse einzeln je 
Gottesdienstort (Pfarrkirche, Filialkirche usw.) ein-
getragen. Einen entsprechenden Zusatzbogen wer-
den wir dem Erhebungsbogen Online beifügen.
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Auch in diesem Jahr werden wir die Möglichkeit 
eröffnen, die Ergebnisse der Gottesdienstbesucher-
zählungen bereits im Laufe des Erhebungsjahres, 
nach Abschluss der Erhebungsbogenaktion 2017 in 
den Zusatzbogen Online einzutragen. Hierzu erhal-
ten Sie von der Fachstelle 107 – Kirchliches Mel-
dewesen und Territoriale Ordnung gesonderte Mit-
teilung.

AZ: 107	 29.12.17

Art. 49	 Veröffentlichung freier Stellen  
	 für Priester und Pastoralreferentinnen/ 
	 Pastoralreferenten

Detailinformationen zu den einzelnen Stellen sind 
in der Hauptabteilung 500, Seelsorge-Personal zu 

erhalten. Die Veröffentlichungen erscheinen eben-
falls im Internet unter „www.bistum-muenster.de/
Stellenbekanntgabe“. Hier finden Sie auch einen 
Rückmeldebogen, über den Sie Ihr Interesse bekun-
den können.  

Weitere Auskünfte erteilen je nach Angabe: 

- 	Karl Render, Tel.: 0251/495-1304, E-Mail: ren-
der@bistum-muenster.de

-	 Maria Bubenitschek, Tel.: 0251/495-1304, 
E-Mail: bubenitschek@bistum-muenster.de

-	 Offizialatsrat Msgr. Bernd Winter, Tel.: 04441/872-
281, E-Mail: bernd.winter@bmo-vechta.de

Folgende Stellen sind zu besetzen:

Stellen für Pfarrer 
Kreisdekanat Coesfeld Auskünfte erteilt
Dekanat Werne Lünen St. Marien Karl Render/ 

Maria Bubenitschek
Kreisdekanat Kleve Auskünfte erteilt
Dekanat Geldern Wachtendonk St. Marien Karl Render/ 

Maria Bubenitschek

AZ: HA 500	 15.1.18

Art. 50	 Personalveränderungen

B u d d e n k o t t e,   Wilhelm, mit Ablauf des 3. Ok-
tober 2018 von seiner Pfarrstelle Sendenhorst St. 
Martinus und Ludgerus entpflichtet, zum 1. Dezem-
ber 2018 Pastor mit dem Titel Pfarrer in Mettingen 
St. Agatha und Westerkappeln St. Margaretha sowie 
zur Mitarbeit im Dekanat Mettingen beauftragt. 

D a h l m a n n,   Andreas, Pastoralreferent zum 
1. Februar 2018 Schulseelsorger am St. Christopho-
rus Gymnasium in Werne. 

G r o s c h ,   Christoph, mit Ablauf des 12. Januar 
2018 von der Pfarrstelle Kleve zur Heiligen Familie 
sowie dem Amt des Dechanten im Dekanat Kleve 
entpflichtet.  

H o l z n i e n k e m p e r ,   Thomas, Dr., Subsidiar in 
Münster Liebfrauen-Überwasser, beauftragt mit der 
Geistlichen Begleitung, Mitarbeiter im Referat „Li-
turgie“ des Bischöflichen Generalvikariates, zusätz-
lich zum Verwalter der 8. Vikarie an der Domkirche 
in Münster ernannt.

J o s e,   P. Jaison, zum 28. Februar 2018 zum Pastor 
in Billerbeck St. Johannes der Täufer ernannt.

K o s t o w s k i ,   Daniel, bis zum 14. März 2018 
Pastor mit dem Titel Pfarrer in Dorsten St. Matthäus 
und zur Mitarbeit in der Seelsorgeeinheit Dorsten-
Nord beauftragt, zum 15. März 2018 Pastor mit dem 
Titel Pfarrer in Ostbevern St. Ambrosius.  

K u h l m a n n,   Barbara, zum 1. Februar 2018 
Geistliche Begleiterin im Bischöflichen Priesterse-
minar Borromaeum sowie im Institut für Diakonat 
und pastorale Dienste.

N i e s m a n n ,   Matthäus, Spiritual im Institut für 
Diakonat und pastorale Dienste im Bistum Münster 
und am Bischöflichen Priesterseminar Borromaeum, 
zusätzlich zum Verwalter der 8. Vikarie an der Dom-
kirche in Münster ernannt.

S h a r k o,   Stepan, derzeit Kaplan in Altenberge 
St. Johannes Baptist, zum 4. Januar 2018 zum Pastor 
m. d. T. Pfarrer in Altenberge St. Johannes Baptist 
ernannt.

S u o m - D e r y, Dr.   Eugene, zum 1. März 2018 
zum Pastor m. d. T. Pfarrer in Legden St. Brigida – 
St. Margareta ernannt.

W i n s c h u h ,   Robert, bis zum 14. Januar 2018 
Pfarrer in Wachtendonk St. Marien, zum 18. Febru-
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ar 2018 Verwalter der Pfarrstelle Hamm-Bockum-
Hövel Heilig Geist.  
Es wurden wegen Zusammenlegung neu ernannt:

C l e s s i e n n e,   Matthias, Pastoralreferent in den 
Kirchengemeinden Duisburg (Homberg-Hochhei-
de) Liebfrauen, Duisburg (Homberg) St. Johannes 
und Duisburg (Homberg) St. Peter, zum 4. Februar 
2018 in der neuen katholischen Kirchengemeinde 
Duisburg St. Franziskus.

H u n s m a n n,   Angela, Pastoralreferentin in der 
Kirchengemeinde Duisburg (Homberg-Hochhei-
de) St. Johannes, zum 4. Februar 2018 in der neuen 
katholischen Kirchengemeinde Duisburg St. Fran-
ziskus.

K i w i t t,   Jochem, Diakon i. H. in der Kirchenge-
meinde Duisburg (Homberg) St. Johannes im Malte-
ser Krankenhaus St. Johannes-Stift zum 4. Februar 
2018 in der neuen katholischen Kirchengemeinde 
Duisburg St. Franziskus im Malteser Krankenhaus 
St. Johannes-Stift.

K o s c h i n s k i,   Werner, Pastoralreferent in den 
Kirchengemeinden Rheinberg St. Peter und Rhein-
berg (Borth/Ossenberg) St. Evermarus zum 4. Fe-
bruar 2018 in der neuen katholischen Kirchenge-
meinde Rheinberg St. Peter.

W e l p,   Georg, Pastoralreferent in den Kirchenge-
meinden Rheinberg St. Peter und Rheinberg (Borth/
Ossenberg) St. Evermarus zum 4. Februar 2018 in 
der neuen katholischen Kirchengemeinde Rhein-
berg St. Peter.

AZ: HA 500	 15.1.18

Art. 51	 Unsere Toten

S c h m ö l e,   Klaus, Dr., Pfarrer em, am 29. No-
vember 1939 in Münster geboren, wurde am 3. De-
zember 1964 in Münster zum Priester geweiht. An-
schließend übernahm er eine Vertretungsstelle in 
Duisburg (Rheinhausen) St. Joseph. Ein Jahr darauf 
wurde er zum Kaplan in Recklinghausen St. Paulus 
ernannt. Im Jahr 1967 wurde er Religionslehrer am 
Gymnasium in Kleve und Subsidiar an der Prop-
steikirche St. Mariä Himmelfahrt ebd. Im darauffol-
genden Jahr wurde er zum Studium freigestellt und 
war gleichzeitig Geistlicher Leiter des Albertus-Ma-
gnus-Kollegs in Münster. Im Jahr 1970 wurde er As-
sistent an der Westfälischen Wilhelms-Universität in 
Münster. Zum Pfarrer in Warendorf St. Laurentius 
wurde er 1974 ernannt. Im Jahr 1979 wurde er zum 
Pfarrer in Nottuln (Darup) St. Fabian und St. Sebas-
tian und zum Mitarbeiter in der Theologenausbil-
dung im Coll. Borromaeum in Münster ernannt. Im 
Jahr 1980 wurde er zum Pfarrer in Münster Heilig 
Kreuz ernannt und war weiterhin Mitarbeiter in der 
Theologenausbildung im Coll. Borromaeum. Die 
Ernennung zum Pfarrer in Tecklenburg (Brochter-
beck) St. Peter und Paul erhielt er 1989 und war wei-
terhin Mitarbeiter in der Theologenausbildung im 
Coll. Borromaeum. Im Jahr 1991 wurde er zum Rek-
tor m. d. T. Pfarrer in Cloppenburg (Stapelfeld) Hl. 
Kreuz und zum Geistl. Rektor an der Akademie und 
Heimvolkshochschule Kardinal-von-Galen ernannt. 
Zum Pfarrdechant in Ahlen St. Bartholomäus wurde 
er im Jahr 1993 ernannt. 1995 wurde er freigestellt 
für die Aufgabe als Dozent an der Theol.-Pädagogi-
schen Akademie in Berlin. Im Jahr 1998 wurde er 
zum Spiritual der Heiligenstädter Schulschwestern 
im Bergkloster Bestwig ernannt und übernahm eine 
Lehrertätigkeit bei der Religionslehrerfortbildung 
des Erzbistums Paderborn. Seit 2009 lebte er als 
Emeritus in Münster (Nienberge) St. Sebastian und 
zog im Jahr 2012 nach Nordwalde. Als Priester und 
Seelsorger hat er Zeugnis gegeben von der Men-
schenfreundlichkeit Gottes und sich so eine hohe 
Wertschätzung und große Verbundenheit der Men-
schen erworben. Er starb am 7. Januar 2018 im Alter 
von 78 Jahren in Nordwalde. 

AZ: HA 500	 15.1.18
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Bischofswort zur österlichen Bußzeit 2018
zu verlesen am 1. Fastensonntag 2018

Sperrfrist für alle Veröffentlichungen: 17. Februar 2018

	 Bischofswort zur  
	 österlichen Bußzeit 2018

Liebe Schwestern und Brüder im Glauben!

Das Jahr 2018, das schon mit einigen Wo-
chen ins Land gegangen ist, wird für unser 
Bistum ganz besonders geprägt werden durch 
den Katholikentag, der vom 9. bis 13. Mai 
in unserer Bischofsstadt Münster stattfinden 
wird. Diese Tage stehen unter dem Leitwort 
„Suche Frieden“. Im Jahre 1648, also vor 
370 Jahren, wurde in den Städten Münster 
und Osnabrück ein Friedensvertrag geschlos-
sen, mit dem ein blutiger 30-jähriger Krieg 
in Europa zu Ende ging. Ausgelöst worden 
war er durch die Streitigkeiten innerhalb der 
christlichen Konfessionen, verbunden mit 
der Gier nach Macht der verschiedenen Herr-
scher. Der Abschluss im Jahre 1648 hat den 
beiden Städten den Titel „Friedensstadt“ ein-
gebracht. 

„Der Friede ist das Beste aller Dinge“, so 
können wir es im so genannten Friedens-
saal des Münsteraner Rathauses, in dem die 

Verträge unterzeichnet wurden, lesen. Das 
Jahr 2018 erinnert auch an das Ende eines 
furchtbaren Krieges vor genau 100 Jahren, 
der zum ersten Mal nicht nur zwischen ein-
zelnen europäischen Völkern, sondern auch 
auf Weltebene ausgetragen wurde, und der 
unzählige Todesopfer und Zerstörungen 
gebracht hat. Der Friedensabschluss, der 
diesem Ende folgte, war so brüchig, dass 
schon 21 Jahre später ein neuer Weltkrieg 
ausbrach. Mit Dankbarkeit dürfen wir in 
unseren Breiten sehen, dass wir weitgehend 
im Frieden leben. Allerdings zeigt uns der 
Blick in die gesamte Weltsituation, dass 
dies für einen Großteil anderer Länder und 
Regionen nicht gilt. Aber auch bei uns ist 
aller Friede brüchig, wenn wir nur an die 
Ausbrüche von Terror und Gewalt auch in 
unseren Städten und in den europäischen 
Ländern denken. Den Frieden zu suchen ist 
eine ständige Aufgabe, die freilich nicht nur 
den Verantwortlichen in der Politik gestellt 
ist, sondern jedem Einzelnen von uns. Dazu 
möchten die Begegnungen, Gespräche, Dis-
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kussionen und Gottesdienste beim Katholi-
kentag im Mai beitragen. 

Noch sehr klingen in meinem Herzen zwei 
Ereignisse des vergangenen Jahres nach: 
Einmal denke ich an das Weltfriedenstreffen 
im September in Münster und Osnabrück. 
Es hat Menschen aus allen Religionen und 
vielen unterschiedlichen Völkern in unsere 
Städte geführt. Es konnte eindringlich  
demonstrieren, dass auch zwischen sonst 
verfeindeten Gruppen und Völkern Frie-
de auf der Ebene des Gespräches und des  
Gebetes möglich wird. Diese Tage standen 
unter dem Leitwort: „Wege des Friedens“.

Das andere Ereignis war der Auftakt zum 
Katholikentag, den wir, unter der Teilnahme 
von vielen von Ihnen, am Samstag, dem 
13.  Mai 2017 in Münster gefeiert haben. 
Es war ein schönes und gelungenes Fest. 
Am Ende dieses Tages wurden in einem 
Gottesdienst im Dom an viele Einzelperso-
nen und Gruppen, auch über die Grenzen  
unserer Religion und Konfession hinaus, un-
beschriebene Blätter verteilt. Wir haben sie 
„Friedensverträge“ genannt. Dieses schöne 
Motiv greife ich gerne auf, um zu Beginn 
der österlichen Bußzeit mit Ihnen, liebe 
Schwestern und Brüder, die Wirkweisen 
solcher Friedensverträge zu bedenken. Ich 
lade Sie ein, in Ihren Familien, Kreisen und 
Gruppen, über diese Friedensverträge nach-
zudenken: 

a.	 Ein erster Vorschlag betrifft den Frie-
densvertrag mit Menschen, zu denen 
die Verbindung abgerissen oder unter-
brochen worden ist, ja, die vielleicht 
sogar unsere Feinde sind. Möglicher-
weise hat jeder von uns schon öfters 
darüber nachgedacht, wie gut es wäre, 
unter einen Streit, eine jahrelange Aus-
einandersetzung, einen Schlussstrich zu  

ziehen und damit den Konflikt durch 
gute Vereinbarungen und durch Verzei-
hung zu beenden. Das könnte gut zur 
österlichen Bußzeit passen, auf diese 
Wunde in unserem Leben zu schau-
en und einen neuen Anfang zu wagen. 
Ich kann mir allerdings auch vorstellen, 
dass mancher von Ihnen schon oft Ver-
suche unternommen hat, aber jedes Mal 
auch an der Gegenseite gescheitert ist, 
weil die Bereitschaft zur Versöhnung 
nicht gegeben war. Daher kann sich das  
Bemühen um einen Friedensvertrag 
schon von vornherein als unsinnig  
erweisen. Dennoch möchte ich 
Sie ermutigen, wenigstens darüber 
nachzudenken, ob nicht auf diesem  
Vertrag ein Gebet stehen könnte. Sie 
wenden sich an Jesus und bitten IHN, 
alles aus Ihrem Herzen wegzuräumen, 
was Ihrerseits einer Versöhnung im 
Wege stehen kann. Gleichzeitig bitten 
Sie darum, dass im Herzen des anderen 
überwunden wird, was es ihm schwer 
macht, den Schritt zur Versöhnung zu 
tun. 

b.	 Es gibt auch die Möglichkeit, mit sich 
selbst einen Friedensvertrag zu schlie-
ßen. Vielleicht hört sich das zunächst 
etwas ungewöhnlich an. Gerade die 
österliche Bußzeit ist eine Einladung, 
achtsam auf sich selber zu sein und zu 
schauen, was mich unzufrieden macht, 
vor allem, wenn ich auf mich selber 
blicke. Es gibt wohl in jedem mensch-
lichen Leben Wirklichkeiten, mit denen 
wir uns nur schwer aussöhnen können. 
Das kann vieles beinhalten, zum Bei-
spiel bestimmte Ziele nicht erreicht zu 
haben, die man sich gesteckt hat; oder 
sich nicht damit zu versöhnen, einen 
Fehltritt begangen zu haben, der immer 
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noch über Jahre weiterwirkt, den ich 
mir selber nicht verzeihen kann. Manch 
einer ist auch nicht versöhnt mit der 
Grenze, die seiner Gesundheit, seinen 
Fähigkeiten, seinen Begabungen ge-
setzt ist, weil er sich immer wieder mit  
anderen vergleicht und diese für viel 
besser, klüger und vollkommener hält. 
Kann es nicht in der österlichen Bußzeit 
eine Möglichkeit geben, auch einmal 
Frieden mit sich selbst zu schließen? 
Das kann im Gebet geschehen, das kann 
auch in einem guten Gespräch statt
finden, und schließlich bietet die Kirche 
das großartige Geschenk des Auferstan-
denen an, sich in einer Beichte das Wort 
der Vergebung und Versöhnung zuspre-
chen zu lassen. Aber möglicherweise ist 
das schon ein zu großer Schritt, und es 
würde einfach helfen, auf das leere For-
mular des Friedensvertrages ein Gebet 
zu schreiben, Schritte gehen zu können, 
um mit sich selber versöhnt zu sein. 

	 Das Buch der Psalmen kennt dieses schö-
ne Gebet, das genau auf diesen Friedens-
vertrag passt: „Erforsche mich, Gott, 
und erkenne mein Herz, prüfe mich, und 
erkenne mein Denken! Sieh her, ob ich 
auf dem Weg bin, der dich kränkt, und 
leite mich auf dem altbewährten Weg!“ 
(Ps 139, 23 – 24). 

c.	 Schließlich könnte ich einen Friedens-
vertrag schreiben, indem ich genauer 
hinschaue, ob ich achtsam genug mit 
den Gütern der Erde umgehe und sie so 
achte, dass man die Spur Gottes auf ihr 
erkennen kann. Die österliche Bußzeit 
bietet die Möglichkeit des Verzichts und 
heißt nicht umsonst auch „Fastenzeit“. 
Es ist nicht damit getan, am Ende dieser 
40 Tage ein paar Pfunde weniger zu wie-
gen, sondern es könnte auch eine Her-

ausforderung sein genauer zu prüfen, wo 
in meinem Leben und Umfeld gegen die 
Natur und gegen die Schöpfung gefehlt 
wird. Es ist gut zu sehen, dass viele Men-
schen für diese Fragen immer sensibler 
werden, bewusster kaufen, nicht bloß 
konsumieren, sondern auswählen, was 
man isst, was man einkauft. Nachhaltig-
keit und soziale Gerechtigkeit beginnen 
bei jedem Einzelnen und setzen sich in 
unserer globalisierten Gesellschaft fort. 
Den Preis unseres Lebens sollten nicht 
andere zahlen müssen. Viele achten da-
rauf, dass Produkte unseres alltäglichen 
Bedarfes nicht durch den Preis der Aus-
beutung von Kindern und Menschen aus 
ärmeren Ländern hergestellt werden. 
Ich bin überzeugt davon, dass das For-
mular dieses Friedensvertrages manche 
Anregung enthalten kann und dazu bei-
trägt, die Liedstrophe wahrzumachen, 
die sich in unserem Gotteslob findet  
(464, 8): „Gott liebt diese Welt, und wir 
sind sein Eigen. Wohin er uns stellt, sol-
len wir es zeigen: Gott liebt diese Welt!“

Liebe Schwestern und Brüder, an diesem 
ersten Sonntag der österlichen Bußzeit wird 
in der ersten Lesung vom Bund Gottes mit 
Noah und der gesamten Schöpfung berich-
tet. Als Zeichen für diese Verbundenheit gilt 
der Regenbogen, von dem Gott selber sagt: 
„Er soll das Zeichen des Bundes werden 
zwischen mir und der Erde“ (Gen 9, 13), 
und er fügt ausdrücklich hinzu: „Dieses Zei-
chen zeigt, dass er nicht die Erde vernichten 
will“. 

Ich wünsche Ihnen allen im Zugehen auf 
den Katholikentag und in der gemeinsamen 
Feier dieses Großereignisses, zunächst aber 
einmal für die österliche Feier: Lassen Sie 
sich berühren von der Botschaft des aufer-
standenen Herrn. In Ihm verbindet sich Gott 
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mit uns Menschen, schlägt einen Bogen 
von sich aus zu uns hin. Er will uns damit 
zeigen, dass Er mit uns Frieden schließen 
möchte. Er gibt uns die Verheißung, in der 
Verbindung mit Ihm unzerstörbares Leben 
zu empfangen.

In diesem Sinne freue ich mich mit Ihnen 
auf die gemeinsame Feier des Osterfestes 
und die vielen Begegnungen in Münster 
während des Katholikentages und wünsche 
Ihnen dazu allen Segen: Den Segen des  

allmächtigen Gottes, des Vaters und des 
Sohnes und des Heiligen Geistes!

Münster, am Fest der Erscheinung des Herrn,  
dem 6. Januar 2018

Ihr Bischof

Dieses Bischofswort ist am 1. Fastensonntag, dem 
18.  Februar in allen Gottesdiensten, einschließlich 
der Vorabendmesse, zu verlesen.

Das Wort des Bischofs zur österlichen Bußzeit 
wird auch 2018 als Video-DVD und Audio-CD 
verfügbar sein, gesprochen von Bischof Dr. Felix 
Genn. So besteht die Möglichkeit, das Video in den 
Gottesdiensten am ersten Fastensonntag, 17./18. Fe-
bruar 2018, einzuspielen. 

Der Brief mit Video-DVD und Audio-CD kann 
noch bis zum 2. Februar 2018 (wie bereits in Amts-
blatt Nr. 2 angekündigt) kostenfrei bestellt werden 
im Bischöflichen Generalvikariat, Abteilung Me-
dien- und Öffentlichkeitsarbeit, Tanja Schröder, 

Domplatz 31, 48143 Münster, Tel.: 0251/495-1191, 
E-Mail: medien@bistum-muenster.de. Der Versand 
der Datenträger erfolgt so, dass sie spätestens zum 
16. Februar 2018 eintreffen.

Außerdem gibt es ab dem 12. Februar 2018 eine 
Downloadmöglichkeit: Die Video- und Audiodatei-
en können aus der Mediendatenbank des Bistums 
Münster (Link: medien.bistum-muenster.de) herun-
tergeladen werden kann. Die DVD bzw. das Video 
sind frei zur Verbreitung ab Beginn der Vorabend-
messen am 17. Februar 2018.


